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Plasser: Hohes Haus! Nach dem Gesetze vom

28. Juli 1925 wurden die österreichischen Bundes¬

forste als ein selbständiger Wirtschaftskörper erklärt.

In Durchführung des Gesetzes erfolgte eine Reform

der Bundesforste. Die erste Maßnahme, die man in

Erwägung zog, betraf die Auflösung der Mittel¬

instanzen, das ist der Forstdirektionen in den ein¬

zelnen Ländern, weil man sich davon eine besondere

Ersparnis bei den Bundesforsten erhoffte. Schon

damals wurde von verschiedenen Seiten die Auf¬

fassung vertreten, daß die Ersparungen, die man

dadurch zu erzielen hoffte, nicht eintreten werden,

ja es haben auch selbst unter den höheren Beamten

der Bundesforste verschiedene Auffassungen bestanden,

und es ging der Streit darum, ob man die Aus¬

lösung der Direktionen in dem Umfange durchführen

soll, wie man es geplant hat. Es hat sich dabei

selbstverständlich auch um die Existenz der ver¬

schiedenen Beamten, um die Anstellungsrechte und

überhaupt um die erworbenen Rechte der Beamten¬

schaft gehandelt.
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Im Laufe der Jahre und insbesondere des

Reformjahres 1927 zeigte cs sich, daß die Er¬

sparungen, die man durch die Auflösung der Direk¬

tionen erzielen wollte, den Erwartungen eigentlich

nicht entsprochen haben. Wir sehen in den Abschluß¬

berichten der Bundcsforste eine hohe Post Reise¬

auslagen, welche dadurch entstanden ist, daß nicht

'nur die verantwortlichen Jnspektionsbeamten draußen

bei den Forstinspektionen sehr häufig nach Wien zur

Generaldirektion berufen werden, sondern auch

Jnspektionsbeamte in Wien sitzen, die draußen ihre

Wirtschaftsbezirke haben und selbstverständlich immer

wieder von der Zentrale aus in diese Wirtschafts¬

bezirke fahren müssen, um dort die notwendigen

Agenden zu erledigen. Ein Beispiel dafür ist, daß

der Jnspektionsbeamte des Wirtschaftsbezirkes Spital

am Pyhrn in Wien bei der Gencraldirektion sitzt

und daher gezwungen ist, sehr häufig hinauszufahren,

um den Wirtschastsbezirk zu führen.

Nun hat die Generaldirektion der Bundesforste

als Abschluß des Jahres 1927 einen Geschäfts¬

bericht herausgegeben, der einen Betriebsgewinn von

rund 1,020.000 8 verzeichnet. Wenn man bedenkt,

daß im Jahre 1926 die Bundesforste einen großen

Abgang auszuweisen hatten, im Jahre 1927 sich

hingegen ein Betriebsgewinn von 1,020.000 8

ergibt, so muß man sich vorstellen, daß ungeheure

Ersparungsniaßnahmen Platz gegriffen haben niüffen,

um diesen Betriebsgewinn erzielen zu können. Der

Bericht der Bundesforstverwaltung zeigt uns aber

auch andere Ziffern. Es ist dort die Rede von hohen

Löhnen der statutarischen Arbeiterschaft, von hohen

Lasten der Servituten und Pensionen und verschie¬

denen anderen Dingen, die jedem einzelnen, der an

dem Betriebe der Bundesforste interessiert ist, zu

denken geben müssen.

In diesem Berichte wird insbesondere auf die

statutarischen Forstarbeiter hingewiesen, und es ist

begreiflich, daß, da die statutarischen Forstarbeiter

in diesem Berichte gewissermaßen als die Parasiten

des Betriebes hingestellt werden, eine Beunruhigung

dieser Arbeiterschaft hervorgcrufen worden ist. Durch

die Behandlung dieser Arbeiterschaft in den letzten

Jahren, durch den Abbau, der immer wieder dnrch-

geführt wird, ist es ausgeschlossen, daß diese

Arbeiterschaft zur Ruhe kommen kann. Gerade vor

einigen Tagen mußten wir ja wieder erfahren, daß

die Generaldirektion der Bundesforste sich mit dem

Gedanken trägt, die Ebenster Schatzelsäge zu sperren,

weil sie nicht jenen Ertrag abwirft, den sich die

Generaldirektion erhoffte. Ich glaube, daß es not¬

wendig sein wird, in dieser Frage mit den Ver¬

tretern der Bundesforstarbeiterschaft zu verhandeln

und zu überprüfen, ob tatsächlich die Notwendigkeit

der Sperrung dieser Säge besteht. Es scheint, als

ob in der Generaldirektion der Bundesforste

Menschen sitzen würden, die nichts anderes tun, als

immer darüber Nachdenken, wie es möglich wäre,

in die statutarische Arbeiterschaft Unruhe hineinzu-

bringen. Nebenbei muß erwähnt werden, daß durch

den Abbau, der bei den Bundesforsten fast ständig

durchgeführt wird, jene Forstarbciter, die nicht im

Bezug einer Provision stehen, beunruhigt werden,

weil sie überhaupt keine Bezüge haben, wenn sie

ausgestellt werden. Dadurch daß sich die Regierung

immer wieder weigert, diesen Teil der Arbeiterschaft

in die Arbeitslosenversicherung einzubeziehen, besteht

für diese Menschen die Gefahr, daß sie, wenn sie

die Arbeit verlieren, mit ihrer Familie vollständig

der Not und dem Elend preisgegeben sind. Es ist

daher begreiflich, daß diese Menschen, wenn nur

irgendwo der Gedanke ausgesprochen wird, daß ein

Betrieb stillgelegt werden soll, sich um ihre Existenz

wehren, daß sie ihre Organisationen und die Ver¬

treter ihrer Partei in Anspruch nehmen, um die

ihnen drohenden Gefahren abznwehren. Es ist einer

öffentlichen Verwaltung unwürdig, schwer arbeitende

Menschen so zu behandeln.

Wie gesundheitsschädlich und lebensgefährlich der

Beruf der Forstarbeitcr ist, ersieht man aus den

Ziffern der frühzeitig pensionierten Arbeiter und

aus der großen Anzahl von Unfällen, die sich all-

jährlich ereignen. Es gibt wohl wenig Forstarbeiter,

die nicht durch Krankheit oder Unfall an ihrer

Gesundheit Schaden gelitten hätten. Wenn nun

diese Forstarbeiter von der Verwaltung, wie es in

diesem Bericht so augenscheinlich zum Ausdruck

komnit, als Schädlinge des Betriebes hingestellt

werden, so ist ihre Entrüstung nur begreiflich. Die

Forstarbeiter gehören tatsächlich zu den am schwersten

arbeitenden Menschen. Nicht genug, daß sic von

Montag bis zum Samstag fern von ihrer Familie

leben müssen, müssen sie unter den schwierigsten

Verhältnissen ihre Arbeit verrichten.

Die Belastungen, die dem Betrieb der öster¬

reichischen Bundesforste auferlcgt sind, sind gewiß

groß. Wenn hier Ziffern ausgewiesen werden, aus

denen zu ersehen ist, daß insgesamt an Servituten

209.487 Festmeter Nutzholz und 106.415 Fest¬

meter Brennholz verabreicht werden müssen, dann

verstehen wir, daß eine solche Belastung die Führung

des Betriebes sehr erschwert. Wenn wir außerdem

in Betracht ziehen, daß gegenüber dieser ungeheuren

Holzmenge, die da an Servitutsberechtigte abge¬

geben werden muß, nur eine Einnahnie von

40.463 8 eingestellt ist, so ist es begreiflich, daß

hier verlangt werden muß, in dieser Beziehung

endlich einmal Ordnung zu inachen.

Wenn ich die Frage der Servitute anschneidc, so

möchte ich von vornherein fcststellen, daß wir uns

ganz entschieden dagegen wehren müßten, wenn die

Servitutenregelung in der Fon» erfolgen sollte, daß

dadurch an der Existenz der kleinen Leute, die die

Servitute für ihre Existenz brauchen, gerüttelt
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würde. Wir verlangen eine Regelung in dem

Sinne, daß endlich jene großen Servitute, die die

Bundesforste so ungeheuer belasten und für welche

die rechtliche Grundlage heute nicht mehr gegeben

ist, überprüft und geregelt werden.

Was die Pensionslastcn betrifft, so wissen wir,

daß die Bundesforste sehr hohe und einschneidende

Belastungen zu tragen haben. Hier gibt der Bund

nur einen ganz kleinen Zuschuß, und wir müssen

verlangen, daß sich die Regierung mit dem Ge¬

danken vertraut macht, daß die Überweisung größerer

Beträge für diese Pensionslasten durchgeführt werden

muß. Wenn wir in Betracht ziehen, daß doch diese

Pensionslastcn zum großen Teil den Bundesforsten

ans dem Titel der früheren Hofjagdleitungen auf¬

erlegt wurden, so müssen wir sagen, daß es ganz

nngercchtfertigt ist, derartige Lasten einem Betriebe,

den man kommerzialisiert hat, der nach kauf¬

männischen Grundsätzen geführt werden soll, aufzu¬
erlegen. Der Zuschuß, den der Bund an die

Bundesforste für die Pensionen gibt, ist vollständig
unzureichend. Hier muß unter allen Umständen eine

Regelung durchgeführt werden.

Wenn ich über die Bundcsforste spreche, so

möchte ich noch eines erwähnen, und zwar die
Gegenüberstellung der freien und der statutarischen

Arbeiterschaft. Die Generaldirektion der Bundes¬

forste sagt, die freie Arbeiterschaft macht uns keinerlei

Schwierigkeiten, während wir mit der statutarischen
Arbeiterschaft infolge ihrer erworbenen Rechte immer

wieder Schwierigkeiten haben. Alle möglichen Aus¬

reden werden angeführt, um die Rechte der
statutarischen Forstarbeiterschast illusorisch zu machen.

Wenn nian aber einen Vergleich zieht, so ergibt

sich, daß die Bringungsverhältnisse bei den Schläge¬
rungen, die die statutarische Arbeiterschaft durchführt,

bedeutend schwieriger sind, daß die statutarische

Arbeiterschaft bei Schlägerungen an hochgelegenen
Gebirgsstellen verwendet wird, wo selbstverständlich
der Aufwand für die Bringung, der Aufwand für

die ganze Produktion des Holzes bedeutend größer

ist. Da ist es selbstverständlich, daß die Holzmengen,
die von statutarischen Forstarbeitern geschlägert und

gebracht werden müssen, einen bedeutend höheren

Betrag verschlingen, als dies bei den anderen der

Fall ist, denen man die Möglichkeit gibt, im Wege

von Stockverkäufen bei besseren Bringungsverhält¬

nissen und besser gelegenen Schlägerungsplätzen die

Arbeiten durchzuführen.

Wenn ich noch sage, daß die ungeheuren Spar¬

maßnahmen, die bei den Bundesforsten durchgesührt

werden, eine Gefahr für den Bestand der Bundcs¬
forste bedeuten, so berufe ich mich dabei auf die
Generaldirektion der Bundesforste, die das selbst in

ihrem Bericht geschrieben hat. Hier heißt es (liest):
„Da die Bundesforste im Gegensatz zur Hoheits-

verwaltung keine Ausgabenwirtschaft betreiben und

im Interesse der Gesundung des Betriebes nach den

Grundsätzen eines kommerziellen Unternehmens die

Ausgaben nach den Einnahmen zu bestinimen haben,
also von den Einnahmen leben müssen, ftst eszklar,
daß, wenn die Pflichtleistungen — deren Bestim¬

mung nicht in der Hand der Bundesforste liegt —

immer mehr steigen, alle anderen Ausgaben, und

zwar die produktiven für die Waldpflege, besonders
für Aufforstungen, dann für Holzschlägcruug und

Bringung gedrosselt werden müssen. Dies muß sich
auf den Waldbau und auf die Waldpflege um so

schlimmer auswirken, als die Vernachlässigungen
am Walde während des Krieges, wo das Geld

und die Arbeiter fehlten, noch lange nicht behoben

sind."

Die Generaldirektion der Bundesforste gibt also

selbst zu und stellt in diesem Bericht fest, daß die

Vernachlässigungen, die an den Forsten während

des Krieges infolge Mangels an Geld und Arbeitern

eingetretcn sind, nicht behoben worden sind, sie stellt

aber fest, daß, wenn die Belastungen, die auf den

Bundesforstbctriebcn liegen, nicht beseitigt werden,

die Kultur in den Bundesforsten noch mehr ver¬

nachlässigt werden muß.

Ich möchte an die Regierung die dringende

Aufforderung richten, hier endlich Wandel zu schaffen.

In erster Linie ist eine Regelung der rechtlich nicht

begründeten Servitute durchzuführen, zweitens sind

den Bundesforsten höhere Beträge für jene Aus¬

gaben zuzuwenden, die ihnen aus dem Titel

„Pensionen und Provisionen" anferlegt sind. Ich

setze voraus, daß diese Anregungen, die man hier

bereits zu wiederholten Malen gegeben hat, endlich

durchgesührt werden. Wir müssen auch immer wieder
die Forderung aufstellcn, daß in sozialpolitischer

Beziehung die Forstarbeiter die notwendige Berück¬
sichtigung finden und daß endlich auch die Ein¬

beziehung der Forstarbeiter in die Arbeitslosen¬

versicherung erfolge. (Beifall.)

Ammann: Hohes Haus! Wenn ich mich zum

Titel 1 des Abschnittes VIII zum Worte gemeldet

habe, so geschah das nicht etwa deshalb, weil ich

im allgemeinen an der Gebarung der österreichischen

Tabakregie Kritik üben will. Denn jeder wohl¬
gesinnte Österreicher wird anerkennen, daß von allen
Staatsbetrieben die Tabakregie ganz entschieden der

bestgeleitete ist und den Bedürfnissen des rauchenden

Publikums weitgehend entgegcnkommt. In einer Be¬

ziehung jedoch ist eine berechtigte Klage zu führen,
das ist hinsichtlich der Verleihung der Tabak¬

trafiken. Es ist ja doch bekannt, daß in erster

Linie die Kriegsinvaliden auf die Verleihung von

Tabaktrafiken Anspruch haben. Es sind mir per¬
sönlich aber nicht nur einer, sondern verschiedene
Fälle bekannt, wo bei Freiwerden und Neu¬

verleihungen von Trafiken bedürftige Kriegs¬
beschädigte um die Verleihung der Tabaktrafik an-

81. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 35

www.parlament.gv.at



2466 81. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, III. G. P. 29. Jänner 1929.

gesucht haben und abgewiesen worden sind, dies

nicht etwa deshalb, weil ein anderer bedürftigerer

Kriegsbeschädigter die Trafik erhalten hätte, sondern

weil sic irgendeinen! wohlhabenden, ans sie gar

nicht angewiesenen Geschäftsmann etwa mit der

Begründung verliehen wurde, das; er das geeignetere

Lokal oder die geeignetere Lage habe usw. In dieser

Beziehung wäre zu wünschen, daß die Kriegs¬

beschädigten bei Neuverleihungen von Trafiken mehr

als bisher berücksichtigt würden.

Zum Titel 2, „Salz", haben bereits meine Kollegen

Strießnig, Pirchegger und Fahrncr einen Antrag

eingebracht, welcher auf die Verbilligung des Vieh¬

salzes zur Behebung der gegenwärtig' in Österreich

herrschenden Futtermittelnot hinzielt. Bezüglich des

Salzes wäre aber noch zu erwähnen, daß wohl alle

bäuerlichen Abgeordneten den Wunsch haben müssen,

daß diese durch den Antrag Strießnig, Pirchegger

und Fahrncr gewünschte Lösung nicht nur eine vor¬

übergehende, sondern eine dauernde werde und daß

der Salzbezug den Landwirten und insbesondere

den Bewohnern der ferner gelegenen Orte dadurch

verbilligt werden soll, daß Vorkehrungen getroffen

werden, daß der Salzpreis in Österreich überall der

gleiche sei. Dabei darf keineswegs darauf vergessen

werden, daß alte Rechte der Bauern des Salz¬

kammergutes auf verbilligten Salzbezug durch diese

unsere Bestrebungen nicht beeinträchtigt werden

dürfen, weil es nicht angcht, allgemein öffentliche

Interessen ans Kosten eines einzelnen zu fördern,

eines einzelnen, der sich auf ein verbrieftes

altes Recht berufen kann. Bezüglich des Titels

Salz wäre auch noch zu bemerken, daß wir

es verurteilen müssen, daß die Saline in Hallein

imnter mehr und niehr zurückgedrängt wird

und ihre Erzeugung nur mehr einen kleinen Bruch¬

teil der früheren bedeutet, da dadurch die Arbeiter¬

schaft in Hallein schwer geschädigt und teilweise

arbeitslos wird, aber auch die gesamte Bevölkerung

des Städtchens Hallein unter dieser Einschränkung

schwer leidet. Auch die Salzburger Saline in

Hallein hat ein Recht zu bestehen, und bei einer

zielbewußten Förderung wird der Absatz des Halleiner

Salzes sicher gewährleistet werden können.

Zum Titel Post- und Tclegraphenwesen habe ich

bereits im Hauptausschuß Gelegenheit gehabt, die

Wünsche, die die Landbevölkerung hat, anläßlich der

Beratung der Verordnung über die Erhöhung der

Postgebühren vorzubringen. Ich niöchte hier noch

einmal darauf verweisen, daß eine große Erbitterung

darüber herrscht, daß auch heute noch für die Post¬

kanzleien voni Postärar eine derartig minimale

Miete bezahlt wird, daß es überhaupt unbegreiflich

ist, insbesondere, wenn man bedenkt, daß doch

vielfach seinerzeit unternehmenden Hausbesitzern von

der Regierung, beziehungsweise vom Postärar Ver¬

sprechungen gemacht und neue Gebäude, um die

Post unterzubringen, nur deshalb erstellt wurden,

weil man damals dem Erbauer in Aussicht gestellt

hat, daß das Gebäude auch ein entsprechendes

Zinserträgnis abwerfen werde; heute beschränkt

sich aber das Postärar auf den gesetzlichen Mietzins,

der natürlicherweise vollständig unzulänglich ist.

Wenn es schon im Jahre 1917 durch eine Ver¬

ordnung der damaligen Regierung Über den Mieter

schütz möglich gewesen ist, die Bestimmungen des

bürgerlichen Gesetzbuches hinsichtlich des Schutzes

des Eigentums zu umgehen, so müßte es doch auch

heute möglich sein, die Bestimmungen des Mieten¬

gesetzes in einer gerechteren Weise wenigstens dort

abzuändcrn, wo der Staat, staatliche Betriebe,

staatliche Behörden oder behördliche Personen selbst

Mieter sind und also der Staat aus seinen Ein-

nahnicn den Mietzins zu bezahlen hat.

Zum Titel 8, „Bundestheater", möchte ich nur

darauf verweisen, daß sich ja unsere Partei wieder¬

holt niit der Angelegenheit der Bundestheater be¬

schäftigt und schon früher in Anträgen und An¬

regungen zum Ausdruck gebracht hat, daß es

unerträglich ist, daß die ganze österreichische Be¬

völkerung für das Defizit der Bnndestheater in

Wien aufzukommen hat, während anderseits die

Stadt Wien, die ja doch das größte Interesse au

dem Bestände der Bundestheater hat, aus diesen

eine verhältnisniäßig ziemlich bedeutende Einnahme

erzielt. Das Defizit in den Bundestheatern könnte

aber unserer Meinung nach auch noch auf andere

Art und Weise verringert werden: durch Ersparungen.

Die ländliche Bevölkerung kann cs nicht begreifen,

wenn sie über die Gagen einzelner Kunstkräfte an

unseren Bundesthcatern Aufschluß erhält, und sie

kann cs noch weniger begreifen, wenn sie dann

dazu noch hört oder aus den Namen der betreffen¬

den Künstler schließen muß, daß besonders in unserer

Staatsoper in hervorragender Weise ausländische

Kräfte gegenüber den einheimischen Künstlern be¬

vorzugt werden. Wenn Sie die Namen unserer

Sänger und Sängerinnen an der Staatsoper durch¬

gehen, so wird Ihnen da sofort ein Vorherrschen

des Ausländertums ausfallen. Es wäre also auch

in dieser Beziehung zu wünschen, daß unsere ein¬

heimischen Künstler mehr als bisher berücksichtigt

würden und daß die Ausländerei etwas mehr zurück¬

gedrängt würde.

Was nun das Kapitel 29 anbelangt, so stehen

wir wieder einmal vor einer Erhöhung der Bahn¬

tarife. Ich gebe hier gerne zu, daß es den Be¬

mühungen des Bundesministeriums für Land- und

Forstwirtschaft und der Präsidentenkonferenz der

landwirtschaftlichen Hauptkörperschaften gelungen ist,

einzelne wichtige Wünsche der Landwirtschaft gegen¬

über der Generaldirektion der Bundesbahnen durch

zusetzcn, und ich anerkenne dankbar sowohl die

Bemühungen des Landwirtschaftsministeriunis als
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auch das dabei zutage getretene Eutgegcnkomiuen

der Bundesbahndircktion. Aber immerhin bleibt noch

eine ganze Reihe von Wünschen übrig, die das

mit Recht geforderte Entgegenkommen bisher nicht

gefunden haben. Wenn auch zum Beispiel hinsichtlich

der Beförderung der Milch ein Entgegenkommen

dadurch gezeigt wurde, daß die frühere Begünstigung

der Rückbeförderung der Kannen wieder in Kraft

treten soll, so wäre doch noch darauf hinzuwirken,

daß geeignete Vorsorgen für die Beförderung der

Milch und ihren Abtransport auf den Wiener Bahn¬

höfen getroffen werden. In dieser Beziehung fehlt

aber noch manches. Es handelt sich hier um eine

Hauptfrage für die gedeihliche Anlieferung der Milch

zu den Wiener Konsumenten, die ja für unsere

Landwirtschaft eine große Rolle spielt.

Bezüglich der Viehtransportc ist es immerhin

noch bedauerlich, daß auf einzelnen Strecken, be¬

sonders auf solchen, auf denen auch Lokalbahnen

benutzt werden müssen, zum Beispiel auf der Strecke

Wolfsberg—Wien, die Fracht 3Ve Prozent des

Wertes ausmacht. Eine gleichmäßigere Behandlung

der Frachten wäre also auch hier sehr erwünscht.

Das Landwirtschaftsministerium bemüht sich ja in

anerkennenswerter Weise, auch hier Erleichterungen

herbeizuführen, besonders aber zu erreichen, daß die

Nebcugebühren für besondere Leistungen, namentlich

die Desinfektionsgebühr für die zum Viehtransport

benutzten Wagen, die Tränkgebühr, die Gebühr für

die Streichbaum- und Brustriegelbeistellung ermäßigt

oder womöglich ganz beseitigt werden, da ja für

diese Auslagen die Bundesbahnvcrwaltuug infolge

der erhöhten Frachtsätze auskommen kann. Jede Er¬

höhung in dieser Beziehung wäre für die Land¬

wirtschaft unerträglich.

Ebenso unerträglich ist aber auch jede Erhöhung

der Frachttarife für Obst. Es wäre in dieser Be¬

ziehung insbesondere auch darauf Rücksicht zu nehmen,

daß die Frachten von Obst nach einzelnen Konsum¬

zentren, also etwa nach Wien oder in die Landes¬

hauptstädte, sowie die Frachten für den Export nach

Deutschland durch Zuerkennung einer sogenannten

Mindestfrachtvergütung eine Ermäßigung erfahren.

Hinsichtlich des Holzes wäre besonderes Gewicht

ans die Beistellung geeigneter Wagen zu legen. Es

wird allgemein Klage darüber geführt, daß ein

Mangel an 15-Tonueuwagen, mit denen mau natür¬

lich die Fracht besser ausnutzen kann als mit den

10-Tounenwagen, vorhanden ist.

Bei den Schwellen, einem Erzeugnis, das besonders

für die Alpenländer und nanientlich für Steiermark

und Kärnten einen besonderen volkswirtschaftlichen

Faktor darstcllt, wäre ein Fallenlassen des restlichen

Ausfuhrverbots noch vor dem Inkrafttreten der

Genfer Vereinbarungen anzustrcben. Die Präsideuten-

konfcrenz der landwirtschaftlichen Hauptkörpcrschaften

hat ja hinsichtlich des Holztarifes überhaupt die

Ermäßigung auf die Hälfte der Erhöhung verlangt.

Es ist mir nicht bekannt, wieweit die Gcneral-

direktion der Bundesbahnen diesem Verlangen Ent-

gegenkouunen gezeigt hat.

Bei den Düngemitteln beträgt die höchste Er¬

höhung ungefähr 17 8 für den 10-Tonnenwagen.

Diese Erhöhung scheint nicht hoch zu sein, doch

muß ich hier betonen, daß jede Verteuerung der

Frachtsätze für Kunstdüngcmittel die Pflanzenbau¬

förderung auf das äußerste schädigt und gefährdet,

und ich muß hier auch betonen, daß jede Erhöhung

einzig und allein nur auf Kosten des Landwirtes

geht. Nicht der Industrielle, der den Kunstdünger

erzeugt und versendet, wird etwa durch diese Er¬

höhung getroffen, sondern die ganze Erhöhung geht

auf Kosten des Landwirtes, und jede Erhöhung

unterbindet daher eine Pflanzenbauförderung in

unseren Alpenländern.

Zum Schluffe möchte ich noch einem besonderem

Wunsche Ausdruck geben, nämlich dem Wunsche

nach Durchrechnung der Lokalbahntarife. Es sollte

doch endlich einmal der Umstand eintreten, daß auf

allen österreichischen Bundesbahnen und auf jenen

Bahnen, die von den Bundesbahnen betrieben

werden, kurzum auf allen Bahnen im Gebiete

unseres Bundesstaates Österreich ein einheitlicher

Tarif Platz greift. (Sehr richtig!) Wir sehen heute,

um nur ein Beispiel auzuführen, daß auf der Strecke

Kötschach-Mauthen—Villach nicht weniger als drei

verschiedene Tarife sind; von Kötschach bis Hermagor

ist der Heeresbahntarif, von Hermagor bis Arnold¬

stein der Lokalbahntarif und von Arnoldstein bis

Villach der Bundesbahntarif, so daß also auf einer

verhältnismäßig kurzen Strecke die Frachtgebühren

dreimal durchgerechnct werden müssen. Die Ver¬

schiedenheit der Lokalbahn- und Bundesbahntarife

machen es zum Beispiel den Landwirten im Lavanttale

fast unmöglich, ohne Preisverluste ihre Erzeugnisse

aus dem Tal hinauszubringen, da ja dieses Tal

durch den Verlust des kleinen Eisenbahndreieckes

Lavamüud—Oberdrauburg—Bleiburg vom übrigen

Kärnten abgeschnittcn wurde und durch den Lokal-

bahntaris Wolfsberg—Zeltweg die Ausfuhr in das

steirische Industriegebiet hinaus ganz wesentlich ver¬

teuert wird. Ich glaube, es ist eine berechtigte

Forderung, wenn wir verlangen, daß auf allen

Bahnen, die in Österreich überhaupt im Betrieb

sind, gleiche Tarife eingeführt werden. (Beifall und

Händeklatschen.)

Weiser: Hohes Haus! Wenn wir das Kapitel 29,

„Eisenbahnen", das im Finanz- und Budgetausschuß

gründlich durchberaten wurde, näher betrachten, so

finden wir, daß die Wirtschaft auf den Bundes¬

bahnen erfreulich war, denn die Betriebsausgaben

betrugen 558'2und die Betriebseinnahmen 573'6 Mil¬

lionen Schilling, so daß ein Überschuß von 15'4 Mil¬

lionen Schilling vorhanden ist. Dieses Resultat ist
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deswegen erfreulich, weil wir wissen, daß wir eine

ungeheure Wirtschaftskrise durchzumachen haben, daß

in zweiter Linie die Eisenbahnen unter der Konkurrenz

der Automobile sehr schwer zu leiden haben und

daß schließlich die Personalfreundlichkeit und das

soziale Verständnis für das eigene Personal auch

entsprechende Ausgaben verursachen. Gerade letzteres

ist um so erfreulicher, als wir wissen, daß der Bund

in dieser Beziehung sehr knauserig ist. Wenn wir

das günstige Resultat auf den Bundesbahnen ins

Auge fassen, so müssen wir sagen, es war eigentlich

nur dadurch möglich, daß ein verständnisvolles und

harmonisches Zusammenwirken zwischen Verwaltung

und Personal geherrscht hat. Hiefür gebührt sowohl

der Verwaltung als auch deni gesaniten Eisenbahn¬

personal von dieser Stelle aus Dank und Anerkennung.

Auch die nächste Zeit wird den Bundesbahnen

schwere Aufgaben bringen. Es ist ja bekannt, daß

auch bei den Bundesbahnen die Rationalisierung

weiter ausgebaut und der Betrieb vereinfacht werden

soll. Leider ist dazu auch ein gewaltiger Personal¬

abbau notwendig, doch bleibt den Bundesbahnen

nichts anderes übrig, wenn sie in ihrem schweren

Kampfe gut abschneiden wollen. In dem Bericht über

die Eisenbahnen finden wir, daß ganz gewaltige

Summen für Investitionen aufgewendet werden müssen.

Für die Elektrifizierung sind 25 Millionen Schilling

eingesetzt — ein etwas kleinerer Betrag als in den

vergangenen Jahren —, und ich hoffe, daß es möglich

sein wird, die Elektrifizieruugsarbeiten in den nächsten

Jahren fortzusetzen und auch wieder größere Beträge

dafür einzustellen. Für sonstige Wcrtvermehrungen,

und zwar für Lokomotiven, Waggons, Schienen

und diverse Anlagen ist ein Betrag von 89 Millionen

Schilling eingesetzt. Diese Gelder werden den Bundes¬

bahnen nicht geschenkt, sondern müssen aus dem

Betriebe ini Laufe der Zeit amortisiert und verzinst

werden. Diese Auslagen sind im Interesse der

Sicherheit und Regelmäßigkeit des Betriebes not¬

wendig. Die Regenerierung des Fahrparkes ist not¬

wendig, damit hohe Reparaturkosten erspart werden.

Eine wichtige Frage ist auch die Bahnhoffrage,

die ebenfalls zu den Investitionen gehört. Hier muß

ich auf einen Bahnhofbau zu sprechen kommen, der

schon ziemlich oft das hohe Haus beschäftigt hat,

nämlich auf den Neubau des Personenbahnhofes in

Linz. In der letzten Zeit wurde zwischen der General¬

direktion der Bundesbahnen und den Vertretern der

Gemeinde Linz und des Landes Oberöstcrreich ver¬

einbart, daß im Jahre 1930 der Neubau des

Personenbahnhofes in Linz in Angriff genommen

wird. Eigentlich sollten die Vorbereitungen hiezu

schon im Jahre 1929 getroffen werden, wir sehen

aber, daß sich noch nirgends etwas rührt, und ich

möchte den Herrn Bundesminister fragen, was in

dieser Richtung bisher geschehe» ist und ob es

möglich sein wird, den Bahnhofumbau im Jahre 1930

zu beginnen. Ich könnte heute eigentlich eine Jubiläums¬

rede hinsichtlich des Bahnhofneubaues in Linz halten,

denn es ist seit dem Jahre 1919 die zehnte Budget¬

debatte, in der ich immer wieder die Notwendigkeit

dieses Umbaues begründete. Ich kann mir das ersparen,

weil ja der Regierung und auch den Herren und

Frauen dieses Hauses bekannt ist, wie es um den

Linzer Bahnhof steht. Ich bringe diese Frage heute

nur deshalb wieder zur Sprache, weil das Gerücht

verbreitet wurde — wir wissen nicht, von welcher

Seite —, daß gar nicht daran zu denken sei, daß

im Jahre 1930 der Bahnhofbau begonnen wird,

sondern daß dies erst in einem viel späteren Zeit¬

punkte der Fall sein werde. Darüber herrscht in

allen Kreisen Oberösterrcichs große Bestürzung.

Dieses Gerücht klingt schon etwas glaubhaft, wenn

man bedenkt, daß der Linzer Bahnhof schon vor

einem Jahrzehnt hätte gebaut werden sollen. In den

letzten Jahren hat cs geheißen, der Linzer Bahnhof

ist der erste, der gebaut werden muß, dann kommen

die anderen daran. Wie wir gesehen haben, war es

gerade umgekehrt. Der Bahnhof in Innsbruck ist

zuerst gebaut worden, daun ist Graz darangekommen,

und für Linz hatte man wieder nur ein Versprechen.

Ob man das einlöscn wird, ist dermalen noch nicht

genau bekannt. Immer wieder werden wir nur ver¬

tröstet. Ich muß aufrichtig sagen, daß dieser Zustand

ein Ende nehmen muß. Die Gcneraldirektion niuß

ihr Wort einlösen, schon aus dem Grunde, weil das

Gefahrenmoment auf diesem Bahnhof nicht geringer,

sondern größer wurde. Ich möchte daher nochmals

eine Mahnung an alle maßgebenden Faktoren richten,

sich dessen bewußt zu sein, daß die Erbauung dieses

Bahnhofes dringend notwendig ist. Alle Vertreter

der politischen Parteien, die Gemeinde Linz und das

Land Oberöstcrreich sind sich darüber einig und

fordern ganz energisch die Erbauung dieses Bahnhofes.

Bei dem Kapitel „Eisenbahnen" finden wir auch

unter Titel 7, „Ausgaben für den Bau neuer Eisen¬

bahnen", eine Kreditvorsorge zur Bedeckung der Kosten

für Projektsarbeiten und Erhaltungsarbeiten von

verschiedenen Bahnlinien. Ich möchte bei dieser Ge¬

legenheit an den Herrn Minister die Anfrage richten,

wie es tiiit der Vorlage eines Lokalbahngesetzes

steht. Im Laufe der Jahre sind ja von den Ver¬

tretern der Parteien und Länder verschiedene Vor¬

schläge und Anregungen, betr. die Erbauung von

Lokalbahnen, gegeben worden. Ich möchte erwähnen,

daß in Oberösterreich eine Bahn mit ganz geringen

Kosten ausgebaut werden könnte — es ist das die

Mühlkreisbahn. Wir haben im Hause schon jahre¬

lang einen diesbezüglichen Antrag liegen, auch die

Mittel wären ganz leicht aufgebracht. Mit dem

Ausbau dieser Lokalbahn hätten wir eine Verbin¬

dung niit Bayern, hätten eventuell auch eine Ver¬

bindung mit der Tschechoslowakei. Die Kosten sind,

wie schon erwähnt, gering. Nun ist versprochen
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morden, es werde alles vorn Ministerium geprüft

und nach Vorlage eines Gesetzes endlich daran¬

geschritten werden, auch die finanziellen Erfordernisse

für die verschiedenen Lokalbahnen sicherzustellen.

Ich hätte bei dieser Gelegenheit noch eine Sache

kurz zu besprechen, und zwar betrifft diese die Ein¬

lösung von Privatbahnen. Unter Titel 9 ist für

diesen Zweck ein Betrag von 50.000 8 eingestellt.

Ich möchte hier darauf Hinweisen, daß wir in

Österreich eine Bahn haben, und zwar die Steyr¬

talbahn, welche eine wichtige Verbindung zwischen

dem Ennstal und dem Kremstal herstellt. Die

Streckenlänge dieser Bahn beträgt von Garsten nach

Klaus 40 Kilometer und von Garsten nach Bad

Hall 23 Kilometer, also insgesamt 63 Kilometer.

Das, was bei allen Lokalbahnen, welche schmal¬

spurig sind und vor vielen Jahrzehnten gebaut

wurden, zu konstatieren ist, trifft auch hier zu. Es

ist ans vieles nicht Rücksicht genommen, insbesondere

auf die Erneuerung des Wagenparkes, des Maschinen¬

parkes usw. Ter Lokomotiv- und Wagenpark auf der

Steyrtalbahn besteht aus folgenden Wagen und

Maschinen: 6 Stück Lokomotiven — 5 davon sind

aus dem Jahre 1889, daher 40 Jahre alt —,

31 Personenwagen und 119 Güterwagen. Das

gesamte rollende Material wurde im Lause der Zeit

aufgebraucht, es ist erneuerungsbedürftig, es fehlen

aber die Mittel.

Der Pcrsonalstand auf der Steyrtalbahn ist

108 Angestellte, 30 Vertragsangcstellte, respektive

Hilfsbedienstetc und Reversarbeiter. Diese Leute

fürchten nun, daß sie bei den heutigen Verhält¬

nissen ihre Existenz verlieren, und sie haben im

Verein mit der Verwaltung alle Schritte unter-

nonliucn, um die Bahn lebensfähig zu erhalten. Die

Einheimischen wie die Fremden üben gerechte Kritik

an dieser Bahn. Es fehlen ja vielfach entsprechende

Anschlüsse an die Hauptbahnen, die Beleuchtung in

den Waggons ist miserabel, wir haben dort noch

die alten Rüböllampen sowie die Stallaternen bei

den Bauern, die Bremsvorrichtung ist die alte

Schmiedische Schraubenbrcmsc, wie sonst nirgends

in Österreich, Ersatzbestandtcile für Lokomotiven und

Wagen fehlen vielfach, Schienen und Weichen sind

schlecht, die Werkstätte ist sehr primitiv eingerichtet,

für Holzbearbeitung fehlen vollständig die Maschinen.

Der Herr Ministerialrat Sickenburg hat schon öfter

kontrolliert und alle diese Übelstünde aufgezeigt, auf

die Mängel hingewiesen, cs geschah aber nichts,

aus dem eiusachen Grunde, weil kein Geld vor¬

handen ist. Die finanzielle Lage der Steyrtalbahn

ist trostlos, das Tarifwesen ist so, wie es niein

Herr Vorredner Ammann geschildert hat, schlechter

als bei den Bundesbahnen.

Die Verwaltung hat nun mit dem oberöster¬

reichischen Landtag und mit der Bundesregierung

verhandelt. Es handelt sich um ein Darlehen von

60.000 8 und entsprechende Subventionen. Die

Direktion der Steyrtalbahn hat die Absicht, die Linie

von Sierning nach Bad Hall, einem Weltkurort,

einzustellen. Das können wir selbstverständlich nicht

dulden. Es handelt sich dabei ja nicht um große

Beträge. Diese Beträge sind aufzubringen, das Land

selbst wird das Geld bereitstellen, wenn der Bund

die Zinsengarantie übernimmt. Ich glaube, das läßt

sich machen. Es hat auch der Herr Minister Schürff

bereits zugesagt, daß hier Hilfe geleistet wird, und

ich möchte schon bitten, daß das nicht wieder bloße

Trostworte sind, sondern daß diese Hilfe im Interesse

des ganzen Wirtschaftslebens und im Interesse des

Personals dieser Bahnen auch geleistet wird.

Ich möchte an die hohe Regierung die Bitte

stellen, alle diese Fragen zu prüfen und hier helfend

einzugreifen. Insbesondere möge versichert werde»,

daß das Gerücht von der späteren Erbauung des

Linzer Bahnhofes nur ein Gerücht ist, das sich

nicht bewahrheitet, sondern daß der Linzer Bahnhof

wirklich im Jahre 1930 errichtet werden soll, (Leb¬

hafter Beifall und Händeklatschen.)

Die Aussprache wird unterbrochen und zur Ab¬

stimmung über die Kapitel des VI. und VII. Ab¬

schnittes geschritten.

Die Kapitel 20, „Bundesministerium für Handel

und Verkehr", Kapitel 21, „Handel, Gewerbe, In¬

dustrie", Kapitel 22, „Bergwesen", und Kapitel 23,

„Bauten", werden in getrennter Abstimmung in der

Fassung des Ausschusses angenommen.

Die zu Kapitel 23 vom Ausschuß vorgeschlageneu

zck>ei Entschließungen werden angenommen.

Kapitel 24, „Verkehr (Hoheit)", wird in der

Fassung des Ausschusses angenommen; die vom

Ausschuß vorgeschlagenc Entschließung wird gleich¬

falls angenommen.

Damit ist der Abschnitt VI erledigt.

Kapitel 27, „Heereswesen", wird in der Fassung

des Ausschusses angenommen.

Damit ist der Abschnitt VII erledigt, und es wird

sodann die Aussprache über den VIII. Abschnitt fort¬

gesetzt.

Frau Tusch: Hohes Haus! Schon beim Kapitel

„Hcereswesen" wie auch am Eingang dieser Debatte

wurde auf die Verhältnisse in den Bundesbetriebcn

verwiesen, und der Geist, der derzeit, in diesen Be¬

trieben herrscht, aufgezeigt und einer eingehenden

Kritik unterzogen. Wie berechtigt diese Kritik war,

möchte ich an einem einzigen Fall, welcher derzeit

die Gemüter der Klagenfurter Tabakarbeiterschast in

höchster Erregung hält, aufzeigen.

Es mag vielleicht sonderbar erscheinen, wenn ich

sage, daß die Ursache dieser Erregung in der Ver¬

setzung zweier Beamten zu suchen ist. Es ist dies

zwar nichts Außergewöhnliches, es werden bei der

Tabakregie des öfter« Versetzungen von Beamten

vorgenomnien. Wenn Versetzungen vorgenommen

81. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 35

www.parlament.gv.at



2460 81. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, III. G. P. — 29. Jänner 1929.

werden, so geschieht dies aber in der Regel dann,

wenn die betreffenden Beamten befördert werden.

Bei dieser Versetzung aber liegt keine Beförderung

vor, sondern die Arbeiterschaft hat das Bewußtsein,

daß diese Versetzung nichts anderes als eine Maß¬

regelung dieser beiden Beamten bedeutet. Denn es

ist allgemein bekannt, daß diese beiden Herren sich

stets bemüht haben, die Interessen des Betriebes

zu wahren, ihren Dienst gewissenhaft zu machen und

ihre Pflicht zu erfüllen, und daß sie sich in jeder

Hinsicht und auf allen Gebieten immer einwandfrei

benommen haben. Die Arbeiterschaft hat daher das

Bewußtsein, daß diesen beiden Beamten kein anderer

Borwurf gemacht werden kann als der, daß sie sich

gegen das Vorgehen eines andern Beamten wandten,

der sich so weit hinreißen ließ, zu vergessen, daß er

in einem Betrieb steht, der die Arbeiterinnen des

Betriebes für seine geschlechtlichen Bedürfnisse in

Anspruch nahm und mißbrauchte. Dagegen haben

sich diese beiden — und mit ihnen alle rechtlich

denkenden — Beamten gewendet und die Forderung

erhoben, man möge diesem Herrn sagen, daß ein

derartiges Vorgehen unzulässig sei und das Ansehen

der Beamtenschaft im Betriebe schädige. Statt daß

man aber diesem Beamten die Angehörigkeit seines

Vorgehens begreiflich gemacht hätte, hat man die

beiden anderen Beamten versetzt.

Das hat nicht nur den Anschein, sondern nian

weiß nunmehr, daß hier nicht der Schuldige ge¬

troffen werden soll, weil nian es verstanden hat,

ihn bei der Generaldirektion rcinzuwaschen und

als Opfer der übrigen Beaniten hinzustellen. Daß

es so ist, beweist der Umstand, daß jetzt zu Neujahr

dieser Beamte, der erst 3 Dienstjahre in der Tabak-

regic aufzuweisen hat, befördert wurde und in den

Rang kam, in dem die beiden nun gcmaßregelten

Beamten stehen, von denen der eine 29, der andere

30 effektive Dienstjahre hat. Der Beamte, der zu

Weihnachten in denselben Rang eingcrciht wurde,

zählt nicht einmal so viel Jahre, wie die beiden

anderen Herren schon dienen, denn er ist erst

28 Jahre alt und — wie gesagt — nur 3 Jahre

bei der Tabakregie bedienstet.

Das zeigt, daß hier die größte Angehörigkeit vor

sich gegangen ist, was nur möglich war, weil der

damalige Direktor des Betriebes einen unrichtigen

Bericht an die Gcneraldirektion gemacht hat. Wir

haben dort vorgesprochcn, und man hat uns erklärt,

daß sich einer dieser Beamten auch ein anderes Ver¬

gehen hätte zuschulden kommen lassen, daß er sich

nämlich gegen den Direktor des Betriebes ungehörig

benomnien hätte. Wie verhalten sich nun die Dinge?

Dieser Beamte ist Abteilungsleiter der Zigaretten¬

fabrikation. Die Zigarettenfabrikation wurde er¬

weitert, und man brauchte dazu einen Raum. Der

Beamte beanspruchte einen leerstehenden Rauni im

Fabriksgebäude, den der Direktor des Betriebes als

Wäschctrockcnraum benutzte, obwohl im Wohnhaus

der Beamten ein schöner Dachboden vorhanden ist.

Der Beamte wollte also dieses Lokal für die Fabri¬

kation haben, das hat man ihm nicht gewährt, und

darüber gab es selbstverständlich Auseinander¬

setzungen.

Da muß inan aber die Frage aufwerfen, hat

denn dieser Beamte nicht im Interesse des Betriebes

gehandelt? Tatsächlich niußte, als dann später zwei

Verpackungsmaschinen kamen, für die kein Platz

vorhanden war, die Arbeit zweier Zigaretten¬

maschinen eingestellt werden, damit man die beiden

Verpackungsmaschinen ausstellen konnte. Dadurch

wurde natürlich die Zigarettenerzeugung vermindert.

Man braucht aber die Zigaretten in der Tabak-

regie. Das beweist der Umstand, daß in den ander»

Betrieben Überstunden geniacht werden mußten, für

die die Arbeiterschaft auch die vorgeschriebene Über¬

stundenentlohnung bekommen mußte. Daraus geht

hervor, daß das Wäschetrocknen des Direktors dem

Staate Hunderte Millionen Schilling gekostet hat.

(Hört! Hört!) Denn in dieser Zeit würden mehr

als hundert Millionen Zigaretten durch diese beiden

Maschinen erzeugt worden sein. Dazu mußten

26 Arbeiterinnen in andere Abteilungen zu anderen

Arbeiten versetzt werden. Das allein beweist schon,

daß hier das denkbar krasseste Unrecht vorlicgt und

die Korruption auch in den Betrieben der Tabak¬

regie Eingang gefunden hat. Ja, diese Verhältnisse

sind so weit gediehen, daß man zu den erbärmlichsten

Mitteln greift.

Man geht so weit, daß inan sich nicht scheut,

Verschiedenes zu machen, um nach oben Liebkind zu

sein. Da gibt es Personen, die ihre Fähigkeit daniit

zu beweisen glauben, daß sic sich auf alle mögliche

Weise unentbehrlich machen. Ja man scheut nicht

davor zurück, direkt Diebstähle zu fingieren, um

dadurch unliebsame Personen zu verdächtigen oder

unmöglich zu machen. Wir hatten Zeiten, zum Bei¬

spiel gleich nach dem Kriege, wo auch ein kleiner

Teil der Arbeiterschaft demoralisiert wurde, jene

Zeit der höchsten Not, wo sich auch bei der Arbeiter¬

schaft Dinge ereigneten, die wir nicht gutheißen

konnten. Dafür haben wir durch Vereinbarungen mit

der Generaldirektion schwere Bestimmungen ans uns

genommen. Wir haben da Bestimmungen vereinbart,

die besagen, daß jede Arbeilsperson bei der ge¬

ringsten Entwendung entlassen wird, auch dann,

wenn keine gerichtliche Bestrafung vorliegt. Wir

haben daher das möglichste getan. Aber nicht überall

wird so gehandelt, wie die Arbeiterschaft handelt.

Denn es haben sich in Klagenfurt verschiedene,

schwerwiegende Dinge ereignet, von denen wir als

Vcrtrauenspcrsonen den damaligen Direktor der

Fabrik in Kenntnis setzten, indem wir die Beseitigung

dieser Übelstände im Interesse des Betriebes und
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der Arbeiterschaft verlangte». Es waren Personen

daran beteiligt, die Liebkinder der Fabriksleitung

waren, Personen, die vielleicht der Fabriksleitung

sehr gefährlich hätten werden können, und so hat

man nichts gemacht so hat man alles unterdrückt und

jenen Gehör geschenkt, welche es verstanden haben,

die anständig denkenden Beamten und Arbeiter zu

denunzieren und zu verunglimpfen. Heute sagt sich

nun die Arbeiterschaft mit vollem Recht: Ja, haben

wir dafür mitgewirkt? Haben wir deshalb Opfer aus

uns genommen? Haben wir deshalb mitgeholfen, daß

die Höchstleistungen in den Betrieben erreicht werden

konnten? Haben wir alles das getan nur zu dem

Zwecke, damit wieder Heuchelei und Denunzianten¬

tum in den Regiebetrieben eine Rolle spielen? Da

haben wir sicher keine Veranlassung, auch fernerhin
mitzuwirken.

Wenn der Voranschlag des Tabakmvnopols ein

erfreulicher ist, wenn mit Genugtuung festgestcllt

werden konnte, daß das finanzielle Ergebnis des

Tabakmonopols ein sehr günstiges ist, dann ist es

vor allem dem verständnisvollen Zusammenwirken

der Arbeiter- und Beamtenschaft in den Betrieben

zu danken. (Lebhafte Zustimmung.) Nicht die Ver¬

waltung der österreichischen Tabakrcgie darf dieses

Verdienst für sich in Anspruch nehmen, nein, die

Arbeiterschaft und die Beamten in den Betrieben

sind es, die dieses Ergebnis erzielt haben. Daß

die Verwaltung diesen Anspruch nicht erheben darf,

beweise» die Vorgänge zur Genüge, auch der Ge¬

richtssaalbericht in der heutigen „Arbeiter-Zeitung",

der aufzcigt, wie man in der Berwallung mit den

Tabakfabrikatcn umgeht, daß man zum Beispiel un¬

längst die Verfügung gab, daß die Zigaretten, die nach

Kopenhagen geschickt wurden und durch das ein¬

gelegte Kampfcrpapier einen Geschmack bekommen

hatten, der dem Raucher durchaus nicht entsprechen

konnte, in das Meer zu werfen sind. (Rufe: Hört!
Hört!)

Die Arbeiterschaft und die anständige Beamten¬

schaft haben aber auch daran mitgewirkt, daß den

Verhältnissen, die ich Ihnen aufgezeigt habe, ent-

gegcngewirkt werde. Die anständige Beamtenschaft

hat davon aber nur das eine, daß sie gemaßregelt

wird, ohne die Möglichkeit zu haben, sich verteidigen

zu können, da nur den Berichten der Direktion

Glaitben geschenkt wird. Ein Beamter, der 30 Dienst¬

jahre hat, erklärte in der Gcneraldirektion, daß er

sich auf keinen Fall versetzen lasse. Er habe sich

nicht des geringsten Vergehens schuldig gemacht, er

habe stets im Interesse des Betriebes gehandelt,

und deshalb lasse er sich nicht strafweise in einen

anderen Betrieb versetzen, denn er wolle nicht dort

als der Gemaßregclte eintreten und sich von jedem

mit scheelen Augen anschen lassen. Er erklärte, wenn

man dieses Unrecht an ihm verübe, werde er lieber

die Pension ansprechen. Und die Generaldirektion

gewährt diesem tüchtigen Abteilungsleiter, obwohl sie
ohnehin an geschulten Abteilungsleitern einen großen

Mangel hat, lieber die Pensionierung. Diese Er¬

klärung hat nian uns in der Gencraldirektion ge¬

geben. So werden in der Verwaltung die Interessen

der Tabakrcgie und die Interessen des Staates ge¬

wahrt. Da, hohes Haus, sage ich offen, daß die

Arbeiterschaft erklärt, unter solchen Bedingungen

nicht mehr so wie bisher im Interesse des Betriebes

wirken zu wollen. Bis heute hat sie stets ihr eigenes

Interesse in den Hintergrund gestellt und immer das

Interesse des Betriebes vorangehen lassen, weil sic

wußte, daß das Unternehmen nur gedeihen kann,

wenn die Arbeiterschaft cs stützt. Wenn man

aber der Arbeiterschaft ihr Wirken so lohnen will,

dann, sage ich, wird dieses Unternehmen fernerhin

nicht mehr dieses Erträgnis aufweise», nicht mehr

weiter gesunden und gedeihen, wenn man es nicht

versteht, den Interessen der Arbeiterschaft und

Beamtenschaft einigermaßen entgegenzukommen. Will

man das tun, dann ist es höchste Zeit, daß diese

unhaltbaren Zustände beseitigt werden und wieder

Vertrauen in die Betriebe einzieht. Nur dann wird

es wieder möglich sein, so wie bisher Hand in

Hand im Interesse der Volkswirtschaft, im Interesse

des Staates in den Betrieben zu wirken. (Beifalt
und Händeklatschen.)

Damit ist die Aussprache über den Vlll. Abschnitt

beendet, und es wird der IX. Abschnitt, Kapitel 26,

„Staatsvertrag von Saint-Germain", Kapitel 26a,

„Zuschuß an die Postsparkasse" in Verhandlung ge¬

zogen.

Spezialbcrichterstatter Dr. Hampel: Hohes Haus!

Beini Kapitel 26, „Staatsvcrtrag von Saint-Ger¬

main", weisen die Gesamtausgaben gegenüber dem

Vorjahre eine Minderung um rund 554.000 8 aus.

Die Gesamteinnahmen sind um nahezu 10 Millionen

Schilling zurückgegangen, ivas darauf zurückzuführe»

ist, daß im Jahre 1928 eine einmalige Zahlung

seitens Großbritanniens, nämlich die Rückerstattung

von Österreich geleisteter Clearingzahlungen, einge¬

gangen ist, die naturgemäß nicht mehr wicdcrkehrt.

Im übrigen kann ich aus den vorliegenden

schriftlichen Bericht verweisen und den Antrag

stellen (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Dem Kapitel 26, „Staatsvcrtrag von Saint-

Germain", des Bundesvoranschlages für 1929

wird die verfassnngsniäßige Zustimmung erteilt."

Spezialbcrichterstatter Heinl: Hohes Haus! Der

Bundeszuschuß au die Postsparkasse zur Deckung

des im Jahre 1929 zu gewärtigcnde Betriebsab-

gangcs ist in derselben Höhe festgesetzt wie für das

Jahr 1928, und zwar im Betrage von 5°5 Mil¬

lionen Schilling.
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Im übrigen erlaube ich mir, auf den ausführ¬

lichen schriftlichen Bericht zu verweisen und den

Antrag zu stellen (liest):

„Der Nationalrat wvlle beschließen:

„Dem Kapitel 26 a, „Zuschuß an die Post¬

sparkasse", des Bundesvoranschlagcs für 1929

wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt."

Dr. Wotawa: Hohes Haus! Ich ergreife das

Wort zu einem Kapitel, das mit unserer inneren

Politik eigentlich gar nichts zu tun hat. Die Aus¬

gaben, die der Bundesvoranschlag im Kapitel 26,

das heißt zum Staatsvertrag von Saint-Germain,

vorsieht, sind sozusagen zwangläufig, sie sind auch

von unserer Regierung nahezu unbeeinflußbar. Es

sind jene Posten unseres Budgets, die uns den

Gedanken immer wieder am nächsten bringen, den

wir uns eigentlich immer wieder in Erinnerung

rufen sollten, daß unser Österreich als Staat unter

den Staaten Europas von der Betätigung vollster

Souveränität eigentlich noch sehr weit entfernt ist.

Wir werden bei diesem Budgctkapitel daran erinnert,

daß wir auch jetzt, zehn Jahre nach dcni Vertrage

von Saint-Germain, noch immer für Liquidierungs-

ausgabcn 1 Million Schilling, für die Auslieferung

und Zerstörung von Kriegs- und Bcutematerial

und sonstige Tesarniierungsmaßnahmen sogar noch

iVa Millionen Schilling im Jahre 1929 zu zahlen

haben werden. Wir bewilligen gleichzeitig mit dieser

Post auch den österreichischen Beitrag für eine Reihe

von mit dem Staatsvertragc zusammenhängenden

Institutionen, den österreichischen Beitrag für den

Völkerbund, für die Reparationskommission, für die

internationalen Schiedsgerichtshöfe usw. Da will ich

mir doch gestatten, einige Worte zum Abschnitt

Völkerbund zu sprechen.

Mit allen: Nachdruck müssen wir Grvßdeutschcn

da erklären, wir votieren den Völkerbnndbeitrag,

obwohl lvir die in den weitesten Kreisen des Deutschen

Volkes hierin Österreich wie im Deutschen Reiche vor¬

handene tiefgehende Enttäuschung über die bisherigen

Ergebnisse der Völkerbundtätigkeit teilen. Wir sind

aber der Meinung, daß bei der gegenwärtigen Lage

des deutschen Volkes keine Gelegenheit, sich empor-

zuarbeiten unbenutzt bleiben darf, mag sie ini Augen¬

blick auch noch so wenig Aussichten bieten. Auch ist

die Zugehörigkeit des großen deutschen Staates zum

Völkerbund — sie dauert ja erst zwei Jahre —

noch zu kurz, um alle Hoffnung auf eine günstigere

künftige Entwicklung der Völkerbundgdmeinschaft auf-

zugeben. Die Völker erblickten — und 54 Mitglied¬

staaten gehören ja dem Bunde deshalb an — im

Völkerbund ein Organ zur Ausgleichung der inter¬

nationalen Gegensätze, zur Durchsetzung der Gerechtig¬

keit und damit zur Erhaltung und Befestigung des

Friedens. Einige kleinere Erfolge des Völkerbundes

dürfen darüber nicht hinwegtäuschen, daß in den

für das deutsche Volk lebenswichtigsten Fragen bis¬

her keine Fortschritte zu verzeichnen sind.

- Es mag vielleicht verwundern, daß gerade ein

österreichischer Politiker dies ausspricht, der den

Weg der staatsfinanziellcn Sanierung Österreichs

mit Hilfe der Völkerbundanleihe gebilligt hat. Aber

jedermann weiß ja, daß es höchster Egoismus der

Sieger und der Schöpfer des Vertrages von Saint-

Germain war, der sie dazu trieb, soweit es von

ihnen abhing, die staatliche Existenz dieses Österreich

aus diese Weise zu sichern. Diejenigen, die die An¬

leihe gut verzinst haben, die Opfernden, die in ent¬

setzlicher Entsagung Verfallenen, das waren ja

schließlich wir Österreicher. Wir haben auf diese

Weise damals unsere Existenz gerettet, um das Ganze

ohne Verlüde der Verwirklichung des deutschen
Selbstbestimmungsrechtes teilhaftig werden zu lassen.

Wenn wir nun von diesem Selbstbestimmungsrecht

reden, so haben wir und haben Sie hier schon den

großen ersten Prüfstein, au dem sich zeigen wird,

ob dieser Völkerbund die moralischen Grundlagen

seiner Existenz, die großen Leitsätze, die am Beginn

seines Statuts stehen, dauernd mißachten will oder

nicht. Bisher hat er die Prüfung nicht bestanden.

Alan hat bekanntlich im Friedensvcrtrage dem

Völkerbundrat auch die Entscheidung über den An¬

schluß anvertraut, weil man sich scheute, ein nacktes,

brutales Verbot auszusprecheu. Gerade in den

kommenden Frühlingswochen werden es zehn Jahre

her sein, daß im sogenannten Rate der kleinen Fünf

in Paris darum gerungen wurde, ob Wilsons Punkte

und damit auch die Freiheit Teutschösterreichs zum

Anschlüsse dem unbändigen Machthunger und Sieger-

willcn Clemenceaus und seiner östlichen Trabanten

preisgegeben werden sollen. Dieses Ringen fiel damals

zuungunsten Wilsons und zuungunsten unseres

Selbstbestimmungsrechtes aus. Das Verbot des

politischen Anschlusses, das ja bekanntlich im

ursprünglichen Friedensvertragsentwurf gar nicht

vorhanden war, kam dann in der bekannten Form

zustande und reihte sich in seiner Verkleidung würdig

jenen heuchlerischen Diktionen an, die wir kennen,

die von Reparationen sprechen und Tribute meinen,

die ein koloniales Mandatssystem ersinnen, um den

Raub der Kolonien zu verdunkeln, die von Re-

annexion des Elsaß sprechen, um die Annexion zu

verschleiern. Wie der Artikel 88 des Vertrages von

Saint-Germain von französischer Seite heute einem

glatten Verbote gleichgeachtct wird — wir werden

natürlich gegen solche Umdeutungen stets protestieren

und sie als Fälschungen erklären —, zeigt ja am

deutlichsten der Hohn, mit dem Briand im Dezember

zu Lugano antwortete, als sich der deutsche Reichs¬

kanzler in Berlin entschieden zugunsten unseres An¬

spruches auf den Anschluß geäußert hatte. Wir haben

mit größter Befriedigung von dieser Äußerung des

deutschen Reichskanzlers Kenntnis genommen. Briand
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aber antwortete damals: Man solle doch so rasch
als möglich die Frage des Anschlusses vor den Rat
des Völkerbundes bringen. Er werde, wenn er den
Eindruck habe, im Rat herrsche Einstimmigkeit, sich
selbst entschließen, sür den Anschluß zu stimmen.
Solcher Hohn spielt mit dem Schicksal von
6V2 Millionen Menschen! Wir weisen ihn zurück
im Gefühl der moralischen Starke unseres Anspruches
auf den Anschluß, wir weisen ihn zurück, weil wir
zugleich sehen, welche sonstige kümmerliche Argu¬
mentation die Franzosen übrig haben, wenn zum
Beispiel die Österreicher eines Selbstmordes bezichtigt
werden, weil sie durch den Anschluß ihre Souve-
renität aufgeben wollen. Es ist fast schon lächerlich,
wenn man im „Temps" liest, daß die bloße Tat¬
sache eines Besuches des österreichischen Bundes¬
kanzlers im Deutschen Reiche, gleichviel, wie sie
auch begründet wird, anstößig befunden wird. Das
ist derselbe „Temps", der selbstverständlich die Tat¬
sache eines Vortrages des österreichischen Bundes¬
kanzlers in Paris sehr befriedigt aufgenomnien hat.

Wir wissen, es kommt der große deutsche Brudcr-
staat in seinen lebenswichtigen Fragen auch nur
langsam, stellenweise auch gar nicht vorwärts. Ich
rede da gar nicht von der Rheinlandräumung, ich
will auch nicht von der Abrüstung reden. Jeder¬
mann weiß ja, wie sich die ehemaligen Sieger trotz
anerkannter moralischer und juristischer Verpflichtung
zu einer Rüstungsbeschränkung in den letzten Jahren
verhalten haben. Jetzt steht im Vordergrund der
Weltpolitik neuerlich die Frage der deutschen Tribute.
In wenigen Tagen wird eine neue Sachverständigen¬
kommission für die Reparationen zusammentreten.
Wird es da wirklich gelingen, eine Lösung .herbei¬
zuführen, eine Lösung, die die Verpflichtungen des
Deutschen Reiches in Einklang bringt mit der Wirt¬
schaftskraft des Reiches und die die Lebenshaltung
des Deutschen Volkes nicht gefährden soll? Wir
Deutschösterreicher sind nicht nur ideell, sondern auch
materiell an dem Ausgang der neuen Reparations-
Verhandlungen interessiert. Ideell, weil wir ein Teil
des deutschen Volkes sind, mit dein wir in Schicksals-
gcmeinschast unauflöslich verknüpft sind, und materiell,
»veil ja der Stand der deutschen Wirtschaft im
steigenden Maße von entscheidender Bedeutung auch
für den^Stand unserer Wirtschaft ist.

Eine andere Frage, die den Völkerbund in der
nächsten Zeit hoffentlich ausgiebig beschäftigen wird
und deren Behandlung wir Österreicher besonders
aufmerksam verfolgen werden, ist die Minderheiten¬
frage. Tank der Initiative des deutschen Reichs¬
außenministers, der von Polen bei der Tagung in
Lugano geradezu herausgefordcrt wurde, soll schon
bei der Märztagung des Völkerbundes darüber eine
größere Erörterung geführt werden. Wir werden
sehen, ob die Gerechtigkeit, die schon so oft in die
Macht der Sieger umgefälscht wurde, diesmal wieder

unverrichteter Dinge abziehen wird. Derselbe franzö¬
sische Außenininister, der für eine Abstimmung über
den Anschluß Hohn und Spott in Lugano zur Ver¬
fügung hatte, hat damals zugleich von „der heiligen
Sache der Minderheiten" gesprochen, deren Be¬
handlung dem Völkerbund obliege. Ob das ein
gutes Vorzeichen war, mag dahingestellt bleiben.
Schon hört man, daß sich die kleine Entente zu
einer Vorkonferenz über die Minderheitenfrage rüstet,
nni in Genf bereit zu den Verhandlungen zu sein.
Das Deutsche Reich, beziehungsweise Preußen glaubt
die beste Vorbereitung damit getroffen zu haben,
daß es für die polnischen und dänischen Minder¬
heiten kürzlich eine Regelung getroffen hat, die die
denkbar entgegenkonnnendste Behandlung der Minder¬
heiten überhaupt darstcllt. Wenn wir sehen, daß bei
uns im Landtag von Kärnten seit Jahr und Tag
an einer Autononiie sür die Slowenen des Landes
beraten wird, die ebenfalls sehr weitgehend sein soll,
dann ist die moralische Rüstung des deutschen Volkes
sür diese Frage wahrhaftig vollkomnien. Österreich
ist an dem Ausgang solcher Beratungen in Genf
auf das lebhafteste interessiert, denn tausend Fäden
verknüpfen uns mit den abgetrennten deutschen Ge¬
bieten und den deutschen Sprachinseln im Gebiete
der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie
ini Süden, im Norden, im Osten.

Wie wird — eine Frage, die in den letzten
Tagen aufgctaucht ist —, wie wird der neue
serbische Absolutismus das jugoslawische Deutschtum
behandeln, wie wird er ihm begegnen? Wir können
gerade an der Aufwerfung einer solchen grundsätz¬
lichen Erörterung, wie es die Minderheitenfrage ist,
durch das Deutsche Reich feststellen, daß das Reich
durch den Eintritt in den Völkerbund aus einem
bloßen Objekt der Wellpolitik nunmehr wieder Subjekt,
nunmehr Ivicdcr Träger eines eigenen Willens ge¬
worden ist. Es wird die Zeit kommen, in der das
deutsche Volk auf dem Wege des Völkerbundes aber
nicht nur die Versuche machen wird, ans Grund der
Verträge die Möglichkeiten einer Abänderung des
gegenwärtigen Zustandes in Europa herbeizuführen,
sondern es wird auch der Moment kommen, in dem
die Vertrage selbst einer gründlichen Abänderung,
einer Revision unterzogen werden müssen. Es lvird
sich zeigen, daß eine Sicherung des Friedens dauernd
nicht möglich ist, solange unter „Frieden" der aus
den Staatsverträgen hervorgegangene gegenwärtige
Friedenszustand verstanden wird. Das ist ja kürzlich
auch von ungarischer Seite hervorgehoben worden.
Erst bis es sich den ehemaligen Siegerstaaten nin
den Frieden schlechthin handeln wird, dann wird
nicht mehr der Streit um Interpretationen, dann
wird keine Heuchelei und keine Verschiebung von
Entscheidungen der Hauptinhalt der Völkcrbnnd-
beratungen sein. Ter Vertrag von Saint-Germaiu
hat für uns seine Unantastbarkeit längst verloren.
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Zu unserem Schaden wurde ja zum erstenmal durch
das Venediger Abkommen hier Bresche geschlagen,
und ich kann mich darauf berufen, daß in der
französischen Kammer der Vertrag von Saint-Germain
als der schlechteste Vertrag in der Geschichte be¬
zeichnet wurde. Der Ruf nach der Revision der
Verträge hat allerdings erst in wenigen Staaten

nachhaltigen Widerhall gefunden, aber verstummen
wird er nicht, und das deutsche Volk wendet in
steigender Erregung und mit immer wertvollerem
Material aus der Vergangenheit ausgerüstet sein
Augenmerk der Beseitigung vor allem jenes
Artikels des Vertrages zu, der auch uns betrifft,
des Paragraphen, der die moralische Grundlage
der Diktatverträge enthält. Diese moralische Grund¬
lage fällt, sobald die schmachvolle Behauptung von
der alleinigen Verantwortlichkeit des deutschen
Volkes für den Krieg, also die Kriegsschuldlüge,
beseitigt wird. Wir hoffen, daß die Vertreter des
deutschen Volkes auch diese Frage in Genf einmal
anschneiden und einer entscheidenden Erörterung
grundsätzlich zuführen werden können.

So sehen wir, daß der Völkerbund eine wert¬
volle Plattform für die Tätigkeit deutscher Vertreter
sein kann, und auch der, der seinem bisherigen
Wirken mit dem größten Pessimismus begegnete,
wird finden, daß wir bereit sein müssen, an dieser
Institution festzuhalten, weil sie die Gelegenheit
bietet, dort endlich das zu vertreten, was an Rechten
das deutsche Volk verlangen kann.

Die Posten unseres Budgets, welche sich mit den
mit dem Staatsvertrag von Saint-Germain zu¬
sammenhängenden internationalen Institutionen be¬
schäftigen, können daher auch von unserem groß-

deutschen Standpunkte aus als ein notwendiger
Bestandteil des österreichischen Budgets behandelt
werden. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen. —
Während vorstehender Rede hat Präsident Br.

Waber den Vorsitz übernommen.)

Damit ist die Aussprache über den IX. Abschnitt
beendet, und es wird in die Verhandlung über den
X. Abschnitt: Kapitel 16, Finanzverwaltung, Ka¬
pitel 17, öffentliche Abgaben, Kapitel 18, Kassa¬
verwaltung, und schließlich das Bundes-Finanzgesetz
eingegangen.

Gcneralberichterstatter Heinl: Hohes Haus! Das
Kapitel 16, „Finanzverwaltung", enthält unter den
Ausgaben den Verwaltungsaufwand im engeren
Sinne für das Bundesministerium für Finanzen und
seiner Untcrbehörden, Finanzlandesdirektionen, Finanz¬
prokuratur, Punzierungsämter und Bundeszentral¬
kasse, mit zusammen 52'4 Millionen Schilling sowie
die Vergütung an die Städte Wien und Graz für
die Einhebung von Bundesabgaben mit 6V Millionen
Schilling.

Gegenüber dem Finanzgesetz 1928 ist der Ver-
ivaltungsanfivand uni 3'1 Millionen Schilling höher.

hauptsächlich infolge der gesteigerten Tättgkeit der
Finanzbehörden, zum Teil auch durch gesetzliche
Bezugserhöhungen und Einbeziehung der Sonder¬
zulagen und Gehaltsvorschüsse. Tie Vergütung für
die Steuereinhebung in Wien und Graz ist ent¬
sprechend dem Steuermehrertrag um 0'3 Millionen
Schilling höher veranschlagt.

Dem Verwaltungsanfwand stehen Verwaltungs¬
einnahmen im engeren Sinne, ohneBerücksichtigung der
Steuereingänge, von 6 Millionen Schilling, gegenüber

1928 mehr um 1 Million Schilling, und die Ver¬
gütung für die Einhebung von Landes- und Gemeinde-
abgabcn von 2'6 Millionen Schilling, gegenüber 1928
weniger um 0‘8 Millionen Schilling, gegenüber.

Von allcrwichtigster Bedeutung ist das Kapitel 17,
„Öffentliche Abgaben", in ivelchem der gesamte
Stcuerertrag zum Ausdruck konunt. Ter Gesamt¬
ertrag aller öffentlichen Abgaben ist für 1929 mit
brutto 1029'4 Millionen Schilling und nach Abzug
der Ertragsanteile der Länder und Gemeinden von
266°3 Millionen Schilling mit netto 763°1 Millionen
Schilling veranschlagt.

Gegenüber den korrespondierenden Ziffern des
Voranschlages 1928 ergibt sich ein Mehrertrag von
brutto 94'6 Millionen Schilling, beziehungsweise
nach Abzug der um 29’9 Millionen Schilling

höheren Ertragsanteile der Länder und Genieinden
ein Ncttomehrettrag von 64'7 Millionen Schilling.

Zergliedert man diese Schlnßsummcn, so ergeben
sich folgende Einzelziffern:

Die direkten Steuern sind mit 323 Millionen

Schilling, gegenüber dem Vorjahr um 31 Millionen
Schilling höher, veranschlagt; der Mehrertrag gründet
sich lediglich auf die Entwicklung der Wirtschaftslage,
auf die Einzahlungs- und Vcranlagungsergcbnissc,
zum Teil auch auf Zahlungsrückstände, aber nicht
auf Erhöhung der Steuersätze. Fast die Hälfte des
Ertrages entfällt auf die Einkommensteuer, 156 Mil¬
lionen Schilling; die allgemeine Erwerbsteuer ist
mit 55, die Körperschaftssteucr mit 72 Millionen
Schilling vorgesehen.

Die Zölle sind mit 254 Millionen Schilling
veranschlagt; der Mehrcrtrag gegenüber dein Vor¬
jahr von 27 Millionen Schilling gründet sich ans
die steigende Wareneinfuhr unter Berücksichtigung
der Zolltarisnovellc und einzelner Abänderungen auf
dem Gebiete der Handelsverträge.

Die Ausfuhrabgaben sind mit 2'6 Millionen
Schilling von relativ untergeordneter Bedeutung;
der Mehrertrag von 1 Million Schilling ist vor¬
wiegend auf den größeren Holzexport zurückzuiührcn.

Die Verbrauchssteuern sind mit 98'7 Millionen

Schilling, gegenüber dem Vorjahr um 13 Millionen
Schilling höher, veranschlagt. Hievon entfallen auf
die Branntweinsteuer 30, Bicrsteuer 32, Wein¬
steuer 9'6 und Zuckersteucr 244 Millionen Schilling.
Der gegenüber dem Vorjahr höhere Ertrag der
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Zuckcrsteuer von 12'4 Millionen Schilling erklärt sich

einerseits durch die Steigerung der Jnlanderzeugung

und anderseits aus der Wirkung der Zolltarisnovelle

vom 13. Dezember 1928, mit welcher eine vorüber¬

gehende Erhöhung der Znckersteuer verfügt wurde;

mit demselben Gesetz wurde gleichzeitig bei Ausgabcn-

kapitel 17, Titel 3, 8 3, eine Ausgabe von

5'7 Millionen Schilling zur Förderung des Zucker¬

rübenbaues bewilligt.

Die Gebühren sind mit 350'1 Millionen Schilling,

gegenüber dem Vorjahr um 22'6 höher, veranschlagt;

hievon entfallen auf Stempel- und Rechtsgebühren

108‘2 Millionen Schilling, um 5'9 Millionen

Schilling mehr, und auf Warcnumsatzsteuer 232 Mil¬

lionen Schilling, um 17 Millionen Schilling inehr;

dieser Mehrcrtrag entspricht der tatsächlichen Erfolgs¬

entwicklung.

Die Ertragsanteile der Länder und Gemeinden

sind mit 266'3 Millionen Schilling vorgesehen.

Hievon entfallen auf die Ertragsanteile an den ge¬

meinschaftlichen Abgaben 239'8 Millionen Schilling,

gegenüber dem Vorjahr um 24'4 Millionen Schilling

automatisch mehr infolge höherer Veranschlagung

der gemeinschaftlichen Abgaben, und auf die Ent¬

schädigung der Länder für die Übernahme der

politischen Verwaltung 26 5 Millionen Schilling,

gegen den Voranschlag 1928 um 5'5 Millionen

Schilling mehr infolge der Neuregelung durch die

6. Abgabenteilnngsnovelle.

Im Kapitel 18, „Kassenverwaltung", sind die Ge¬

samtausgaben mit 4'2 Millionen Schilling und die

Gesamteinnahmen mit 35°9 Millionen Schilling ver¬

anschlagt. Gegenüber dem Vorjahre ergeben sich

Minderausgabcn von 2'5 und Mehreinnahmen von

2°3 Millionen Schilling. Von den Ausgaben ent¬

fällt ein Teilbetrag von 0'9 Millionen Schilling

hauptsächlich auf Verwaltung und Verwertung von

Restbeständen der ehemaligen Heeresverwaltung und

Abtragung der Schuld an die Pulverfabrik Skoda-

Wetzler, ein Teilbetrag von 2'0 Millionen Schilling

hauptsächlich auf die Kosten de§ Postsparkaffenvcr-

kehres der Bundeskasscn und 1°1 Millionen Schilling

aus verschiedene kleinere Ausgaben. Bon den Ein¬

nahmen entfällt ein Teilbetrag von 4'7 Millionen

Schilling auf die Erträgnisse der Kapitalsbeteiligungen

des Bundes, 17'4 Millionen Schilling auf den

Effekten- und Geldverkehr des Bundes (hauptsächlich

Zinsen aus Effekten und aus der Veranlagung von

Kassenbcständen), 11°7 Millionen Schilling auf die

Verzinsung und Rückzahlung von Bundesdarlehen

und der Rest von 2 Millionen Schilling auf ver¬

schiedene kleinere Einnahmen.

Im Namen des Finanz- und Bndgetansschnsses

stelle ich den Antrag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Den Kapiteln 16, „Finanzverwalrnng", 17,

„Öffentliche Abgaben", und 18, „Kassenverwal¬

tung", wird in der durch die Anträge des Be¬

richterstatters geänderten Fassung die verfassungs¬

mäßige Zustimmung erteilt."

Was nun das Bundesfinanzgesetz anbelangt, so

sind verschiedene Änderungen des Wortlautes und

der Zifferansätze durch Abänderungen hervorgerufen

worden, die sich während der Beratung ergeben

haben.

Ich stelle den Antrag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Deni angeschloffencn Entwurf des Bundes¬

finanzgesetzes samt Bundcsvoranschlag und der

Nachweisnng der Dienstposten für das Jahr 1929

wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt."

Allina: Hohes Haus! Ich möchte zunächst mit

einigen Worten auf ein Ereignis zu sprechen kommen,

das vor wenigen Wochen die Aufmerksamkeit der

Wirtschaftsöffentlichkeit in starkem Maße in Anspruch

genommen hat. Es handelt sich um die Kurstreibe-

reien an der Wiener Börse in polnischen Effekten,

deren Auswirkung tatsächlich geeignet war, für unsere

Wirtschaft eine schwere Gefahr herbeizuführen. Man

kann sich zur Institution und der Praxis der Börse

stellen, wie man will. Eines muß man aber bei den

Dingen beachten: Daß die Börse ein notwendiges

Instrument für das Funktionieren unserer Wirtschaft

ist und daß diese wirtschaftlich notwendige Funktion

nicht durch Ereignisse gestört wird, wie wir sie im

November v. I. zu spüren bekamen, ist wohl ein

dringendes Erfordernis der ruhigen Entwicklung

unserer Wirtschaft.

Man spricht so viel von der Belebung unserer

Wirtschaft und von der Neubelebnng unserer Börse.

Der Herr Finanzminister hat es ja nicht unterlassen,

gegen unseren Rat und gegen unseren Einspruch die

Effektenumsatzsteuer, eine Abgabe des Börsenverkehrs,

beträchtlich herabzusetzen, nni auf diesem technischen

Wege eine Neubelcbung der Börse herbeizuführen.

Es ist ihm nicht gelungen, die Börse ist in ihrer

Stagnation verharrt, weil — wie wir auch damals

gelegentlich dieser Beratung gesagt haben — es ganz

andere Umstände, ganz andere wirtschaftliche Momente

als gerade steuertechnische sind, die zu dieser Sta¬

gnation an der Wiener Börse führen. Aber diese

Stagnation wurde — wie gesagt — plötzlich durch

ein Haussetreiben unterbrochen, das mehrere Wochen

hindurch andauerte und dann plötzlich in den letzten

Novembertagcn seinen Niederbruch gefunden hat, und

nur durch besondere Bemühungen, die von ver¬

schiedenen Seiten an den Tag gelegt wurden, ist es

gelungen, diese Katastrophe zu lokalisieren und das

Kursgebäudc der an der Börse notierten Papiere

nicht gänzlich demolieren zu lassen. Nun muß ich in

diesen: Zusanimenhang dem Finanzministerium einen

Vorwurf machen. Ich bin der Meinung, daß es bei
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einer entsprechenden Ausübung der Aussicht, daß es bei

einem entsprechenden Auf-der-Höhe-Sein des Bvrse-

komuiissariats niemals zu derart wüsten Ausschrei¬

tungen der Spekulation Hütte konmien können, wie

überhaupt über dieses Börsekommissariat einmal ein

Wort gesprochen werden muß. Dieses Börsekommis¬

sariat befindet sich ganz im Schlepptau der an der

Börse maßgebenden Hochfinanz und übt keineswegs

jene Funktion ans, die ihm' von Gesetzes und von

Staats wegen zukommt. Diese ^Katastrophe in den

Novembertagen, die, wie ich nochmals betone, leicht

hätte zu einer Allgemeinkatastrophe werden können,

ist ja nicht über Nacht gekommen. Die seriösen Sen¬

sale haben gleich bei Auftreten der stärkeren Spe¬

kulation in diesen polnischen Papieren — es waren

die Golleschauer Aktien — daraus aufmerksam ge¬

macht, daß diesen Auftragserteilungen eine unsolide

Spekulation zugrunde liegt, und haben sich geweigert,

diese Aufträge auszuführen. Der Spekulant — cs

war ja, wie sich dann nachträglich herausgestellt hat,

ein einziger unsolider, durchaus nicht mit den ent¬

sprechenden Finanzkräften ausgestatteter Mensch —

hatte noch die Kühnheit, sich gegen die Weigerung

der Sensale, diese unsoliden Spekulationsausträge

auszuführen, bei der Börsekammer zu beschweren.

Nur ein Sensal war cs, der Herr Rudolf Mauthner

— man kann hier ruhig seinen Namen nennen, denn

er ist den Eingeweihten allen bekannt — der trotz den

Bedenken, die jeder börsentechnisch geschulte Sensal

haben mußte, die dem Eingeweihten auf den ersten Blick

die Unsolidität und Unreellität dieser Spekulation er¬

kennen ließen, diese Aufträge ausführte und auch zwei

andere Sensale mit ins Schlepptau nahm. Wie bei

allen derartigen Spekulationen ist natürlich die

Morgendämmerung gekommen, die Spekulation ist

zusammengebrochen und nun ist das große Gericht

angegangen.

Die zwei armen Sensale, die da mit dem Herrn

Rudolf Mauthner mitgelaufen sind, mußten natürlich

sofort die Konsequenz ziehen, sie haben ihre Stellen

niedergelegt und wurden weggejagt. Gegen den

Herrn Rudolf Mauthner, der sich sehr hoher Pro¬

rektion im Finanzministerium und bei der Hochfinanz

infolge seiner verwandtschaftlichen Verhältnisse —

den Namen Mauthner kennt man ja — erfreut,

wurde nun so ein Theater aufgesührt: man hat Vor-

erhebungcn gepflogen, es hat Interventionen von allen

Seiten gegeben, dann hat eine Diszivlinarverhandlung

stattgefunden, und nachdem man 14 Tage vorher

geschrieben hatte, daß nur durch die Leichtfertigkeit

dieses einen Sensals eine solche Spekulation möglich

war, die zu solchen Auswirkungen führen mußte, ist

dieser Sensal von dem Disziplinargerichte der Börse¬

kammer freigesprochen worden und heute amtiert er

nach wie vor. Wir sehen also hier wieder das alte

Spiel: Die Kleinen werden gehängt, die Großen

läßt man laufen.

Mit um so größerer Wucht stürzt man sich nun

auf die übrigen Sensale und trachtet nun, mit allen

Mitteln diese Sensale, die heute wahrlich kein be¬

sonders luxuriöses Leben führen und bei der Sta¬

gnation, die heute an der Börse herrscht, wahrlich

kein besonderes Einkonimen haben, zu dezimieren

und auszurottcn. Man hört davon, daß die Dienst¬

kautionen in einem Ausmaß erhöht werden sollen,

das es natürlich dem größten Teil der Sensale

unmöglich macht, ihre Stellung weiter auszuüben.

(Pick: Dem Mauthner schon!) Dem Mauthner

natürlich, dem wird es auch weiterhin möglich sein.

Nachdem man aber hier gewisse juristische Bedenken

hat und glaubt, daß vielleicht das bestehende Gesetz

es nicht rechtfertigen würde, wenn man eine einmal

vorgeschriebene Dienstkaution neuerlich bemessen

würde, so verlegt man sich auf andere Methoden,

um die Sensale auszumerzen. Man will die Arran¬

gementgebühren, die beim Giro- und Kassenverein

festgesetzt sind und deren Festsetzung natürlich rein

dem Ermessen des Giro- und Kassenvereines ob¬

liegt, in einer ganz unmöglichen, in einer, ganz

ungewöhnlichen Höhe bemessen, wieder nur zu dem

Zwecke, damit gerade den armen Sensalen, die keine

finanziellen Verbindungen, keine Verwandten mit

großer Finanzkraft haben, die Ausübung ihres Be¬

rufes an der Wiener Börse unmöglich gemacht wird.

Es spricht niemand für diese Sensale, sie selber

trauen sich auch nicht viel zu sprechen, und deshalb

ist es notwendig, daß in Zusammenhang mit den

Reformen, die nunmehr an der Börse Eingang

finden sollen und sicherlich sachlich berechtigt sein

mögen, doch einmal ein Wort für diese Leute ge¬

sprochen wird. Es ist ja nicht einzusehen, warum

hier einem Sensal vollkommen freie Hand gelassen

werden soll, warum das Börsenkonimissariat seine

Aussicht nicht straffer handhaben soll, als es bisher

der Fall gewesen ist. Ich habe an dem Fall, den

ich besprochen habe, gezeigt, daß das Börsenkom¬

missariat, wenn cs während der Hausse dieser Sache

mehr Beachtung zugewendet hätte, wenn es bei den

Sensalen selbst Erkundigungen eingezogen hätte, es

daraus hätte kommen müssen, daß hier etwas nicht

ganz in Ordnung ist und daß es zu diesen Aus¬

wirkungen und zu dieser Katastrophe nicht hätte

kommen müssen.

Wenn man nun aber auf administrativem Wege

Ordnung macht, so soll man doch darauf achten,

daß nicht gerade die ärmsten Teufel zu Schaden

kommen und es mit ihrer Existenz bezahlen niüssen.

Es hat sich auch in dem Falle der Golleschauer

gezeigt, daß nicht gerade die ärmsten Sensale es

waren, die die unkorrektesten gewesen sind. Die

Leute, die die Abwicklung des Geschäftes für die

Aufrcchterhaltung ihrer Existenz vielleicht sehr not¬

wendig hätten, haben sich viel vorsichtiger benommen

als die mit Kapital ausgestatteten Sensale an der
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Wiener Börse. Ich möchte daher bitten, daß der

Herr Finanzminister dieser Angelegenheit sein Augen¬

merk zuwendet und daß hier mit der gebotenen

Vorsicht vorgegangen wird.

Im übrigen muß gesagt werden: Wenn man die

Sensale mit Kautionen belegt, wenn man von ihnen

Sicherstellungen verlangt, so ist es wohl nur ge-,

rechtsertigt, wenn man auch von dem Partner, von

dem Kontrahenten die entsprechenden Sicherstellungen

sordcrt, daß man sich vergewissert, daß auch ihre

Sicherstellungen in einem entsprechenden Verhältnis

zur Abwicklung der Geschäfte stehen, die sie an der

Wiener Börse tätigen. Soviel über diesen Vorfall.

Ich möchte nun an einigen Beispielen zeigen,

welche Praxis bei der Steucreintreibung heute in

unserem Finanzministerium zu Hause ist. Mir liegt

hier eine Beschwerde vor. Da ist eine Altwaren¬

händlerin, also eine Trödlerin, in Hernals; cs

handelt sich also sicherlich um keinen Großbetrieb.

Diese Frau, deren Mann, nebenbei gesagt, . ein

Schwerinvalider ist, da er vollständig taub und

lungenleidend ist, unterhält in Hernals einen Alt¬

warenhandel. Im Jahre 1922 wurde ihr für die

Stencrbcmessnng ein Einkommen von 200 Millionen

zugrunde gelegt, und zwar wurde sie von der Steuer¬

behörde bezichtigt, daß sie einen Schmuggel mit

Treibriemen nach Ungarn betrieben habe, eine Sache,

die, wie sich dann heransstellte, völlig aus der Luft

gegriffen war. Die Steuer wurde mit 28 Millionen

festgelegt. Die Frau war natürlich nie in der Lage,

das zu bezahlen. Es ist ihr dann durch Eingaben

und durch das Eintreten der Genossenschaft, die sich

dieses Falles als eines besonder» bcrücksichtigens-

werten angenommen hat, gelungen, die Steuer auf

471 8 herabzusetzen. Aber auch dieser Betrag war

bei der Frau einfach nicht hereinzubringen. Man

hat sie dann exeqnicrt, ohne Erfolg. Was kann

auch bei einer Eisentrödlerin gesunden werden? Ein

bißchen altes Eisen, das keine 40, geschweige denn

470 8 wert ist. Trotzdem hat man für das

Jahr 1923 ihrer Stcnerbemessnng wieder ein Ein¬

kommen von 200 Millionen zugrunde gelegt und

ihr eine Steuer in der Höhe von 24 Millionen

vorgeschrieben. Sie nuzßte wieder berufen, ihr Ein¬

kommen wurde auf 7500 8 herabgesetzt, und cs

wurde ihr nunmehr eine Steuer von 832 8 vor¬

geschrieben. Im Jahre 1925 ist ihre Steucr-

bemessung auf ein Einkommen von 10.000 8 redu¬

ziert worden. Alle Bemühungen dieser Frau, eine

gerechte Steuervorschrcibung zu bekonimcn, die ihrem

wirklichen Einkommen entspricht, das nachweisbar

4000 8 beträgt, wofür auch die Genossenschaft die

Gewähr übernommen hat, waren erfolglos. Sie

wurde im Gegenteil zu Ratenzahlungen gezwungen,

die sie bei dem kleinen Umfang ihres Geschäftes

natürlich nicht einhalten konnte. Und so wird diese

Frau bis in das Jahr 1928 hinein — ich habe

hier einen Exekutionsbescheid vom 31. Juli 1928 —

noch immer mit Exekutionen ans ungerechtfertigten

Steuervorschrcibnngen der Jahre 1922 und 1923

verfolgt.

Ich habe hier einen Fall aus dem Kreise der

Gewerbetreibenden genommen. Nun ein zweiter Fall.

Die Angestellten des Wiener Giro- und Kassen-

vercins unterhalten eine Gemeinschaftsküche, die kein

gewerblicher Betrieb ist, weil niemand Nutzen aus

ihr zieht. Ein Menu in dieser Gemeinschaftsküche

kostet iS 5g, Sie können sich also denken, daß

kein Gewinn dabei heransschaut. Nach den Statuten

wird alljährlich abgerechnet. Wenn sich ein Plus

aus der Gesamtgebarung ergibt, wird im nächsten

Jahre der Mennpreis herabgesetzt, im andern Falle

muß natürlich der Preis für das Menu hinaufgesetzt

werden.

Dieser Gemeinschaftsküche vvn Angestellten, von

der also klar ist, daß sie absolut auf keinen Er-

wcrbszweck abzielt, wurde die Entrichtung der

Körpcrschaftssteucr vom Finanzministerium vorge¬

schrieben. (Janicki: So wie der Suppen- und

Teeanstalt!) Das ist ein Pendant zur Vorschreibung

der Körperschaftssteuer an die Suppen- und Tec-

anstalt. Der Rekurs, den diese registrierte Genossen¬

schaft — die Angestellten haben sich zur Ausübung

dieses Küchenbetriebes zu einer registrierten Ge¬

nossenschaft zusammengeschlossen — eingebracht hat,

wurde mit Erlaß vom 26. Oktober 1928 seitens

der Finanzlandesdirektion abgewicsen, es muß also

diese Körperschaftssteuer entrichtet werden.

Ich verweise daraus, daß es der Herr Finanz¬

minister ist, der so oft von der Entlastung der

Wirtschaft spricht, und daß es notwendig sein wird,

die steuerliche Entlastung der Wirtschaft durchzu¬

führen. Wir sind schon begierig, wann der Zeit¬

punkt kommt, in welchem diese Versprechungen

realisiert werden sollen, aber eines möchte ich sagen:

Zur Wirtschaft gehören nicht nur die Industrie und

das Großkapital, zur steuerlichen Entlastung müssen

unserer Vorstellung nach auch solche Fälle, die ich

heule als typische, beileibe nicht als Einzclfälle, vor-

tragcn mußte, vor allem in Betracht gezogen werden.

(Zustimmung.)

Wenn wir schon von der steuerlichen Entlastung

sprechen, so möchte ich in diesem Zusammenhänge

den Herrn Finanzminister daran erinnern, daß breite

Massen der Arbeiter und Angestellten auf die Ent¬

lastung ihrer Steuerpflicht, auf die Erhöhung des

steuerfreien Existenzminimums mit Ungeduld warten

und daß diese Kreise wahrlich nicht in der Lage

sind, länger zu warten, weil an ihnen ein längst

begangenes Unrecht wieder gutzumachcn ist. Die

Arbeiter und Angestellten verlangen nichts anderes,

als die Herbeiführung des Zustandes in der Vor¬

kriegszeit, das heißt die Valorisierung jenes Be-

■N
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träges, der auch iu der Vorkriegszeit als steuer¬

freies Existenzmimmum gegolten hat.

Wenn ich von der Steucrbehandlung und Stener-

praxis spreche, so kann ich nicht umhin, auf einen

Vorfall zurückzukonimen, mit dessen Inhalt ich mich

vorweg nicht identifizieren möchte. Es ist in den

letzten Wochen in einem Wiener Spätabcndblatt, im

„Abend", eine Serie von Angriffen gegen die

Steuerpraxis in bezug ans die Veitscher Magnesit¬

werke erfolgt. Ich kann eS nicht prüfen und absolut

kein Urteil darüber abgcben, welcher Tatbestand den

Beschuldigungen zugrunde liegt, die in diesem Blatte

vorgcbracht wurden. Es wird behauptet — dies

wird dem Herrn Finanzminister und dem hohen

Hause bekannt sein —•, daß zwei Beamte, die mit

der Untersuchung dieses Falles betraut waren,

plötzlich abgezogen wurden, daß ihnen eine weitere

Verfolgung dieser Untersuchung nicht gestattet wurde

und daß es sich hier um Riesenmalversationen, um

Riesenhinterziehungcn von Steuern drehen soll. Ich

wiederhole noch einmal, ich bin nicht in der Lage,

zu diesem Tatbestand irgendwie Stellung zu nehmen,

aber eines muß ich wohl sagen: Es geht nicht an,

daß der Herr Finanzministcr, wenn derartige ganz

ungeheuerliche Angriffe gegen unsere Steuerbehörden

und gegen das Finanzministerinnl erhoben werden,

einfach schweigt. Der Herr Finanzminister ist meiner

Ansicht nach in einem solchen Falle verpflichtet, der

Öffentlichkeit etwas zu sagen; er muß uns sagen,

ob an der Sache etwas daran ist und inwieweit cs

auf Wahrheit oder Unwahrheit beruht. Darauf hat,

glaube ich, die Öffentlichkeit ein Recht.

Wenn ich schon von den Veitscher Magnesit¬

werken gesprochen habe, so möchte ich in diesem

Zusanmienhang auch aus eine Sache verweisen, die

ebenfalls die Öffentlichkeit, zumindest die fachlich

interessierte Öffentlichkeit, beschäftigt hat, das ist

der Erwerb dieser 7000 Stück Bcitscher Magnesit-

aklien, die jetzt in den Besitz der Bodenkreditanstalt

übergegangen sind. Nach den Mitteilungen der

Blätter soll dies im Wege einer Option erfolgt

sein; das heißt, die Postsparkasse müßte seinerzeit

der Bodenkreditanstalt eine Option ans den Kauf

dieses Pakets eingeränmt haben. Nun weiß man,

daß der Erwerb dieser Aktien beiläufig zum Börsen¬

kurse — ich glaube, etwas über dem Börsenkurse

des Tages — erfolgt ist. Das sagt nicht viel, da

es sich hier um im Mehrheitssyndikat gebundene

Stücke handelt, und man ja weiß, daß für den Erwerb

derartiger Pakete der Börsenkurs nicht maßgebend ist.

Hier handelt es sich um den inneren Wert, der sich

ja auch dadurch bestimmt, daß es eben Mehrheits¬

syndikatstücke sind.

Ich möchte mir die Frage erlauben, ob diese

Option seitens der Postsparkasse seinerzeit erteilt

wurde, ob hierüber gelegentlich der Berichte über

die ganze Angelegenheit im Finanzausschuß Bericht

erstattet wurde — ich kann mich nicht erinnern,

daß dies der Fall gewesen wäre —, und ich frage

den Herrn Finanzminister, ob er es für zweckmäßig

hält, daß derartige Optionen erteilt werden, die

offenbar — man weiß ja nichts Offizielles darüber —

zeitlich unbefristet gelaufen sind. Wenn eine der¬

artige Option zeitlich unbefristet läuft, so ist natur¬

gemäß das Risiko vorhanden, daß sich der Käufer,

das heißt der Optant, den Tag aussucht, der ihm

für den Erwerb der Aktien am günstigsten erscheint,

so daß in diesem Falle die Postsparkasse das ganze

Risiko, das Paket zu günstigeren oder zu ungünstigeren

Kursen abstoßen zu können, zu tragen gehabt hätte.

Ich würde bitten, daß uns der Herr Finanzminister

auch hierüber einiges wenige sagt. Dies wollte ich

zum Kapitel „Finanzen" hier vorbringe». <Beifall

und Händeklatschen■)

Bundesfinanzminister Dr. Kienböck: Hohes Haus!

Ich will auf einige Ausführungen des Herrn Abg.

Allina kurz antworten, nämlich auf die Ausführungen,

die ich gehört habe, nachdem ich in den Saal ein¬

getreten bin — ich weiß nicht ob er vorher schon

anderes zur Sprache gebracht hat.

Der Herr Abg. Allina hat den Disziplinarfall

eines Börsensensals zur Sprache gebracht. Ich

niöchte bemerken, daß der Börsenkommissär aller¬

dings der für die Sensale kompetenten Disziplinar-

konlmission angehört, aber dort nur eine Stimme

hat. Er ist daher für die Beschlüsse der Disziplinar-

kommission nicht verantwortlich; er kann dort nur

— das hat er gewiß auch in diesem Falle getan —

nach seiner Überzeugung votieren. Das Ergebnis der

Beratung steht nicht unter seiner Verantwortung,

sondern eben unter der Verantwortung der Mehrheit

jener Herren, die nach dem Gesetz die Disziplinar-

kommission bilden.

In diesem Zusammenhang hat der Herr Abg. Allina

auch erwähnt, daß im Anschluß an Beobachtungen,

die anläßlich der Golleschauer Affäre gemacht wurden,

eine Aktion in: Zuge ist, welche auch Erhöhungen

von Kautionen an der Börse bezweckt. Ich glaube,

daß es notwendig ist, diesbezüglich zu Reformen zu

kommen, ich konnte übrigens mit Befriedigung kon¬

statieren, daß auch der Herr Abg. Allina sich grund¬

sätzlich in diesem Sinne geäußert hat. Es handelt

sich natürlich bei dieser Aktion nicht darum, einzelne

Personen zu schädigen, wohl aber um Sicherungen

des Verkehrs. Es kann sein, daß die Verkehrs¬

sicherheit an der Börse Leistungen voraussetzt,

denen vielleicht nicht alle gewachsen sein werden.

Aber man dürfte daraus nicht die Konsequenz ab¬

leiten, daß Reformaktionen, die im Interesse des

Marktes gelegen sind, unterbleiben müßten, ich freue

mich, daß die Erkenntnis der Sachdienlichkeit und

einer angemessenen Reform allgemein ist. Das Detail

wird sich erst aus den weiteren Verhandlungen er-
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geben. (Allina: Es muß aber auch den Partner

treffen, nicht nur den Sensal!) Was die Aufmerk¬

samkeit des Herrn Abg. Allina in den von ihm

erwähnten Fällen erregt hat, war eben, daß die Haftung

des Sensals, der Umfang dieser Haftung oder die Fälle,

in denen sie in Anspruch genommen werden kann,

zweifelhaft waren. Es ist eine bekannte Tatsache,

daß die von den Sensalen vermittelten Geschäfte

sich znm Großteil so vollziehen, daß die Person

des einen Partners dem anderen nicht erkennbar

erscheint. Für solche Fälle muß dafür gesorgt

werden, daß die Sicherheit des Verkehrs nicht leidet.

Dann kommt die Haftung des Sensals in Betracht,

und da müssen auch sachliche Sicherungen geschaffen

werden.

Der Herr Abg. Allina hat dann, von Steuer-

fachen sprechend, den Steuerfall einer Trödlerin in

Hernals hervorgchoben, den ich nicht kenne und

über den ick mich erst informieren müßte. Auch über

die Bemessung der Steuer für die Gemeinschafts¬

küche des Giro- und Kassenvereines ist mir augen¬

blicklich nichts bekannt, aber so wie der Herr Abg.

Allina den Fall dargestellt hat, kann er sich nicht

abgesvielt haben. Er hat gesagt, zuerst habe das

Finanzministerium eine Steuer vorgeschrieben, dann

wäre ein Rekurs erhoben worden, und der Rekurs

sei mit Erlaß eines Datums, das er zitiert hat,

abgewiesen worden. So kann es nicht gewesen sein,

denn die Steuerbemessung muß zuerst von der ersten

Instanz erfolgen . . . (Zwischenruf Allina.)

Das ist ein Detail, das ich richtigstellcn möchte. Ich

verweise übrigens darauf, daß die Körperschafts-

stcuer von Vereinen und Genossenschaften uns

mancherlei Schwierigkeiten bereitet. Wir bemühen

uns, sie auf Grund der Gesetzeslage zu überwinden.

Herr Abg. Allina hat dann noch zwei weitere

Punkte zur Sprache gebracht. Ich nröchte zunächst

sagen, daß der Verkauf der in den Besitz der Post¬

sparkasse gelangten Veitschcr Magnesitaktien, soviel

ich aus den Berichten weiß, ohne daß ich in diese

Verhandlungen eingegriffen hätte, getätigt worden

ist, von den bestunterrichteten Mitgliedern des Vor¬

standes die sich mit voller Sorgfalt diesem Geschäfte

gewidmet haben. Ich kann aus dem Gedächtnis die

Einzelheiten, die mir berichtet worden sind, nicht

reproduzieren, aber ich bin sicher, daß bei einem

Geschäft die Interessen der Postsparkasse mit voller

Gewissenhaftigkeit gewahrt worden sind. Diese Ver¬

handlungen haben einige Wochen gedauert, es besteht

nicht der geringste Zweifel, daß die Transaktion

vom Standpunkte der Postsparkasse gerechtfertigt ist.

Die Postsparkasse müßte darauf bedacht sein, daß

ihre Aktienpakete mit der Zeit abgestoßen werden,

denn sie ist nicht dazu berufen, Pakete von Jndustrie-

aktien in ihrem Portefeuille zu behalten. (Allina:

Auf Grund einer Option!) Ich will in die Einzel¬

heiten der Geschäfte nicht eingehen. Wenn ich sie

nicht vollständig wiedergeben kann, so ist dem Zwecke

nicht gedient.

Nun zum anderen Fall, den der Herr Abg. Allina

hier erwähnt hat. Es ist mir erwünscht, daß er ihn

erwähnt hat. Ich gebe zu, daß ich auf die Ver¬

öffentlichung des von ihm erwähnten Spätabcnd-

blattes aus Gründen, die das hohe Haus begreif¬

lich finden wird, nicht reagiert habe. Aber es ist

gut, daß ich hier gefragt worden bin. Der Sach¬

verhalt ist folgender: Ein abgebautcr Beamter der

Veitscher Magnesitwerke hat der Steuerbehörde

Anzeigen über bei der Gesellschaft vorgcfallene Ver¬

fehlungen erstattet. Die zuständige Finanzbehörde hat

die Anzeige zum Gegenstand einer eingehenden

Untersuchung gemacht. Im Zuge dieser Untersuchung

hat sich ein Zwischenfall abgespielt. Der Anzeiger

hat sich eine Belohnung erwartet. Nach der In¬

formation, die mir zugekommcn sind und die ich für

richtig halte, ist ein Versprechen einer solchen Be¬

lohnung nicht erfolgt. Ich muß auch darauf Hin¬

weisen, daß das Gesetz über die direkten Personal¬

steuern solche Belohnungen nicht vorsieht. Der be¬

treffende Anzeiger hat sich aber, wie aus seinen

Eingaben hervorgeht, eine solche Belohnung erwartet,

und zwar nach Maßgabe des bei Beendigung des

Falles sich ergebenden Erfolges. Nun hat sich heraus-

gestcllt, daß der Anzeiger ein Schulkamerad des

Untersuchungskommissärs gewesen ist. Das ist ein

Umstand, der an und für sich noch nichts bedeuten

muß. Es kann leicht Vorkommen, daß jemand, der

mit einem Beamten in einer Lebenszeit in Berührung

war, auch dann später wieder -mit ihm in Be¬

rührung kommt. Es ist aber in dem besprochenen

Einzelfall festgcstellt, daß der Verkehr dieses Unter-

suchungskonimissärs mit km Anzeiger ein zu naher

geworden ist. Er hat ihn, obwohl er krank war, in

seiner Wohnung empfangen und sich seiner in einem

Maße bedient, das weder der Übung noch auch

dem richtigen Takt entspricht. Ich habe, nachdem

ich von diesem Sachverhalt Kenntnis erlangte, es

für das Nichtige gehalten, den Untersuchungs-

konunissär an eine andere Stelle zu versetzen. Ich

habe keinen Anlaß, anzunehmen, daß er sich etwas

habe zuschulden kommen lassen, er wird niir viel¬

mehr als ein tüchtiger, sachkundiger und tadelloser

Beamter geschildert, ich habe gar keinen Anlaß,

etwas anderes anzunehmeu. (Janichi: Warum

wurde er dann gemaßregelt?) Er ist nicht gemaß-

regelt worden. (Janichi: In der ganzen Beamten¬

schaft wird es so aufgefaßt!) Schaden Sie dem

Manne nicht- durch solche Benierkungen, er wurde

nicht gemaßregelt, sondern an eine andere Stelle

versetzt. Ein Argwohn, nach welchem auch nur der

Verdacht Nahrung empfangen konnte, als ob der

Untersuchungsbeanite sich mit jemandem einließ, der

sich geldliche Vorteile aus dem Abschluß einer

Untersuchung erwartet, darf nicht bestehen. Ich

215
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kenne aus anderen Anlässen die Gefahren der

Deutung solcher Situationen. Die Finanzjuristen, die

in Stcuerstrafsachen tätig sind, genießen mit Recht

den Ruf voller Unvarteilichkeit. Er muß ihnen voll

gewahrt bleiben. Nach den mir vorliegenden In¬

formationen ist in diesem Falle eine Zusicherung

nicht erfolgt, wohl aber sind in anderen Fällen

solche Zusicherungen gegeben worden, die ich für

bedenklich halte. In solchen Fällen ist die Gefahr

viel zu groß, daß die Verwaltung selbst in einen

üblen Ruf kommt, daß der Beamte in einem uner¬

wünschten und zweideutigen Lichte erscheint, welcher

mit Personen zu tun hat, die sich von dem Ergebnis

von Untersuchungen einen persönlichen materiellen

Vorteil erwarten. Das darf daher nicht weiter so

sein. Ich habe Veranlassung getroffen, daß es in

Zukunft in Sachen der direkten Steuern zu Bc-

lohnungszusicherungcn an Anzeiger ohne die persön¬

liche Genehmigung des Ministers nicht kommen

darf; ich weiß nicht, ob ich sie in irgendeinem Falle

erteilen werde, da ich befürchte, daß der Nutzen,

der aus solchen Zusagen hcrvorgehcn kann, ver¬

schwindend ist gegenüber dem Schaden, der dadurch

entstehen kann, daß die Verwaltung in zu enge Be¬

rührung mit derartigen Personen kommt. Ich hoffe,

daß auch solche Bemerkungen, wie sie der Herr

Abg. Janicki hat fallen lassen, nicht mehr fallen

werden, denn es geht nicht an, daß eine im dienst¬

lichen Interesse gelegene Maßnahme . . . (Janicki:

Die Beamtenschaft ist aber unter dem Eindruck,

daß er gemaßregelt wurde!) mißdeutet werde. Sic

scheinen übel informiert zu sein; es wäre traurig,

wenn sich jemand in der Bcauitenschast von Organen

Meinungen beibringen ließe, welche so skrupellos

Vorgehen wie die Organe, die der Herr Abg.

Allina zitiert hat. Ich will darüber hinaus aber

eines sagen. Selbstverständlich geht das Verfahren

gegen die angezeigte Unternehmung seinen normalen

Gang; es wird zum normalen Abschluß geführt

werden. Es ist klar, daß aus dem früher erwähnten

Zwischenfall für die Unternehmung keine Konsequenz

gezogen werden kann. Wenn sich Personen Kontra¬

ventionen haben zuschulden kommen lassen, wenn die

Unternehmung selbst Leistungen zu vollbringen haben

wird, so wird darüber im Wege des Rechtes erkannt

werden. Was geschehen ist, war die Eliminierung

eines Zwischenfalles. Sie werden verstehen, daß

auch ohne ernstliches Verschulden des Beamten eine

Situation so gedeutet werden kann, als ob der

Untersuchende demjenigen zu nahe gestanden wäre,

der sich materielle Vorteile erwartet hat. Ich werde

strengstens darauf achten, daß der Ruf der Ver¬

waltung ein absolut intakter bleibt. Jede Anzeige,

von wem immer und aus welchen Motiven heraus

sie erstattet worden sei, wird untersucht werden.

Aber auf die Erwartungen von Personen, die sich

aus Anzeigen in direkten Steuersachen große materielle

Vorteile versprechen, kommt es nicht an. Die Finanz-

Verwaltung wird stets mit Ernsthaftigkeit und

Objektivität im Interesse des öffentlichen Wohles

Vorgehen.

In diesem Sinne bitte ich meine Aufklärungen

zur Kenntnis zu nehmen. (Lebhafter Beifall.)

Dr. Straffner: Hohes Haus! Wer die Ver¬

handlungen über den Staatsvoranschlag mit einiger

Aufmerksamkeit verfolgt hat, wird zugeben müssen,

daß alle Reden eigentlich einem großen Klagelied

glichen, das über die Mängel in der Verteilung

der Erträgnisse unserer Volkswirtschaft angestimmt

wird. Auch Vertreter der Mehrheitsparteien haben

in dieses Klagelied eingcstimmt. Ich gebe ohne

weiteres zu, daß es eines der wichtigsten Probleme

ist, den Ertrag unserer Volkswirtschaft zu verteilen.

Das Problem von Österreich ist aber nicht in erster

Linie die Verteilung der Erträgnisse unserer Volks¬

wirtschaft, sondern das Problem ist die Produktion,

aus der die Erträgnisse stamnien. (Sehr richtig!)

Denn es nützt uns die idealste Verteilung der Er¬

trägnisse unserer Volkswirtschaft nichts, wenn die

Wirtschaft zum Stillstand kommt. Die schönste Ver¬

teilung bleibt dann eben höchstens eine schöne

Theorie, sie nützt aber der Bevölkerung nichts, weil

diese von der schönsten Theorie nicht satt werden

kann.

Wohl aus diesem Grunde sind auch bei der Be¬

ratung unseres Budgets einzelne Vorschläge für die

Hebung der Produktion gemacht worden, und zwar

sowohl von der Opposition wie auch von den

Mehrheitsparteicn. Alle diese Vorschläge haben darin

gcgipfelt, daß man verlangt hat, daß für den Pro¬

duktionszweig, der gerade im hohen Hause zur Ver¬

handlung stand, mehr gegeben werden soll, als der

Bundesvoranschlag voraussieht, und daß dort ge-

nommen werden soll, wo angeblich nach der Auf¬

fassung des betreffendes Redners zu viel gegeben

wurde. Mit einer derartigen Methode kann unsere

Produktion nicht gefördert werden, denn sie nimmt

auf der einen Seite weg, uni auf der anderen zu

geben, und wenn ich das variieren wollte, würde

das dazu führen, daß das Prosperieren eines Pro¬

duktionszweiges gleichzeitig den Untergang des an¬

deren zur Folge hätte. Infolgedessen stelle ich mir

vor, daß die Prvduktionsförderung doch in einer

anderen Weise erfolgen müßte.

Der Herr Abg. Dr. Drexcl hat hier im hohen

Hause in einer groß angelegten Rede gezeigt, wie

schwer es für einen kleinen Wirtschaftskörper wie

Österreich ist, überhaupt mit Erfolg Produktions¬

politik zu treiben, und er hat im Anschluß an diese

Feststellung auch einen Weg gezeigt, wie einer so

notleidenden Wirtschaft wie der österreichischen mit

Erfolg geholfen werden könnte. Er hat uns gesagt,

diese österreichische Wirtschaft muß sich mit einer

stärkeren Wirtschaft, mit der Wirtschaft des Deutschen
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Reiches, zusammenschließcn. Tie Rede des Abg. Dr.

Drexcl ist vom ganzen Hause mit Beifall auf-

genommen worden, und wenn die Partei, die ich zu

vertreten habe, dies mit ganz besonderer Wärme

getan hat, so ist das wohl deshalb geschehen, weil

die großdeutsche Volkspartei schon seit ihrer

Gründung diesen Weg anbahnt und weil sie seit

ihrer Gründung der Meinung ist, daß diese dar-

nicderlicgendc und schwer ringende österreichische

Wirtschaft nicht anders geheilt und ihr nicht anders

geholfen werden kann, als durch das Aufgehcn im

großen deutschen Wirtschaftsgebiet. (Bravo!) Nun

ist diese Frage, so einfach und schön ihre Lösung

auch scheint, doch nicht ganz allein von uns zu

lösen, es haben hier auch andere mitzureden, und

wir haben infolgedessen, bis die Möglichkeit des

Zusammenschlusses der beiden Wirtschaftsgebiete

koninit, vorzusorgen, daß unsere Wirtschaft nicht

vollständig zugrunde geht und vielleicht den Tag

nicht erlebt, an dem diese dauernde Lösung, die ich

angedeutet habe, möglich ist. (Sehr richtig!)

Und woran leidet denn unsere Wirtschaft? In

der Hauptsache wohl daran, daß sie aus dem Jnland-

uud Auslaudmarktc nicht konkurrenzfähig ist. Diese

niangelnde Konkurrenzfähigkeit ist gewiß nicht auf

die Qualität der österreichischen Produktion zurück-

zusühren. Die österreichische Produktion kann in

bezug auf ihre Qualität die Konkurrenz mit der

Produktion aller Kvnkurrenzländer aufnchmen. Der

Grund, warum wir mit den Ländern, mit denen

wir im Wettbewerb stehen, nicht konkurrenzfähig

sind, liegt darin, haß wir zu teuer produzieren.

Die wichtigste Aufgabe unserer Wirtschaftspolitik

müßte deshalb die Hcrabdrückung der Produktions¬

kosten sein, damit wir die Konkurrenz auf den in-

und ausländischen Märtten bestehen können. Die

Lösung dieser Aufgabe liegt nicht im Interesse der

Unternehmer allein, sondern sie liegt ebenso im

Interesse der Arbeiter, der Angestellten und aller

Bundesbürger, denn das Los der Unternehmer ist

gleichzeitig auch ihr Los und, wenn die Unternehmer

zugrunde gehen, wird auch das Ende aller übrigen

Kreise unserer Bevölkerung gekommen sein, denn

auch sie leben von dem Ertrag unserer Wirtschaft.

Die österreichische Wirtschaft hat sich bemüht, durch

Rationalisierung, durch technische Ausgestalttmg der

Industrie, des Gewerbes, auch der Landwirtschaft,

die Produktionskosten möglichst hcrabzudrücken. Ge¬

wiß haben diese Maßnahmen einigen Erfolg gezeigt.

Der Erfolg jedoch, der Konkurrenz auf allen Ge¬

bieten entscheidend zu begegnen, ist diesen Maß¬

nahmen bedauerlicherweise bis jetzt versagt geblieben,

weil unsere Produktionskosten nicht allein von Fak¬

toren abhängcn, die unmittelbar mit der Produktion

im Zusammenhänge stehen, sondern auch von an¬

deren Dingen beeinflußt werden. Auf unserer Wirt¬

schaft lasten nämlich wesentlich höhere Abgaben als

auf der Wirtschaft jener Länder, mit denen wir im

Wettbewerb stehen. Es sind zwar in den letzten

Jahren einige überaus rauhe und grobe Jnflations-

steuern ermäßigt worden. Ich verhehle nicht und

danke dem Bundesminister für Finanzen dafür, daß

er auch Begünstigungen für Investitionen geschaffen

hat. Diese Maßnahmen reichen jedoch nicht aus, und

es bleibt auf dem Gebiete der Anpassung unseres

Steuersystems an die wirtschaftlichen Notwendig¬

keiten noch sehr viel zu tun übrig.

Die Partei, die ich zu vertreten habe, hat im

vorigen Jahre ein großzügiges Steuerprogramm

ausgearbeitet und der Öffentlichkeit übergeben. Ich

darf sagen, dieses Steuerprogramm hat ein recht

lebhaftes Echo in den Kreisen der Wirtschaft aus¬

gelöst, weil es die Möglichkeit bietet, der notleidenden

österreichischen Wirtschaft zu helfen, und zwar dadurch,

daß sic durch eine Verminderung der öffentlichen

Abgaben wieder konkurrenzfähig gctnacht wird. Ich

gestatte mir deshalb, an den Bundcsminister für

Finanzen — nicht allein im Namen meiner Partei,

sondern, was ich wohl sagen darf, wenn ich auch

kein ausdrückliches Mandat hiezu babe, im Namen

der ganzen Wirtschaft — das dringende Ersuchen

zu richten, er möge dem hohen Hause ehestens eine

Novelle zum Personalsteuergcsetz vorlegen, durch

welche die die Produktionskosten am stärksten belasten¬

den Steuern so weit ermäßigt werden, als dies die

Bundesfinanzen zulassen.

Gestatten Sic mir, daß ich an diesen Appell noch

einige Bemerkungen anichließe, und zwar deshalb,

weil der oberflächliche Beobachter unseres Staats-

voranschlagcs wohl der Meinung sein könnte, daß

es der österreichischen Wirtschaft eigentlich gar nicht

schlecht gehe. Die allgemeine Erwerbsteuer beispiels¬

weise weist eine Erhöhung von 52 auf 55 Millionen

Schilling, die Körperschaftssteuer von 58 auf 72 Mil¬

lionen Schilling auf, und auch die direkten und

indirekten Steuern, durch die die Produttion direkt

oder indirekt getroffen wird, zeigen nicht unbeträchtliche

Erhöhungen; ihr Plus gegenüber dem Jahre 1928

beträgt rund 54 Millionen Schilling. Diese Ziffer

muß einen oberflächlichen Beurteiler der österreichischen

Wirtschaftslage wohl zu den: Glauben verleiten, daß

cs eigentlich um die österreichische Wirtschaft gar

nicht so schlecht bestellt sei. Die Wirklichkeit spricht

aber eine ganz andere Sprache. Sehr viele Steuer¬

beträge werden nicht aus den Erträgnissen der

Produktion, sondern aus der Substanz der Unter¬

nehmungen gezahlt, und es ist heute gar keine Selten¬

heit und gewiß kein vereinzelter Fall, daß zur

Tilgung von Stcuerverbindlichkeiten von Unter¬

nehmungen Hypotheken aufgenonimen werden müssen;

nicht zuletzt ereignet sich das im Falle eines Erb-

gangcs. Am häufigsten trifft dies bei der Umwandlung

eines Steuerobjcktcs in die Form eines anderen

Steuerobjektes zu. Steuern auf die Dauer aus der

81. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 35

www.parlament.gv.at



2472 81. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, III. G. P. — 29. Jänner 1929.

Substanz zu zahlen, ist aber eine wirtschaftliche

Unmöglichkeit (Zustimmung) und muß zu einer

immer größeren Verarmung und zum schließlichcn

Ruin unserer ganzen Volkswirtschaft führen, da eben

die Substanz nicht unendlich ist. Unser Ziel müßte

nicht das der Kapitalsanfzchrung sein, die jetzt

gewissermaßen dieEndcntwicklnngzu sein scheint,sondern

im Gegenteil jenes der Kapnalsbildung sein, das

von dem alten Mittelstand durch seine sprichwörtliche

Sparsamkeit mit so hervorragendem Erfolg verfolgt

wurde. Der neue Mittelstand, der aus alle» Schichten

des Volkes herauswächst und der mehr auf ein

halbwegs sorgenloses Leben aus dem Titel irgend¬

einer Versicherung bedacht ist, hat das Problem

dieses Sparens noch nicht begriffen. (Zustimmung.)

Für unsere Wirtschaft bedeutet aber diese Entwicklung

eine ungeheure Gefahr. Denn sie ist geeignet, jede

Initiative, jedes Sparen und damit auch jeden Fort¬

schritt auf dem Gebiete unserer Wirtschaft zu ertöten

und uns schließlich und endlich zu Sklaven des

Auslandkapnals zu machen. (Neuerliche lebhafte

Zustimmung.) Das ist die ungeheure Gefahr, die

über dem österreichischen Prodnktionsproblem schwebt

Ich bin der Meinung, daß dieser ungeheuren Gefahr

wenigstens zum Teil durch eine vernünftige Steuer¬

politik begegnet werden kann, die nicht mehr an der

Substanz zehrt und die dem Unternehmer von seinem

Reingewinn noch etwas übrigläßt, anders als das

jetzt vielfach der Fall ist. Das heutige System ver¬

leitet die gegenwärtigen und auch die künftigen

Träger der Wirtschaft zu einer gewissen Apathie,

zu einer Interesselosigkeit an allen öffentlichen Dingen,

weil sich der Unternehmer sagt: Es nutzt ja doch

nichts, ob ich viel oder mehr erwerbe — die öffent¬

lichen Faktoren nehmen mir all das Erträgnis

meiner Mühe und meines Fleißes und der Mühe

und des Fleißes meiner Angestellten und Arbeiier

weg! Daraus erwächst diese große Apathie, die für

die österreichische Wirtschaft eine ungeheure Gefahr

bedeutet. Durch ein enisprechendcs Steuersystem müßten

die lebendigen Kräfte in unserer Wirtschaft wieder

geweckt werden, wodurch auch der ungeheuren Gefahr

begegnet werden könnte, die gegenwärtig unter dem

herrschenden System unserer Wirtschaft droht.

Hohes Haus! Aus diesem Grunde wiederhole ich

meinen Appell an den Bundesminister für Finanzen,

dem Hause ehestens eine Novelle zunr Personal-

stenergesctz vorzulegcn,die nicht allein eine Erhöhung des

Existenzminimums — ein Antrag, der schon aus dem

hohen Hause heraus gestellt wurde — und eine Aus¬

dehnung der Pauschalierung der allgemeinen Erwerb¬

steuer bis 8400 8, sondern auch eine Hinaufsetzung

des Reinertrages nach § 10 des Personalsteuer¬

gesetzes zum Ziele hat, so daß das Höchstausmaß

bei der allgemeinen Erwerbsteuer von 7'5 Prozent

erst bei einem höheren Reinertrag erreicht wird,

als das gegenwärtig der Fall ist, und dementsprechend

auch die anderen Reinertragsklassen ermäßigt werden.

Die Novelle soll aber weiter eine Reform der

Körperschaftssteuer beinhalten, durch die das Ausmaß

derselben herabgesetzt wird und durch die das der

modernen Wirtschaft entsprechende Assoziations¬

verfahren stcuerrechtlich begünstigt wird. Wir können

ja in vielen Fällen feststellen, daß sich namentlich

im Falle eines Erbgangs niemand mehr findet, der

das Unternehmen vom Vater übernimmt, weil er

finanziell nicht imstande ist, die Wirtschaft, die früher

in der Gestalt einer Einzelfirma bestanden hat, in

einer anderen Form weiterznführen. Im Interesse

unserer ganzen Volkswirtschaft ist die Umwandlung

in eine andere Rechtspersönlichkeit notwendig. Wenn

der alte Chef des Unternehmens zum Beispiel früher

7 Va Prozent an allgemeiner Erwerbsteuer gezahlt

und schon das schwer empfunden hat und nunmehr

die geänderte Rechtspersönlichkeit unter die Körpcr-

schaftsstener fällt, wie schwer erst muß es das neue

Unternehmen haben, das mit der 25prozentigen

Körperschaftsstener nur aus diesem Titel getroffen

wird, wozu noch eine Menge anderer Zuschläge und

anderer Steuern kommen! Ich möchte deshalb den

Herrn Bundesfinanzministcr bitten, die Novelle auch

dahin anszugestalien, daß die Erwerbs- und

Wirtschaftsgenossenschaften, die Gesellschaften mit

beschränkter Haftung sowie die regnlativmäßigen

Sparkassen, die, an den Verhältnissen der Vor¬

kriegszeit gemessen, heute viel höher besteuert sind

als früher, im Rahmen der Novelle besonders

unterstützt werden. Ich will nicht sagen, daß ich

damit alle Mängel unserer gegenwärtigen Steuer¬

gesetzgebung und der Stcnerpraxis aufgezeigt hätte

— es gibt darüber hinaus noch viele Mängel,

nicht allein in der Gesetzgebung, sondern auch in

der Praxis —, ich will jedoch das hohe Hans

nicht mit der Besprechung dieser Fälle im einzelnen

anfhalten. Ich möchte zum Schluß nur sagen, wenn

wir auch das alles im Laufe der nächsten Zeit

erreichen, so wird doch die Losung, die über unserer

Wirtschaftspolitik und Prodnktionspolitik steht, heißen :

Sparen und arbeiten! (Beifall und Händeklatschen.)

Janicki: Hohes Hans! Ich sehe mich veranlaßt,

gegen einige der Bemerkungen des Herrn Finanz¬

ministers, die er auf die deutlichen Anfragen des Herrn

Abg. Allina gemacht hat — denn eine Antwort

kann man das wohl nicht nennen, es sind wirklich

nur Randbemerkungen zu den Anfragen des Herrn

Abg. Allina gewesen —, Einwendungen zu machen.

Der Herr Finanzminister hat davon gesprochen,

daß er es als seine heiligste Pflicht betrachte, zu

verhindern, daß die Verwaltung in einen üblen

Ruf gerate. Ich muß schon sagen, daß er da einen

sehr sonderbaren Weg und sehr ungeeignete Mittel

zur Erfüllung dieser Aufgabe gewählt hat, denn,

wenn es ihni wirklich so am Herzen gelegen ist,

daß die Verwaltung des Bundes in keinen üblen
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Ruf komme, dann verstehe ich nicht, daß er so

viele Wochen darauf gewartet hat, bis er endlich

einige, allerdings sehr dürftige Worte zu den schweren

Angriffen gesprochen hat, die in der Öffentlichkeit

wenn auch in einem dem Herrn Minister unsym¬

pathischen Blatte, im Falle der Veitscher Magnesit-

werke erhoben wurden. Ich bin der Meinung, daß

der Wahrung oder dem Schutze der Verwaltung

gegen den üblen Ruf besser gedient gewesen wäre,

wenn der Herr Finanzminister schon früher gesprochen,

zumindest aber wenigstens heute über den Kern der

Fragen, die an ihn gerichtet wurden, etwas mehr

gesagt hätte.

Der Herr Finanzministcr hat sich fast ausschließlich

niit jenem Beamten beschäftigt, der in der Unter¬

suchung, die wegen einer Anzeige, bctr. Steuer¬

hinterziehungen, gegen die Veitscher Magncsitwerke

eingeleitet wurde, die Erhebungen zu pflegen hatte.

Was der Minister da gesagt hat, bestätigt zunächst,

daß die in der Öffentlichkeit ausgestellte Behauptung,

daß dieser Beamte mitten während der Unter¬

suchung von seinem Posten abberufen und ihm der

Akt aus der Hand genonimen wurde, richtig ist.

Allerdings hat Herr Dr. Kienböck gemeint, daß

dafür bestimmte Gründe maßgebend gewesen seien,

und zwar Gründe, die eben mit dieser seiner heiligen

Aufgabe im Zusammenhang stehen, die Verwaltung

vor üblem Rufe zu bewahren. (Ruf: Bei wem?)

Darüber hat er sich ansgeschwiegcn. Der Herr

Minister hat es auch für angezeigt gefunden, sich

gegen einen Zwischenruf, den ich gemacht habe und

der sich auf den Eindruck bezog, den die Aniovierung

dieses Beamten hervorgerusen hat, in ziemlich

energischer Weise zu verwahren. Er behauptete

sogar, daß ich dem Beamten schade, wenn ich von

einer Maßregelung spreche; es sei das keine Maß¬

regelung, sondern nur eine Maßnahme, die eben im

Interesse des guten Rufes der Verwaltung not¬

wendig war. Ich will nicht mit dem Herrn

Minister über den guten Ruf der Verwaltung

streiten. Wenn man durch viele Monate den Sitzungen

des Finanzausschusses beigcwohnt und dort gehört

und gesehen hat, was über die Tätigkeit der Ver¬

waltung aus allen Gebieten zum Vorschein gekommen

ist, dann hat man wohl die Überzeugung gewonnen,

daß von dem guten Rufe der Verwaltung, soweit

es die Zentralverwaltung betrifft, wohl nicht mehr

viel zu retten sein dürfte.

Aber wie hat cs sich mit diesem Beamten, der also

nicht gcmaßrcgelt, sondern nur mitten während eines

Verfahrens abgezogen wurde, verhalten? Der Herr

Minister sagt, das sei keine Maßregelung. Tatsache

ist, daß der Beamte es als solche emyfindet und

daß in der Beamtenschaft der Eindruck einer Maß¬

regelung vorhanden ist. Da meint der Herr Minister

wieder, die Beamten mögen sich doch nicht von

diesem Spätabendblatt etwas einreden und eine Auf¬

fassung vorschreiben lassen. Nun, so kindisch und

naiv sind die Beamten heute nicht mehr, daß sie

erst auf eine Zeitung warten, um sich eine Meinung

zu bilden. Es wird zugegeben werden müssen, daß es

entschieden nicht als Ausdruck des Vertrauens einem

Beamten gegenüber aufgefaßt werden kann, wenn

nian ihm niittcn während eines Verfahrens den

Akt, den er bearbeitet, aus der Hand nimmt, diesen

Akt einem anderen gibt und überdies noch den

Beamten auf einen andern Dienstposten versetzt.

Daß dies nicht als Vertrauensbckundung oder als

Anerkennung angesehen wird und daß durch ein

solches Vorgehen bei dem Betroffenen und seinen

Kollegen der Eindruck entstehen muß, es handle

sich hier um eine Maßregelung, darüber darf der

Herr Minister nicht verwundert sein.

Der betreffende Beamte soll, während er krank

war, den Anzeiger, der ein Schulkanierad von ihm

ist, in seiner Wohnung empfangen haben. Und das,

sagt der Herr Minister, fasse er als ein zu intimes Ver¬

hältnis zwischen dem Untersuchungskommiffär und

dem Anzeiger auf.

Ter Herr Minister wird ja wissen, daß gerade

die Abteilung, die mit den Gefällsstrasuntersuchungen

befaßt ist, mit Personal ungenügend dotiert ist, daß

die Untersuchungen in Stenerangelegenheiten, die

dort durchgeführt werden, durchwegs außerordentlich

lange dauern, weil eben zu wenig Personal da ist.

Die Akten bleiben einfach liegen, sie können nicht

rechtzeitig erledigt werden. Sie häufen sich an. Aber

etwas anderes scheint dem Herrn Minister unbekannt

zu sein: daß nicht nur bei dieser Abteilung für

Gefällsstrasuntersuchungen, sondern auch bei anderen

Stellen im Bundesdienste nicht wenige Beamte

gezwungen sind, Akten nach Hause mitzunehmen, um

sie in ihrer freien Zeit zu Hause zu erledigen, weil

sie sonst zu sehr in Rückstände hincinkommen. Ja,

es komnit vor, daß zu Hause nicht nur der Beamte

arbeitet, sondern daß sogar seine Familienmitglieder

mithelsen und Mitarbeiten müssen. Insbesondere

kommt das bei Akten vor, die sich ans Stcuerange-

legenheiten beziehen. Es ist das übrigens ein alter

Brauch in Österreich, und ich erinnere mich aus den

Tagen meiner Kindheit — ich bin selbst der Sohn

eines Stenerbcanitcn —, daß schon mein Vater

diesen altehrwürdigen Brauch gepflogen und Steuer¬

akten nach Hanse gebracht hat. Es ist also durchaus

nichts Sonderbares, wenn ein Beamter einen Akt

nach Hause nimmt, besonders in einer so wichtigen

Sache, wie cs diese Anzeige gewesen ist. Der Beamte

hat sich eben gesagt, daß sonst, wenn er überdies noch

durch Krankheit gehindert ist, das Aint zu besuchen,

ein größerer Zeitraum verlorengeht und der Akt

liegenbleiben würde. Er hat offenbar das Bestreben

gehabt, den Zeitverlust, der durch seine Krankheit

entstanden ist, dadurch hereinzubringen, daß er den

Akt während der Krankheit zu Hause weiter bearbeitete
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soweit ihm das niöglich war. Zu diesem Zweck

wird er sich auch den Anzeiger eingcladen haben.

Wenn nun der Herr Minister meint, daß der

Umstand, daß der Anzeiger ein gewesener Schnl-

kollege des untersuchenden Beamten ist, allein schon

die größte Vorsicht erheischt, nicht gegenüber dem

Anzeiger, sondern dem Beamten gegenüber, so muß

ich dazu sagen: Eine Schulkamcradschaft, die sich

überdies noch dadurch auszeichnet, daß sich die

zwei Menschen seit mehr als 20 Jahren nicht ge¬

sehen haben, kann wohl kaum die Grundlage einer

so stürmischen kameradschaftlichen Liebe bilden, daß

dadurch die Objektivität des Beamten auch nur im

geringsten in Zweifel gezogen werden könnte. Das

sind ja alles nur Ausflüchte, um die Tatsache zu

verdecken, daß man einen Beamten, der offenbar

seine Pflicht zu genau genommen hat, einfach von

einem Platz wcggebracht hat, wo er eben durch

seine Genauigkeit offensichtlich einen üblen Eindruck

gemacht hat.

Das ist wahrscheinlich die Wahrheit, und ich stelle

nur fest, daß in der ganzen Beamtenschaft der

Eindruck vorhanden ist, der Mann wurde gemaß-

regelt, weil er eben zuviel in die Akten hineingcschaut

hat, weil er zu neugierig war. Der Eindruck dieser

Transferierung ist ein demoralisierender bei allen

Steuerbehörden, weil sich die Beamten sagen, daß

sie sich selbst in Gefahr bringen, wenn sie pflicht¬

bewußt und ohne Ansehen der Person, um die es

sich handelt, einer Angelegenheit nachgeheu. (Zelenka:

Also weil sie ihre Pflicht erfüllen wollen!)

Jawohl. Das ist eben das Bedauerliche. Ich weiß

nicht, ob auf diese Art die Verwaltung gerade vor

üblem Ruf bewahrt wird.

Im übrigen will ich nur nebenbei bemerken, daß

die Regierung anscheinend nicht immer gar so großes

Gewicht darauf legt, die Verwaltung vor üblem Ruf

zu schützen. Ich erinnere auch zum Beispiel an eine

Angelegenheit, die sehr viel Staub aufgewirbclt und

der Verwaltung wahrlich keine Ehre gebracht hat,

wo aber nichts geschehen ist. Es handelte sich um

einen wirklich schuldtragenden Beamten, gegen ihn

wurde aber gar nichts veranlaßt, er sitzt heute noch

dort, wo er gesessen war. Ich erinnere an den

famosen Amtsarzt, der im Falle des Rechnungs¬

direktors Trubrig das schöne ärztliche Zeugnis aus¬

gestellt und den Mann, ohne ihn gesehen zu haben,

für verrückt, für geistesgestört erklärt hat. Beim

Versassungsgerichtshof 'stellten dann die ärztlichen

Sachverständigen fest, daß dieses anitsärztliche

Zeugnis jeder realen Grundlage entbehrte. (Zwischen¬

rufe.) Wer nun glaubt, daß der betreffende Amts¬

arzt, der heute noch im Bundesministerinm für

soziale Verwaltung als Amtsarzt sitzt, deswegen

zur Verantwortung gezogen wurde, der irrt, der

kennt die Methoden noch nicht, nach denen bei uns

die Verwaltung vor üblem Ruf bewahrt wird.

Hohes Haus! Ich will mich nun einem anderen

Kapitel zuwenden. Als Anhang zmu Bundesfinanz-

gcsetz ist uns auch der Dienstpostenplan für die

Bundesangestellten vorgclegt worden. Es ist die

Anlage VII zum Entwurf des Bundesfinanzgesetzes.

Dieser Dicnstpostenplan ist für den Uneingeweihten

ein Buch mit sieben Siegeln. Und doch verdient er

nicht nur vom Gesichtspunkt der Beanitenschaft,

sondern auch von ganz anderen Gesichtspunkten aus

eine sehr aufmerksame Beachtung in den weitesten

Kreisen der Öffentlichkeit. Denn in diesem Dicnst¬

postenplan ist eigentlich alles das verankert, was

den heute so vielfach schon in unangenehme Er¬

scheinung getretenen bnrcaukratischen Machtapparat

der Regierung darstellt. Im Dicnstpostenplan finden

wir vor allem die Spuren jener Methode, die

darauf hinausläuft, in der Bundesverwaltung bei

der Behandlung der Beamten, sagen wir, bis zu

einem gewissen Grad nach wenig unparteiischen Ge¬

sichtspunkten vorzugchen.

Es ist in den letzten Wochen ans den Sitzungen

der Beamtenvertreter manches in die Öffentlichkeit

gedrungen, was auf die Handhabung der Personal¬

politik und besonders auf das Vorgehen bei der

Aufnahme in den Bundesdienst ein eigenes Licht

wirft. Wir haben da von den Bcamtenvertretern

gehört, daß verschiedene Mitglieder der Bundes¬

regierung den Vertretern der Beamten ganz offen

gesagt haben: Es ist doch ganz selbstverständlich,

daß wir bei Neuaufnahmen in erster Linie darauf

schauen, daß die Neuaufzunehmenden der christlich-

sozialen Partei angehören. Herr Kollege Berger

erklärt sich damit einverstanden, er ist selbst Bundes-

angestcllter und nickt befriedigt mit dem Kopf.

Ich weiß nicht, ob Sie auch auf diesem Weg in

den Bundesdicnst gekommen sind, vielleicht hat Ihr

Beifall diese Ursache. Aber ich muß schon sagen,

daß es jedenfalls sehr bemerkenswert ist, wenn ein

Minister erklärt: Für mich gibt es nur Beamte, die

entweder beim Wehrbund oder bei der christlichen

Gewerkschaft organisiert sind, etwas anderes kenne

ich nicht. Oder wenn ein anderer Minister erklärt:

Das ist doch selbstverständlich, daß ich unter den

Aufnahnicwerbern in erster Linie diejenigen heraus-

snche, die christlichsozial sind. Meine Herren! Das

kann man nicht mehr Offenheit und Aufrichtigkeit

nennen, dafür gehört schon eine andere Bezeichnung.

Dieser Standpunkt, der anscheinend bei der Re¬

gierung vorhanden ist, zeigt sich denn auch mit aller

Deutlichkeit im Dicnstpostenplan. (Berger: Sie

scheinen nicht immer dieselbe Meinung zu haben

wie hier!) Ich kann mich nicht erinnern, daß ich

jemals eine andere Meinung ausgesprochen habe.

Ich kann mich vor allem nicht erinnern, daß ich

jemals dafür cingetrcten bin, daß nur Christlich¬

soziale anfgcnommcn Werden. (Berger: Sie treten

dafür ein, daß ein Fünfjähriger ernannt wird und
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ein Dreißigjähriger nicht!) Nein, dafür trete ich

nicht ein, sondern ich trete dafür ei», daß man den

Anzustcllendcn nicht nach seiner politischen llber-

zeugung oder nach seiner Organisation anschaut,

sondern danach, wie lange er dient und welchen

Anspruch ans Anstellung er erworben hat.

Im Finanzausschuß wurde auch von Herren der

Mehrheitsparteien und eigentlich besonders von diesen

— was ich mit Befriedigung seststclle — darauf

hingewiescn, daß es draußen in den Bundesländern

einen sehr unangenehmen Eindruck macht, daß in

Wien bei den Zentralstellen eine solche Unzahl von

Beamten in den höchsten Dienstklassen sitzt. Es spar
der Herr Kollege Steiner von der christlichsozialen

Seite, der sogar ein sehr interessantes Ziffermaterial

darüber im Finanzausschuß vorgelegt hat. Wenn

man diesen Dienstpostenplan durcharbcitet, so kommt

man zu noch viel interessanteren Ziffern. Man sicht

da zunächst, wie sehr die Herren recht haben, wenn

sie sich darüber beschweren, daß die Wiener Zentral¬

stellen . . . (Berger: Kein Christlichsozialer!)

Kein Christlichsozialer in den Wiener Zentralstellen?

Gehen Sie in ein Ministerium und suchen Sie einen

andern, da werden Sie wie Diogenes eine Laterne

brauchen! (Zwischenrufe. — Forstner: Manch¬

mal entscheiden Sie schon so dumm, daß man

glaubt, es sind lauter Christlichsoziale! — Heiter¬

keit und Zwischenrufe.)

Präsident Dr. Waber: Ich bitte, keine Zwie¬
gespräche zu führen.

Janicki (fortsetzend): Wenn man mm den

Dicnstpostenplan kritisch durchsieht, kommt man zu

der Überzeugung, daß die Herren mit ihren Be¬

schwerden Recht gehabt haben, daß tatsächlich eine

sehr auffallende Unterscheidung in der Behandlung

der höheren Beamten bei den Wiener Zentralstellen

und bei den Unterbehörden draußen vorhanden ist,

und wenn man sich die Mühe nimmt, das dann

auch noch in Prozentziffern auszurechnen, so erlebt
man seine blauen Wunder.

Ich will da nur einige Ziffern anführcn: Bundes¬

kanzleramt, höherer Dienst, Verwendungsgrnppe 8,

also akademische Beamte. Hier sind 70 Prozent

sämtlicher akademischen Beamten in den Dienst¬

klassen I bis UI. Bei den Unterbehörden des Bundes¬

kanzleramtes sind nur 34 Prozent der akademischen

Beamten, also gerade die Hälfte, in den Dienst¬

klassen I bis III, das Verhältnis ist also in den

Zentralstellen nm 100 Prozent günstiger. Noch

deutlicher wird das aber, wenn man die nächste

Gruppe, die mittleren Beamten, also die Beamten

mit Matura hcranzieht. Während von den Akademikern

im Bundeskanzleramt 70 Prozent in den höchsten

Dienstklassen stehen, stehen von den mittleren Beamten

bloß 18 Prozent in den höchsten Dienstklassen, die hier

natürlich nicht die gleichen sind wie bei den

Akademikern, sondern mit der III. Dienstklasse

abschließen, während die Aufstiegsmöglichkeit bei den

Akademikern bis zur I. Dienstklassc geht. Trotzdem

stehen in dem einen Fall 70 Prozent, in dem anderen

nur 18 Prozent in den Spitzendienstklassen auf

systemisiertcn Posten, bei den Unterbehörden die

mittleren Beamten nur mit 13 Prozent.

Im Unterrichtsministerium sind in der Wiener

Zentralstelle 85 Prozent sämtlicher akademischen

Beanuen in den Dienstklasscn I bis III, bei den

Unterbchördcn nur 46 Prozent. Bei den Finanz¬

behörden geht es den Akademikern bei den Unterbehörden

etwas besser, denn gegenüber 74 Prozent der

Akademiker im Ministerium stehen 50 Prozent bei

den Unterbehördcn in den höchsten Dienstklassen.

Ganz besonders auffallend aber sind die Ver¬

hältnisse beim Bundesministerium für Heereswesen.

Dort sind 80 Prozent der höheren Beamten in den

Dienstklassen I bis III, bei den Unterbehöpden, in

diesem Falle also bei den Heeresverwaltungsstellen

und bei der Truppe, bloß 31 Prozent. Von den

mittleren Beamten stehen ini Heeresniinisteriuni bloß

9 Prozent in den höheren Dienstllasscn. Dazu kommt,

daß, verglichen mit dem Jahre 1925, ini höheren

Dienste des Hecrcsniinistcriums. der also der Ver-

wcndungsgrupvc 8 entspricht, nach dem Dienstposten-

plan sür das Jahr 1929 in den Dienstklasscn II

und III eine Erhöhung der Anzahl der Diensiposien

um 50 Prozent eingetreten ist. Bei den Truppcn-

osfizieren müssen wir feststcllen, daß in derselben

Zeit, also von 1925 bis 1929, in den Spiyen-

dicnstklassen, das ist die III. und IV. Dienstklasse, eine

Vermehrung der Posten nur um 13 bis 2 Prozent

stattgcmnden hat. Also bei den Trnppcnosfi zieren

2 Prozent Vermehrung, bei den Herren im

Ministcriuin 50 Prozent Vermehrung in den höchsten

Dienstklasscn! Das ist entschieden eine auffallende

Erscheinung, und das zeigt, daß sich im Hcercs-

reffort langsam jene Verhältnisse hcrauszubilden

beginnen, wie sie seinerzeit in der alten Armee

zwischen Generalstab und Truppe bestanden haben,

jene ungesunden Verhältnisse, die dann als letzte

Blüte den Hofrichtcrfall gezeitigt haben. Nun. wenn

das Hecresminffterium so weitergcht, vielleicht wird

cs dem Herrn Hecresminister gelingen, die Wahrung

der Tradition so weit zu treiben, daß uns auch

noch ein zweiter Hosrichter beschert wird.

Auf eines möchte ich noch allimerksam machen,

auf eine Art Verfälschung die beim Hceresministerium

im Dienstpostenplan eingetrelen ist. Da haben wir

cincPosition,wocshcißt:3 oder! Vcrwcndungsgruvpe,

Dienstklasscn II, III, IV. Es handelt sich also da um

zwei Vcrwcndungsgruppcn Es hat bisher immer

geheißen: 3. und 4 Verwendungsgruppe, und diese

haben sich dann die Posten nach einem Schlüssel

aufgeteilt. Jetzt ist auf einmal aus dem „und" ein

„oder" geworden. Praktisch wirkt sich das dahin

aus, daß sämtliche Dieustposten der 3., der

81. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 35

www.parlament.gv.at



2476 81. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, III. G. P. — 29. Jänner 1929.

höheren, Verwendungsgruppe zugeschanzt werden

und die 4. überhaupt leer ausgeht.

Das sind bloß einige Kostproben aus dem Dienst¬

postenplan. Ich will noch bemerken, daß, je weiter

man in den Kategorien nach unten kommt, der

Prozentsatz der systemisierten Posten in den höheren

Dienstkassen immer: geringer wird, daß er zum Bei¬

spiel bei den Kanzleibeamten 0 8 Prozent beträgt

und selten über 1 bis 2 Prozent in den Spitzen-

dienstklasscn hinausgeht.

Es zeigt sich also eine außerordentliche Divergenz

zwischen der Behandlung der höchsten Beamten in

den Zentralstellen und der Behandlung aller übrigen

Beamten sowohl der Kategorie wie auch der Dienst¬

stelle nach. Besonders bei den Unterbehörden ist die

Behandlung viel schlechter und ungünstiger. Das ist

ja auch die Klage der Buudesangestellten, allerdings

eine Klage, die im Finanzministerium nicht sehr viel

Gehör findet. Und so kommt es. daß die Beschwerden

und Klagen über die ungünstigen Systemisierungs-

verhältnisse, die ja die Grundlage der Beförderungs¬

möglichkeiten der Beamten bedeuten, nicht verstummen

wollen, daß von Jahr zu Jahr immer wieder neue

neue Wünsche geäußert und neue Versuche gemacht

w rden, um hier eine Besserung herbciznsühren, daß

aber alle diese Versuche, die in den letzten Jahren

unternommen wurden, nur ganz geringe Zugeständ¬

nisse seitens des Herrn Ministers gezeitigt haben

Das hat dazu geführt, daß heute Tausende von

Beamten im gleichen Dicnstalter. ja vielsach im

gleichen Lebensalter und gleicher dienstlicher Ver¬

wendung in den verschiedensten Dienstklassen stehen

und daß sich diejenigen, die infolge des Mangels

an systemisierten Posten nicht vorwärtskommcn können,

dadurch ungerecht behandelt fühlen, in ihrem Dienst¬

eifer geschädigt, in ihrer Dienstfreudigkeit beeinträchtigt

werden — und das ist gewiß etwas, was für die

Verwaltung nicht zweckdienlich ist.

Eine prinzipielle Frage niöchte ich schließlich noch

aufrollcn, die Frage, ob es wirklich eine unbedingte

Notwendigkeit ist, daß unsere Republik einen so

großen zentralen Vcrwaltungsapparat besitzt, ob es

wirklich notwendig ist, daß wir in den Ministerien,

vor allem anderen auf den höchsten Dicnstposten,

eine so große Anzahl von Beamten sitzen haben

müssen, ob wir nicht auch so verwalten könnten wie

beispielsweise Holland, ein an Größe und Einwohner¬

zahl uns ungefähr gleichkommcndes Land. Wenn

wir unser Finanznrinisteriunr mit dem holländischen

Finanzministerium vergleichen, so ergibt sich, daß in

Holland mit 15 rechtskundigen Beamten das Aus¬

langen gefunden wird, während das österreichische

Finanzministerium mehr als 150 benötigt. Ich weiß

nicht, ob deshalb unsere Finanzverwaltnng um das

Zehnfache besser ist als die holländische. Wenn von

den Herren der Mehrheit, insbesondere des Land¬

bundes, im Finanzausschuß der Wunsch ausgesprochen

wurde, daß in unserer Verwaltung eine Rationali¬

sierung vorgenommen werde, so glaube ich, daß der

Herr Finanzminister den Wünschen der Herren vom

Landbnnd vielleicht am raschesten wird entsprechen

können, wenn er die Frage prüft, ob cs wirklich

notwendig ist, daß wir einen so großen und so teuer

arbeitenden zentralen Verwaltungsapparat besitzen,

der meinem Empfinden nach ganz unnötigerweise

mit einer so großen Anzahl hochqualifizierter und

dadurch teurer Arbeitskräfte ausgestattct ist. Da hat

auch der Abbau in den Jahren 1923 bis 1926

nur sehr schüchtern eingegriffen, dafür hat er aber

unten um so mehr gerast. Man wird mir gewiß zu-

gebcn müssen, daß zwischen der Behandlung der

hohen Beamten in den Zentralstellen und der

Beamten bei den Unterbehörden doch ein zu krasser

Unterschied besteht. (Beifall.)

Dr. Schönbauer: Hohes Haus! Die Entwick¬

lung der Einnahmen, die wir nun im Bundesvor-

anschlage für das Jahr 1929 vor uns sehen, zeigt

eine ungemein günstige Entwicklung. Können wir

doch seit dem Jahre 1925 bereits feststellen, daß

alljährlich ein Uberschuß an Eingängen gegenüber

den normalen Ausgaben vorhanden ist. Wenn das

nicht deutlich in Erscheinung trat, so war der Grund

dafür der, daß wertvermehrcnde Jnvestitionsausgaben

auch immer unter den Budgetausgaben, die hier

bewilligt wurden, erschienen. Komnit nun in diesem

Jahre, wie wir alle mit Sicherheit annchmen, die

Bundesanleihc von 100 Millionen Dollar zustande,

dann ist zweifellos die Möglichkeit einer stärkeren

Steuerermäßigung gegeben.

Die Forderungen der Landwirtschaft, wie sie der

Landbuud in bezug auf die Steuern vertritt, hat

Freund Tauschitz schon in der Generaldebatte aus¬

führlich dargelegt, und ich möchte sic hier nur unter¬

streichen. Wir erhoffen uns dann auch, daß nranche

andere berechtigte Wünsche der Landwirtschaft in

Erfüllung gehen, daß insbesondere auch ans die

Kreditverbilligung und eine zweckbewußte Organisation

des gesäurten landwirtschaftlichen Kreditwesens die

größtmögliche Fürsorge verwendet wird. (Zustim¬

mung.)

Betreffs der Einnahmen und Ausgaben können

wir also einen stetigen Ausstieg bemerken.

Einen günstigen Stand zeigt auch die Notenbank;

denn hier müssen wir feststcllen, daß die Währung

seit deni Herbst 1922 stabilisiert ist, daß sie trotz

des großen Börsenkrachs des Jahres 1924 stabi¬

lisiert blieb und daß auch die jüngste Entwicklung,

die wir in den Ausweisen der Notenbank beobachten

können, durchaus beruhigend ist. So sehen wir beim

Jahresultimo, der immer erhöhte Anforderungen an

die Notenbank stellt, etwa folgendes Bild: der

gcsanrte tatsächliche Notenumlauf beträgt rund

1000 Millionen Schilling. Zählen wir hiezu die

Giro- und sonstigen sofort fälligen Verbindlichkeiten
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int Ausmaße von rund 100 Millionen Schilling,

so ist demgemäß ein virtueller Umlauf von rund

1100 Millionen Schilling festzustellen. Der effektive

Umlauf ist aber durch den Barschatz allein zu

41 Prozent und durch den Barschatz und die

Nostrodevisen zusammen zu 76 Prozent gedeckt.

Kaum irgendeine Bank ist in der glücklichen Lage,

eine derartige Fundierung des Notenumlaufes am

Jahresultimo ausweisen zu können. (So ist es!)

Bis hieher schaut das Bild recht schön aus. Anders

wird es, wenn wir uns fragen, wie es mit der

Volkswirtschaft, insbesondere mit der Landwirtschaft

als der Nährmutter der gesamten Volkswirtschaft,

aussieht. Hier können wir leider die günstige Ent¬

wicklung, die wir bei den Staatseinnahmen feststellen

konnten, nicht sehen. Wir müssen im Gegenteil er¬

klären, der volkswirtschaftliche Entwicklungsstand,

insbesondere der in der Landwirtschaft, gibt zu den

größten Besorgnissen Anlaß. Betrachten wir das

Handclspassivum. Es beträgt wie in den vergangenen

Jahren rund 1000 Millionen Schilling, genau

1031 Millionen Schilling. Dabei ist aber kenn¬

zeichnend, daß der Einfuhrüberschuß gerade in der

Gruppe „Lebende Tiere, Nahrungsmittel und Ge¬

tränke" noch immer eine unheimliche Höhe aufweist.

Wir sehen, daß lebende Tiere im Jahre 1928

im Werte von 265 Millionen Schilling eingeführt

wurden (Hört!), an Nahrungsmitteln und Getränken

in demselben Jahre mn 739 Millionen Schilling,

macht zusammen 1005 Millionen Schilling. Das

stimmt ungefähr mit dem Handelspassivnm von

1031 Millionen Schilling überein. Das ist aber

auch ein Fingerzeig, in welcher Richtung unserer

Volkswirtschaft wir allein wesentliche Fortschritte

erringen können. (So ist es!) In bezug auf die

Industrie gilt ja immer die bange Frage: Wer soll

denn die Jndustrieproduktc abnehmen? Es ist ja

richtig, daß noch manche unserer Industrien bei

weitem nicht voll nach ihrer Kapazität ausgenutzt

sind. Aber wo den Absatz finden? Im Jnlande, wo

die innere Kaufkraft in der Landtvirtschaft immer

zurückgeht, nmß natürlich der innere Absatz der

industriellen Erzeugnisse aitch immer zttrückgchen.

Und im Auslande? Hier ist geradezu typisch die

Entivicklung des Rußlandgeschäftcs. Man hat im

vergangenen Jahre versucht, das Rußlandgeschäft,

den Rußlandexport auf jede Weise zu fördern, in¬

dem öffentliche Garantie übernommen wurde. Hier

ist doch keunzeichncnd, daß die Gemeinde Wien in

diesen! Jahre das Garantiegesetz überhaupt noch

nicht verlängert hat. Was hat sich nämlich ereignet?

Trotz der Garantie ist ein Fiasko beim Rnßland-

geschäft heransgekvmmcn, es wurde die Garantie

bei weitem nicht voll in Anspruch genommen, nicht

für 100, sondern nur für 40 Millionen Schilling.

Es zeigt sich eben, beim Jndnstrieexport stoßen wir

auf solche Schwierigkeiten, daß es nur zum geringsten

Teile von uns abhängig ist, wie sich ein Geschäft

entwickelt.

Anders ist es aber bei der Landwirtschaft, und

da kommen wir zu einem Punkte, wo gerade wir

Landbündler, offen gestanden, die Politik der Städte¬

vertreter einfach nicht verstehen. (So ist es!) Man

sollte doch glauben, daß sich jeder Abgeordnete, ohne

Rücksicht darauf, wo er gewählt ist, die gesamte

Volkswirtschaft als Ganzes vor Augen hält. Wenn

ich nun vor der Tatsache stehe, daß wir um rund

1000 Millionen Schilling Nahrungsmittel und Ge¬

tränke einführen und ein so großes Defizit in unserer

Handelsbilanz haben, während wir auf der anderen

Seite die Industrie nicht forcieren können, weil

man dazu einen abnehmenden Partner braucht und

jeder der Nachbarstaaten immer neue Schntzwälle gegen

unsere Industrie aufrichten wird, wenn unser Export

ein gewisses Ausmaß übersteigt, so muß ich sagen,

daß doch nur die Möglichkeit gegeben wäre, der so

unglaublich angestiegenen landwirtschaftlichen Pro¬

duktion das Inland zu sichern und die ausländische

Einfuhr einigerntaßcn abzuwehren. Sollten wir da

nicht glauben, daß alle Volksvertreter sich zusammen¬

setzen und sich die Frage vorlegen müßten: Wie

könnten wir 100 oder 200 Millionen Schilling,

die ins Ausland wandern, im Jnlande behalten?

(Zustimmung.) Das ist die entscheidende Frage und

dieser Frage gegenüber sehen wir einen ganz blinden

mcrkantilistisch-liberalen Doktrinarismus der Konsn-

mentenvertreter, der einfach unverständlich ist; denn

in letzter Linie schadet jene Politik, die so oft auch

während der Budgetdebatte hier befürwortet wurde,

ja auch den Konsumenten und der Industrie. In

Wirklichkeit haben wir heute iu der Landwirt¬

schaft eine so schwere Absatz- und Preiskrise wie

noch niemals in den 10 Jahren des Bestandes

der Republik. Wer hätte noch vor ein paar

Jahren überhaupt nur daran gedacht, daß in

diesem Lande eine landwirtschaftliche Absatzkrisc

entstehen könnte? (Zustimmung.) Dies zeigt doch,

daß hier etwas an der Volkswirtschafts- und

Handelspolitik nicht in Ordnung sein muß. Seit

Jahr und Tag wurde immer erklärt, die öster¬

reichische Landeswirtschaft sei rückständig, sie könne

den heimischen Mark nicht versorgen, die inländische

Bevölkerung nicht ernähren. Es hat immer geheißen:

Geht doch daran, eure Produktionsverhältnisse ztt

verbessern, wir werden euch dabei unterstützen, der

große Wiener Markt steht euch ja immer zur

Verfügung. Heute aber klagen wir seit Monaten

über die Absatzkrise und sagen: Gebt uns doch

wirklich die Möglichkeit, mit unseren Produkten

auf den Wiener Mark! zu kommen, und zieht doch

nicht in solcher Weise die ausländischen Produzenten

vor. Das ist doch auch für euch eine schwere

Gefahr, denn die wachsende Abhängigkeit vom

Auslande, die gar nicht nötig ist, bildet ja eine
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eminente nationale Gefahr. (Sehr richtig!) Vor

eineinhalb Jahren — habe ich cinnial darauf hin-

gcwiesen, was die Folge wäre, wenn einer unserer

Nachbarstaaten mit einem anderen in Kriegszustand

geriete oder wenn auch nur eine Kriegsgefahr

entstünde. Die Agrarstaaten in unserer Nachbar¬

schaft würden sofort die Ausfuhr agrarischer Pro¬

dukte nach Österreich sperren oder drosseln; denn

der vergangene Weltkrieg hat alle gelehrt, daß nur

der Staat in einem Kriege bestehen kann, der

hinsichtlich der Ernährung gut bestellt ist. Nun

strengen wir uns in Österreich seit zehn Jahren

ohne Unterbrechung an, aus dem heimatlichen

Boden herauszuholen, was nur möglich ist, und

zum Danke dafür müssen wir sehen, daß zum

Beispiel die polnischen Schweine den meisten öster¬

reichischen Politikern mit Einschluß der Regierung

— ausgenommen zwei Vertreter — wichtiger

erscheinen als die inländischen Produkte. (Beifall.)

Wir müssen das mit tiefem Bedauern feststellen.

Wie soll man das den landwirtschaftlichen Kreisen

verständlich machen? Denken Sie doch nur an

folgendes: Im Jahre 1927 hat sich niemand in

Wien darüber beschwert, daß kein Schweinefleisch

zu haben war. Das kann sicherlich nieniand behaupten,

er müßte uns sonst den Beweis erbringen. Während

des ganzen Jahres 1927 war der Wiener Markt

mit Schweinefleisch hinreichend versorgt. Wer Geld

hatte, konnte es sich kaufen. (Ruf: Und wer keines

hatte?) Ich komme gleich darauf zurück. Wer kein

Geld hatte, bei dem war es im Jahre 1927

genau so wie im Jahre 1924 oder in irgendeinem

anderen Jahre. Das ist immer der Fall gewesen.

Ich sage also: Es bestand kein Mangel au Schweine¬

fleisch. Im Jahre 1928 sehen wir aber, daß aus

Polen allein 400.000 Schweine mehr eingcführt

wurden als im Jahre 1927. Nun frage ich Sie:

Entweder müssen die Wiener gegenüber 1927 um

400.000 Fleischschweine mehr verzehrt, haben oder

es muß der inländische Auftrieb um diese Ziffer

verringert worden sein. Wer objektiv zusieht, kann

sicher nicht behaupten, daß der Wiener Wohlstand

sich im Jahre 1928 derart gebessert hat, daß um

400.000 Fleischschweine mehr verzehrt worden

seien. Nein, der Grund muß wo anders stecken.

Dieser Mehrauftrieb an polnischen Schweinen hat

eben bewirkt, daß mindestens 400.000 inländische

Schweine keinen Absatz gefunden haben (So ist es!)

Wo sind diese hingckommen? Die sind zum größten

Teile in ganz unrentabler Weise weiter gemästet

worden, obwohl vom volkswirtschaftlichen Stand¬

punkte aus in Österreich das Fettmästen für den

Markt ein Unsinn ist, obwohl wir überhaupt auf

dem Standpunkte stehen, Österreich hat Fleisch¬

schweine zu erzeugen, die Fettschweine werden wir

vom Auslande hereinführen. Und infolge dieser

Grundeinstellung, deren Richtigkeit wissenschaftlich

erwiesen ist, und die schon durch die Futtermittel¬

verhältnisse, die im Jnlande bestehen, gerechtfertigt

erscheint, haben wir auch im jugoslavischen Handels¬

vertrag erklärt: Fettschweine der Mangolica-Rasse

lassen wir frei hereinführen, damit die Wiener das

Fett, das wir nicht liefern können, zu halbwegs

annehmbaren Preisen bekommen. Bei den Fleisch¬

schweinen haben sich also jetzt die Folgen der

Absatzkrise so gezeigt: Unsere Züchter mußten in

ganz unrationeller Weise die Schweine fortmästen,

und haben für das, was sie au Werten jetzt ver¬

füttert haben, keinen entsprechenden Erlös erzielt,

was zur Verringerung der Schweine führen muß.

Der zweite Fehler war es, daß viel mehr Schweine

geschlachtet worden sind, als der Bauer schlachten

wollte. Nun sagen Sie: sie haben sie halt selbst

gegessen. Wenn aber dann die Ausgaben kommen,

wenn der Bauer für sich und seine Familie Schuhe

und Wäsche, wenn er Ziegel und Zement kaufen

will oder wenn der Stcuerexekutor kommt, dann fehlt

das Geld, das sie in Wien für die polnischen

Schweine ausgegeben haben. (Lebhafter Beifall.)

Das ist die große volkswirtschaftliche Sünde, die

wir Ihnen heute vorwerfen. Stellen Sie es nicht

immer so dar, als ob wir die Vertreter der

agrarischen Profitgier wären. Wir sind die Vertreter

einer nationalen Wirtschaftspolitik. Wir können nicht

weiter tatenlos mitanschaucn, daß in diesem Staate

so viel Geld ins Ausland geht, das im Inland

hätte bleiben können. Die Ziffern des Jahres 1927

und 1928 sprechen für jeden Einsichtigen Bände.

Und damit komme ich zu den maßlosen Über¬

treibungen, die in der allerletzten Zeit in der Wiener

Presse zu lesen waren. Ich möchte von dieser Stelle

an die gcsanitc Öffentlichkeit, gerade an die Wiener

appellieren. Sie wollen doch nicht jede dieser

Tartarennachrichten glauben, als ob wir so drosseln

wollten, daß aus dem Ausland nichts hereinkommt,

daß die Wiener hungern müssen usw. Der Land¬

bund hat immer nur die Forderung aufgestellt: Was

im Inland selbst reichlich und bei gleicher Qualität

zu haben ist, fiir diese Produtte muß der Absatz

gesichert werden. Soweit das nicht zutrifft, ist eine

Einfuhr ein notwendiges Übel, und wir werden

niemals dagegen Einspruch erheben. Wir verlangen

nicht hohe Preise, sondern eine Stetigkeit der Preise.

Wir können es nicht ertragen, daß cs von einigen

wenigen Großhändlern abhängt, ob auf einen Markt

18.000 polnische Schweine und ans den nächsten

Martt nur 6000 kommen. Wir können es auf die

Dauer nicht ertragen, daß der Produzent nicht weiß,

ob zur Zeit, da das Schwein oder das Rind

herzngeben ist, es auch wirklich abgenommen wird.

Das ist auf die Dauer unmöglich. Nun sagen Sie:

Absatzorganisation! Absatzorganisationen, und wenn

sie noch so glänzend sind, allein, ohne Sicherung

des heimischen Marttes sind völlig nutzlos. (So ist
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es!) Zusammen mit der. Absatzsicherung sind sie

äußerst wertvoll. Seit Monaten bemühen wir uns ja,

jene Absatzorganisation auch wirklich in die Wege

zu leiten, die für eine richtige Beschickung des Marktes

Vorsorge trifft. Aber ich sage nochmals: Absatz-

organisationcn an und für sich bedeuten uns ein

Mittclchen, wenn ich es nicht verbinde niit der

Absatzsicherung. Es darf mir nicht entgegnet werden:

Schickt nur eure Schweindcln her, sie werden ja

verkauft! Erstens ist dies die Frage. Sie werden

nicht verkauft; denn gegen jeden, der vom Lande

zum erstenmal den Wiener Markt beschickt, schließt

sich der Händlerring zusammen und sagt: Den werden

wir bluten lassen! Dem wird weder ein Ochs noch

ein Schwein abgekaust, er wird sitzengelaffen, bis

die Bestimmung, daß er nur acht Tage sein Vieh

hier halten kann, ihn zwingt, um einen Pappenstiel

herzugeben. So schaut heute die Vorsorge für den

inländischen Produzenten beim Absätze aus. Wir

verlangen nichts anderes, als daß der ausländische

Produzent nach dem inländischen kommen soll, soweit

als der inländische eben nicht die Nachfrage zu

befriedigen vermag. (So ist es!)

Es wurde immer so dargestellt, als ob wir eine

völlige Grenzsperre verlangt hätten. Niemals! Ich

rufe die Mitglieder der Regierung als Zeugen

dafür auf, daß wir immer nur erklärten, wir wünschen

nicht mehr, als daß das Kontingent vom Jahre 1927

auch in diesem Jahre als Richtschnur für die zu¬

lässige Einfuhr festgelegt werde. Im Jahre 1927

war keinerlei Mangel. Wie kann man da von einem

Mangel reden, wenn wir die Einfuhrverhältnisse

von 1927 verlangen? Meinen Sie nicht, daß da

nichts hereinkomnit! Polen hat — umgerechnet das

Schweinefleisch auf Schweine — im Jahre 1927

445.000 Schweine hercingesendet. Wir lassen also

ohne weiteres in allen unseren Forderungen von vorn¬

herein zur Versorgung der Wiener Bevölkerung,

damit ja kein Manko in der Fleischversorgung ent¬

steht, diese Ziffer zu, rund 450.000 Fleischschweine.

Aber wir sagen, es ist doch volkswirtschaftlich ein

ungeheurer Unsinn, wenn wir außerdem noch 400.000

hereinlasscn, die im Inland aufzutreiben wären.

(So ist es!) Nun sagen Sie: Wer gibt uns denn

die Gewähr dafür? Da möchte ich Ihnen aber eine

Ziffer vor Augen führen. In Österreich haben wir

rund 400.000 bäuerliche Betriebe. Wenn jeder dieser

bäuerlichen Betriebe im ganzen Jahre nur uni ein

Fleischschwein mehr schicken kann als heute, so sind

die 400.000 Poleuschweine ganz unnötig. Und, ich

bitte, ist das viel? Sie sagen uns häufig, das ist

eine Forderung nur für die Großagrarier. Das kann

doch nur der sagen, der wirklich keine Ahnung davon

hat. Denn gerade die Fleischschweine werden über¬

wiegend — wenn Sic vergleichen, ans wie viel

Joch je ein Schwein gehalten wird — beim Klein¬

besitzer gezogen. Sie brauchen also jedem dieser

400.000 bäuerlichen Betriebe nur für ein Schwein

jährlich mehr den Absatz zu garantieren gegenüber

dem heutigen Zustand, einenl Zustand, wie er im

Jahre 1927 bereits war. Nun kommen Sie iminer

damit: Ja der inländische Markt kann ja nicht

versorgt werden! Die obige Ziffer zeigt Ihnen am

besten, was wir in Wirklichkeit auf diesem Gebiete

leisten könnten. Ich behaupte: wenn Sie uns Mindest¬

preise von 2 8 Lebendgewicht ab Stall garantieren

und uns die ausländische Konkurrenz in Fleisch¬

schweinen einigermaßen fernhalten, ist in einem Jahr

der gesamte Wiener Bedarf durch inländische Schweine

gedeckt. (Sehr richtig!) Eine sehr leichte Rechnung:

Bei dieser großen Anzahl von Betrieben ist das

naturgemäß — durchschnittlich zwei Schweine im

Jahr für den Wiener Markt, dazu in Fleisch¬

schweinen — gar nichts Besonderes.

Was Sie aber jetzt durch Ihre Politik machdn,

hat das zur Folge: Jeder, der seine Schweine nicht

anbrachte oder sie in unrationeller Weise fortfüttern

mußte, sagte sich: Da bleibt nichts übrig, da muß

ich halt weniger einstcllen! Jeder von uns hat in¬

folgedessen die Schweinehaltung verringert. Natürlich,

in einiger Zeit werden Sie schreien und sagen: Die

Zählung ergibt, im Jnlande sind um soundso

viel Schweine weniger. Sebstverständlich, denn das

ist ein ewiger Kreis. Wenn Sie uns nicht die Mög¬

lichkeit geben, hier zu jenem Preise abzusetzcn, der

die Produktionskosten annähernd deckt, dann muß

naturgemäß in jedem privatwirffchaftlichen Betrieb

die Unrentabilität zur Folge haben, daß der betref¬

fende Zweig der Produktion eingeschränkt wird. So

sind wir in einem gefährlichen Zirkel, wenn Sie

diese Politik fortsetzen. Wir könnten in kurzer Zeit

den inländischen Bedarf an Fleischschweinen voll¬

kommen decken — wir behaupten nicht, in Fett¬

schweinen. Darum haben wir ja — und das ist ein

Beweis dafür, daß wir Agrarier durchaus nicht

die Profftgeier sind, als die uns eine gewisse Presse

hinstellt — im jugoslawischen Handelsvertrag sogar

einer Herabsetzung der Zölle bei Fettschweinen zu¬

gestimmt, bei einer gewissen Rasse, der Mangolica-

Rasse, die typisch ist durch ihre Eignung als Fett¬

schweine. Auch wenn unsere berechtigte Forderung

durchgeführt wird, können diese Fettschweine ohne

Zoll, vollkommen frei beliebig auf den Wiener Markt

geführt werden und die Fettschweine der anderen

Rassen zu 4 Goldkronen. Wir fordern eine ver¬

nünftige Beschränkung nur bei den Fleischschweinen.

Nun wird hie und da gesagt: Ja, die Qualität

ist eben in Österreich nicht vorhanden bei Vieh und

Schweinen! Das hört man besonders von den Ver¬

tretern der Wiener Fleischhauer, die sich anscheinend

durch ihre Verständnislosigkeit besonders auszeichnen.

Aber die Behauptung, daß das inländische Vieh

oder das inländische Fleisch für den Wiener Konsum

zu wenig gut ist, ist wohl eine Frivolität sonder-
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gleichen. Jeder, der objektiv ist, muß zugeben, daß

in den letzten 10 Jahren alle Anstrengungen gemacht

wurden, die Rassen zu verbessern, und daß bezüglich

der Fleischschweine unser deutsches Edelschwein oder

unser Landschwein ganz hervorragende Qualitäten

liefert.

Alles zusammengenommen müssen wir also fol¬

gendes feststcllen: Nur durch die Überflutung mit

ausländischen Fleischschweinen in diesem Jahre ist

die Landwirtschaft genötigt gewesen, eine Reduzierung

der Einfuhr zu fordern. Im Landbundprogramni

ist die Einfuhrregelung eine ständige Forderung,

welche auf folgender Erwägung beruht: Wie der

Private töricht genannt wird, der auswärts das

kauft, was er zu Hause bequem und billig hat, so

sind die Volkswirtschaft und ihre Lenker töricht zu

nennen, die aus dem Auslande beziehen, was in

hinreichender Quantität und Qualität im Jnlande

zu haben ist. Denken Sie etwa an folgendes: Rund

80 Millionen Schilling sind im Jahre 1929 in

das Ausland mehr für Fleischschweine hinausgegangcn

als in früheren Jahren. Wäre es nicht gut gewesen,

wenn diese 80 Millionen Schilling im Jnlande um-

gcsetzt worden wären? Was hätte der Bauer beim

Kaufmann und dieser wieder bei der Fabrik bestellen

können? Es wären heute weniger Arbeitslose vor¬

handen. Sie klagen mit Recht über die große Anzahl

von Arbeitslosen. Wir stimmen Ihnen darin voll¬

kommen zu. Aber Sie übersehen dabei, daß die

Sicherung der Kaufkraft der landwirtschaftlichen

Bevölkerung eine der Grundforderungen ist, wenn

man die Zahl der Arbeitslosen abbancn will. Sie

sagen nun: Die Landwirtschaft ist mit ihrer Politik

im Unrecht, sie müßte schauen, daß der Industrie¬

arbeiter verdient, daß er Arbeit findet, damit er

mehr kaufen könne. Wir sind niemals gegen die

Bestrebungen gewesen, welche ans den Abbau der

Arbeitslosigkeit ausgingen, im Gegenteil, wir sind

ja Vorkämpfer dafür, aber Sie müssen zugeben,

solange auf dem Borstcnviehmarkt in Wien zum

Beispiel unter 12.000 Schweinen 11.500 polnische

und 23 inländische gezählt find, so lange zweifeln

wir, daß eine Vermehrung des Wohlstandes dem

inländischen Absatz zugute käme. Sie argumentieren

auch mit der Behauptung, der inländische Markt

könnte sonst gar nicht versorgt werden; da wäre aber

zunächst darauf hinzuweisen, daß ja neben dem

Borstenviehmarkt noch der Zentralvichmarkt und die

Großmarkthalle bestehen und daß dort heute 25 bis

30 Prozent der Schweine aus dem Inland stammen.

Das ist uns zwar viel zuwenig, zeigt aber, wenn

selbst bei diesen miserablen Preisen, wo jeder Pro¬

duzent effektiv draufzahlt, wenn er liefert, von der

Wiener Marktbeschickung noch 25 bis 30 Prozent

durch die Beschickung mit Weidnerschwcinen aus dem

Jnlande stammen, wie leicht diese 30 Prozent auf

das Doppelte erhöht werden könnten, wie leicht ohne

jede Anstrengung die Versorgung des Marktes aus

den: Jnlande innerhalb weniger Monate zu 70 Pro¬

zent übernommen werden könnte, wenn Sie uns nur

die Sicherheit des Absatzes gäben. So steht die

Frage in Wirklichkeit. Unsere Forderung richtet sich

also nicht gegen die Konsumenten und nicht gegen

die Volkswirtschaft, sondern es ist ein gemeinsames

Interesse.

Die zweite Frage, die uns in nächster Zeit

besonders berührt und von der die Steuerfähigkeit

der landwirtschaftlichen Bevölkerung zum guten

Teil abhängt, ist der Ausgang der deutsch-öster¬

reichischen Handelsvcrtragsvcrhandlungcn, weil die

Alpenländcr in bezug auf ihren Viehabsatz in erster

Linie oder wenigstens zum Teil von den Bedin¬

gungen dieses Vertrages abhängig sind. Der Herr

Abg. Dr. Drexel hat hier vor einigen Tagen warme

Wortefürdiedeutsch-österreichischenHandelsbeziehungen

gefunden. Ich möchte nur wünschen, daß unsere

Unterhändler den vierten Teil jener Wärme zu den

Verhandlungen brächten, und ich wünsche dieselbe

Dosis auch den reichsdcutschen Vertretern; denn die

beiderseitigen Unterhändler bedürfen, glaube ich,

einer etwas stärkeren Dosierung an Wärme des

Gefühls bei diesen Verhandlungen. Es ist uns aber

klar, daß das, was sich der Herr Abg. Drexel

erhofft hat, erst in weiterer Zukunft cintreten kann.

Er sagt ja mit Recht, weder der Friedensvertrag noch

die Genfer Protokolle hindern uns, daß wir —

gesondert von der Meistbegünstigung — ein besonderes

enges System wirtschaftlicher Natur mitDeutschland ein¬

richten. Wir sind durch die Friedensverträge nicht gehin¬

dert, eine Zollunion herbeizuführen. Die Meistbegünsti¬

gung ist uns nicht aufgezwnngen. Aber so sehr ich es be¬

grüße, daß es Richtschnur unserer Politik sein muß: Weg

mit der Meistbegünstigung für die Beziehungen mit

dem Deutschen Reich, so ist doch nicht zu verkennen,

daß vorläufig auch dieser deutsch-österreichische

Handelsvertrag im Zeichen der Mcistbegünstigungs-

klausel stehen wird, weil Österreich und das Reich

in alle Verträge, die cs abgeschlossen hat, die Mcist-

begünstigungsklausel ausgenommen haben. Wir müßten

deshalb erst alle Verträge kündigen und uns grund¬

sätzlich zu einem neuen System bekennen, dem der

nicht ausnahmslosen Meistbegünstigung. Das Ziel

muß aber bleiben, was Dr. Drexel hier in so

wannen und schönen Worten ausgesührt hat. Wenn

ich nun aber realpolitisch die Möglichkeiten betrachte,

mit der Meistbegünstigung und trotz der Meistbe-

günstigungsklausel eine Annäherung in wirtschaft¬

licher Beziehung zwischen dem Deutschen Reiche und

Österreich herbeizuführen, so gibt es doch eine große

Zahl von Möglichkeiten. Aber uns scheint es dazu

notwendig, daß hier mindestens das ganze Ver¬

handlungssystem nicht so kalt sein darf wie bei

irgendeinem anderen Vertrag mit Honolulu oder

irgendeinem anderen Staat, etwa einem der ehe-
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maligen sogenannten Feindstaaten, die sich nun als

Sieger aussühren.

Wenn die beiderseitigen Unterhändler zusammen-

kommen und sich in der erster Sitzung zunächst

einmal die Forderungsliste mit einer Unmenge von

Punkten schriftlich überreichen, formell korrekt,

förmlich, dann ist das so, als ob ich Friedensver¬

handlungen mit einer Ohrfeige beginnen würde. Der

Geist ist es hier, der etwas abweichen muß von den

normalen Schablonen. Die zweite Notwendigkeit ist,

daß wir auch alle Mittel benutzen, die uns trotz

der Meistbegünstiguugsklausel zur Verfügung stehen,

um leichter eine Verhandlungsbasis herbeizuführen:

das ist erstens die Spaltung der einzelnen Zolltarif¬

posten in Untertarife, so wie wir es beini jugo¬

slawischen Handelsvertrag bereits mit Erfolg ange¬

wendet haben; zweitens der Ausbau des begünstigten

Grenzverkehres, da gerade unsere Alpenländer an

das Deutsche Reich anstoßen und hier ohne weiteres

trotz der Meistbegünstigungsklausel für einen größeren

Umkreis begünstigte Zölle gewährt werden können.

Die Schwierigkeit besteht auf industrieller Seite,

insbesondere in der Maschinenbranche, auf landwirt¬

schaftlicher Seite insbesondere darin, daß das Nach¬

barland Bayern unter den deutschen Gebieten das

agrarische Gebiet darstellt und deswegen naturgemäß

jeder Agrarexport aus Österreich gerade sofort auf

das Gebiet stößt, das ihn am wenigsten gern auf¬

nimmt, weil es ihn als Konkurrenz empfindet. Daraus

folgt, daß die landwirtschaftlichen Organisationen

und unsere Regierung neben den allgemeinen Ver¬

handlungen eine Verständigung mit den bayrischen

zuständigen Stellen herbeiführen müssen, damit sich

die Bayern von der Gefahr befreit fühlen und dann

einer wirklich großzügigen Regelung zustimmen. Hier

ist noch vieles zu tun. Man darf aber nicht

schablonenmäßig wie mit irgendeinem anderen

Staat einen Handelsvertrag schließen, sondern es

muß ein Staatsvertrag eigener Art sein. Dann

erscheint mir noch etwas nötig. Ich glaube, der

Wichtigkeit der Verhandlungen für die zukünftige

Entwicklung würde es am meisten entsprechen, wenn

eine Staatsdelegation mit dem Bundeskanzler oder

einem Minister an der Spitze und eventuell auch

einigen politischen Beratern aus dem Nationalrate

hiefür beordert würde. Die fachkundigen Unterhändler

würden als Sachverständige mitgehen. Aber maß¬

gebend und verantwortlich müßte die politische

Delegation sein. Warum? Weil der Minister oder

der Abgeordnete, der von den Verhandlungen über

einen deutsch-österreichischen Handelsvertrag mit einem

Mißerfolg zurückkehrt, in Österreich und im Deutschen

Reiche unmöglich wäre (Beifall), während der

Sektivnschef, der das einheimische Ministerium zu

vertreten hat, nach der altbekannten und sicherlich

bei anderen Staaten gut erprobten Manier natur¬

gemäß niemals eine politische Verantwortung zu

tragen hat, sondern sagt: Ich habe nach meinem

besten Wissen und Gewissen jene Positionen zu

retten versucht, die ich im Interesse unserer Industrie

oder Landwirtschaft — die Industrie steht hier

meist obenan — durchsetzen wollte! Darum glaube

ich, daß der Geist ein ganz anderer wäre, wenn

eine politische Delegation die Verhandlungen führte.

Bitte, ich spreche hier nicht von Österreich allein,

ganz genau dieselben Sünden sind bei der reichs-

deutschcn Delegation zu verzeichnen, genau dieselbe

Kühle und Verhandlungsmethodc, als ob es sich

um Verhandlungen mit den Polen handelte; das

Verhalten ist also auf beiden Seiten durchaus gleich.

Aber hier, glaube ich, sollten wir einmal einen

Schritt weiter gehen. Es kann uns niemand ver¬

wehren, daß wir einen solchen Vertrag als einen

Staats-Vertrag besonderer Art schon äußerlich behandeln

und daß wir hier trotz der Meistbegünstigungsklausel

mit den anderen Staaten alle gegebenen Möglich¬

keiten ausnutzen.

Sie sehen, meine verehrten Herren, daß der Land¬

bund bei der Vertretung seiner Forderungen durch¬

aus nicht einseitig ist, sondern wirklich an die ge-

gesamte Volkswirtschaft denkt. Und wenn wir hier

auf der einen Seite alles daransetzen, daß ein

richtiger deutsch-österreichischer Handelsvertrag zu¬

stande komme, so müssen wir auf der anderen Seite

gegenüber Polen bei unserer Forderung bleiben:

Eine Einfuhrregelung, wonach jedeni Staat an

Fleischschweinen das zugestandeu wird, was er im

Jahre 1927 einführte! Zufällig trifft eine solche

Maßnahme nur Polen, denn es ist interessant, daß

aus allen anderen Staaten mit Ausnahme von

Polen im Jahre 1927 112.000 Stück eingeführt

wurden und im Jahre 1928 nur 78.000 Stück.

Wenn ich also eine Kontingentierung nach dem

Stichjahre 1927 vornehme, so kann ich sie gegen

alle gleichmäßig anwenden, muß aber bei keinem

Staate eine Drosselung, eine wirkliche Einfuhrbe¬

schränkung herbeiführen, nur bei Polen, weil die

Einfuhr Polens in diesem Jahre auf das Doppelte

gestiegen ist.

Diese Maßnahme erscheint uns weitaus günstiger

und vernünftiger — nicht nur im Interesse der

Landwirtschaft, sondern auch im Interesse der In¬

dustrie und der Konsumenten — als etwa eine

Kündigung des österreichisch-polnischen Handelsüber¬

einkommens, die von maßgebender Stelle gefordert

wird. Denn bedenken Sie folgendes: Wenn ich heute

kündige, so hat Polen erstens einmal drei Monate

lang die Möglichkeit, sich auf die neuen Verhältnisse

einzurichten, insbesondere vermöge seines Export¬

syndikats für Schweine, über das^ich gleich sprechen

werde, noch mehr Schweine zu uns einzuführen.

Zweitens wird unsere Industrie dann naturgeniäß

nur Kontingente erhalten, zu klagen beginnen und

erklären, es muß sofort ein neuer Handelsvertrag
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geschlossen werden. Bei den Verhandlungen hierüber

wird natnrgeniäß Polen dann mit größeren Forde¬

rungen gegenüber den industriellen und agrarischen

Wünschen hervortreten. Es ist eben in einer glän¬

zenden Verhandlungsposition, wenn es jetzt das

Exportsyndikat für Schweine durchführt und wenn

die Österreicher erst dann, nachdem sie bis dahin alle

Schweine ruhig auf ihren Markt übernommen

haben, zu verhandeln versuchen.

Demgegenüber geht unser Vorschlag dahin, heute

die gegebenen Möglichkeiten auszunutzen und gegen¬

über allen Staaten jene Regelung herbeizusühren,

die formell alle angeht, aber in Wirklichkeit nur

Polen trifft. Dieser Vorschlag ist durchaus günstiger.

Warum? Für die künftigen Verhandlungen zwischen

Österreich und Polen haben wir dann eine andere

Verhandlungsbasis, sobald hier ein Kontingent be¬

steht; denn sonst müssen wir jedes Kontingent in

einem neuen Vertrage abkaufen. Wir haben aber

die Möglichkeit, das jetzt schon zu machen, ohne

daß die Verträge verletzt würden. Ich komme sofort

darauf zurück. Wir haben zweitens allen Grund,

die Polen zu zwingen, endlich mit ihrem Zollkrieg

mit Deutschland aufzuhören. Wenn sie den Zollkrieg

mit dem Deutschen Reiche beenden, dann setzen sie

sofort einen Teil der Schweine wieder im Reiche

ab. Wenn aber der Vertrag zwischen Polen und

dem Deutschen Reich abgeschlossen ist, dann hat die

österreichische Industrie nach der Meistbegünstigungs¬

klausel sofort kampflos alle Positionen, die sich die

deutsche Industrie errungen hat, und wenn wir

dann — nach dem Kontingent au Schweinen und

nach dem Abschluß des deutsch-polnischen Handels¬

vertrages — zu neuen Verhandlungen kommen, so

ist für unsere Unterhändler eine weitaus günstigere

Sachlage geschaffen. Wir denken also nicht nur an

die Landwirtschaft, sondern an die gesamte Volks¬

wirtschaft, wenn wir sagen: Nicht kündigen, sondern

die gegebenen Möglichkeiten ausnutzen und jene

maßvolle Einfuhrbeschränkung vornehmen, die den

Wiener Markt nicht trifft, uns aber hilft und die

Möglichkeit bringt, wieder so zu produzieren, wie

wir produzieren wollen.

Ich mache Sie noch darauf aufmerksam, daß

gerade diese unsere Forderungen durchaus nicht

gegen die Konsumenten gerichtet sind. Ich appelliere

da gerade an die städtischen Vertreter, soweit sie

noch objektiv zu denken vermögen. Polen nutzt seit

dem März die Lage aus, daß der österreichische

Markt völlig offen ist. Mit dem Deutschen Reiche

befindet es sich seit März im Zollkrieg, die Polen

mußten ihre Schweine irgendwo andershin dirigieren

und die rund 300.000 bis 400.000 Stück, die bis

dahin in das Deutsche Reich gegangen sind, irgend¬

wo anders anzubringen versuchen. Sie versuchten es

zuerst mit dem Londoner Markt. Die dänische Land¬

wirtschaft und der dänische Export haben diesen

polnischen Einbruchsversuch auf dem Londoner Markte

so glänzend erwidert, daß die Polen, völlig ge¬

schlagen, den Londoner Markt verlassen mußten.

Seitdem ist ihnen jeder Gusto vergangen, diesen

Markt wieder zu beschicken.

Jetzt stehen sie in Verhandlungen, um womöglich

in Südfrankreich einen Teil ihrer Schweine unter»

zubringen. Zugleich aber, weil sie sich fürchteten, daß

doch Österreich einmal volkswirtschaftlich denken

lernen könnte, haben sie eine innere Maßnahme ge¬

troffen, die sich unter Umständen für unseren Wiener

Konsum recht unangenehm auswirken kann, aber erst

in der Zeit, nachdem wir schon die schweren Ver¬

luste empfangen haben, das ist die Schaffung des

Exportsyndikates. Die polnische Regierung schafft

ein Exportsyndikat an Schweinen in der Art, daß

sie allgemeine Ausfuhrzölle 'einführt, welche am

1. März in Kraft treten. Es wird für jedes ge¬

stochene oder lebende Schwein, das ausgeführt wird,

ein Betrag von 30 Zloty als Ausfuhrzoll einge¬

hoben; nur das Exportsyndikat bleibt von diesem

Ausfuhrzoll frei; es muß sich aber verpflichten,

dorthin zu exportieren, wohin es die Regierung

wünscht. Nun bedeutet das zunächst naturgemäß, daß

der private polnische Produzent noch weniger für

sein Schwein bekommt als vorher, weil dieser Aus¬

fuhrzoll zum größeren Teil ihn trifft. Das wird in

der Folge eine gewisse Verringerung der Schweine¬

haltung bedeuten. Nun denken sie an die Zeit, in

der Polen mit dem Deutschen Reiche handelseinig

geworden ist und den neuen Handelsvertrag geschlossen

hat. Darin ist ein Kontingent von 300.000 polni¬

schen Schweinen in das Deutsche Reich vorgesehen.

Wenn die Polen dieses Kontingent haben und wenn

der Export nach Südfrankreich funktioniert, dann

kommen sie zu den österreichischen Verhandlungen

und werden sagen: Ihr wollt die Kontingentierung?

Ihr müßt froh sein, wenn wir euch überhaupt noch

Schweine schicken, denn das Exportsyndikat kann sie

auch anderswohin dirigieren. Wir sind dann in der

schweren Gefahr, daß der Preis der Schweine auf

dem Wiener Markt einzig und allein monopolistisch

durch das polnische Exportsyndikat bestimmt wird,

weil dieses Exportsyndikat ohne jede Schwierigkeit —

sagen wir — drei Wochen hintereinander es ein¬

richten kann, kein einziges Schwein auf den Wiener

Markt zu schicken. Dann schauen wir unsere Be¬

völkerung an! Dann bin ich neugierig, was die

Frau Emmy Freundlich sagen wird. Sie wird sagen,

unsere bösen Agrarier beschicken uns nicht einmal

mehr so weit, daß es unseren Leuten halbwegs möglich

gemacht wird, genügend Fleisch zur Verfügung zu

haben. Wenn man zuerst nicht an den inländischen

Produzenten und an die Vermehrung der inländischen

Produktion denkt, dann muß man auch die Folgen

tragen, und die Folgen werden böse sein, das kann

ich Ihnen schon im voraus sagen. Sie werden
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Preise zahlen müssen, die Sie dem heimischen Pro¬

duzenten niemals hätten zahlen müssen, und Sie

werden dabei das bittere Gefühl haben, einigen

wenigen Leuten vom polnischen Exportsyndikat voll-

koninien ausgeliefert zu sein. Das ist das Ergebnis

unserer derzeit geübten Wirtschaftspolitik.

Wenn der Landbund seine warnende Stinimc

dagegen erhebt, so ist cs nicht die agrarische Profit¬

gier, die uns dabei leitet, sondern es ist das Pflicht¬

bewußtsein, weil wir glauben, daß wir nur eine

nationale Wirtschaftspolitik vor unserem Gewissen

rechtfertigen können. (So ist es!) Betrachten wir

also die gesamte heutige Wirtschaftslage, so ist für

einen jeden, der überhaupt sehen will, die Folgerung

gegeben. Wir verlangen nicht etwa — ich betone

das noch einmal, weil es die Wiener Bevölkerung

immer und immer wieder glaubt — eine Grenz¬

sperre oder Grenzschikanen, wir verlangen durchaus

nichts anderes, als daß jeder Staat an Fleisch¬

schweinen einführen darf, was er im Jahre 1927

eingeführt hat. Diese Verordnung der Regierung,

die mit Znstimntung des Hauptansschusses ergehen

müßte, könnte in der Weise erlassen werden, daß

die Regierung darin ermächtigt wird, Einfuhr-

kontingente an Fleischschweinen und nur an diesen

für alle Staaten in gleicher Weise nach dem Stich¬

jahr 1927 in Kraft zu setzen. Das trifft formell

zwar alle, in Wirklichkeit aber nur Polen, weil

Polen allein mehr cingeführt hat.

Nun ist auch der Glaube verbreitet, dies wäre

ein Vertragsbruch oder wäre durch unsere Verein¬

barungen in Genf ausgeschlossen. Demgegenüber

stelle ich, nur um der Wahrheit willen, fest, daß der

Artikel 9 unseres Handelsübereinkommens mit Polen

ausdrücklich sagt: „Die beiden vertragschließenden Teile

kommen überein, daß eine Beschränkung des gegen¬

seitigen Handels durch Ein- und Ausfuhrverbote nur

in den nachstehenden. Fällen stattfinden darf." Und

dann heißt es: „in allen anderen Fällen, wenn einer

der vertragschließenden Teile mit Rücksicht ans die

noch herrschenden außerordentlichen wirtschaftlichen

Schwierigkeiten es für notwendig erachten würde,

Beschränkungen oder Verbote ansrechtznerhalten oder

zu erlassen. Die beiden vertragschließenden Teile

werden keinerlei Verbote erlassen oder beibehalten,

die nicht in der gleichen Weise auch im Verkehr mit

einem anderen Lande zur Anwendung kommen."

Wir wollen nichts anderes. Die Regierung soll

gegenüber allen Staaten ermächtigt werden, ein Kon¬

tingent im Ausmaße der Zufuhr des Jahres 1927

festzustellen; wenn sic die Ubereinfuhr verbietet, so

trifft dies formell alle Staaten, materiell nur Polen,

das also kein Recht hat, irgendeine Beschwerde zu

erheben, es wäre denn, daß Polen darauf den

Handelsvertrag kündigen könnte. Glaubt aber jemand,

daß die Polen, die ihm Zollkrieg mit dem Deutschen

Reiche stehen, jetzt auch noch Österreich kündigen

werden? Durchaus nicht. Sie werden eventuell pro¬

testieren. Sie werden auch die Industrie nicht drosseln,

weil sie die Jndustrieartikel heute bei dem Zollkrieg

mit dem Deutschen Reiche am besten und billigsten

aus Österreich beziehen und weil sie wissen müssen,

daß es zu weiteren Rctorsionsmaßregeln von unserer

Seite führen könnte. Polen führt aber weitaus mehr

zu uns ein, als wir dorthin ausführen, und daher

wird sich Polen es gut überlegen, daraus, daß wir

eine maßvolle Regelung der Schweineeinfuhr vor¬

nehmen, Folgerungen zu ziehen. Wir wollen ja nicht

mehr, als in den letzten Wochen tatsächlich herein-

gekommen ist, und das zeigt, wie maßvoll unser

Begehren ist.

Es wird auch noch behauptet, daß unsere Genfer

Vereinbarungen diese Regelung ausschlicßen, weil

wir in Genf erklärt hätten, daß wir keine Einfuhr¬

beschränkungen und Einfuhrverbote mehr erlassen

werden. Wieder stelle ich um der Wahrheit willen

folgendes fest: Zunächst ist das internationale Ab¬

kommen, betr. die Abschaffung der Ein- und Aus¬

fuhrverbote und -beschränkungcu überhaupt noch nicht

ratifiziert worden, daher noch nicht gültig. Aber

auch wenn es einmal ratifiziert ist, so ist in diesem

internationalen Abkommen, das am 8. November

1927 in Genf beschlossen wurde, im Artikel 5 aus¬

drücklich vorgesehen, daß Einfuhr- und Ausfuhrver¬

bote oder -beschränkungen auch weiterhin zugelassen

werden, um unter außergewöhnlichen und abnor¬

malen Umständen lebenswichtige Interessen des Landes

zu schützen. Wir wenigstens meinen, daß die heutige

Produktions- und Absatznot in der Landwirtschaft

wirklich ein vitales Interesse darstellt, daß der Staat

das Land schützen muß, genau in Übereinstimmung

mit Artikel 5 dieses internationalen Abkommens von

Genf.

Es ist also durchaus unrichtig, wenn man erklärt,

daß etwa die Durchführung unserer Vorschläge zur

Behebung der heimischen Absatznot den Konsumenten

gefährde. Es ist durchaus unrichtig, daß sie die

Industrie gefährdet, weil wir Ihnen gezeigt haben,

daß ans diese Weise eine bessere Vertragsvcrhand-

lungsbasis geschaffen wird. Und es ist durchans un¬

richtig, daß sie uns durch Verträge verboten ist.

Was wir fordern, ist — ich sage es noch einmal —

nicht das Ergebnis agrarischer Profitgier, sondern

was wir fordern, ist eine gesunde nationale Wirt¬

schaftspolitik. (Beifall und Händeklatschen. —

Während vorstehender Rede hat Präsident Doktor

Gürtler den Vorsitz übernommen.)

Müllner: Wenn der Herr Abg. Dr. Schönbaucr

wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung der Absatz¬

krise in der Landwirtschaft empfohlen hat, so kann

der mit diesen Maßnahmen gewollte Zweck nicht

dadurch herbcigesührt werden, daß zollpolitische Ex¬

perimente unternommen werden, daß man mit irgend¬

einem ausländischen Staat einen Wirtschaftskrieg
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beginnt, sondern solche Zwecke können nur durch

eine vernünftige Hebung der Kaufkraft der breiten

Massen des Volkes erreicht werden. Vor allem

aber können Produktion und Absatz nur durch ein

Einvernehmen der landwirtschaftlichen Organisationen

und der Konsumenten gefördert werden. Wir Sozial¬

demokraten haben bei allen Vorschlägen, die zur

Hebung der Landwirtschaft gemacht worden sind,

immer wieder darauf verwiesen, daß wir gerne

bereit sind, in einen unmittelbaren Kontakt mit den

bäuerlichen Produzenten zu kommen, den Zwischen¬

handel auszuschalten und auf diese Weise zu er¬

möglichen, daß die Bauern einen höheren Preis

für ihre Produkte erzielen. Alle Vorschläge, die von

unserer Seite gemacht wurden, haben aber bei der

Gegenseite bisher kein Verständnis gefunden. Immer

wieder, wenn von der Absatzkrise in der Landwirt¬

schaft gesprochen wird, muß doch auch darauf hin-

gewiescn werden, daß heute nahezu ein Sechstel

der gesamten Bevölkerung durch die Arbeitslosigkeit

und durch die niederen Löhne in seiner Kaufkraft

sehr geschwächt ist. Und auf diese Schwächung der

Kaufkraft ist ja in der Hauptsache die Absatzkrise

in der Landwirtschaft zurückzuführen. Wenn Sie

wünschen, daß die breiten Massen des Volkes wieder

in die Lage versetzt werden, im auskömmlichen Maße

Lebensmittel zu kaufen, daun müssen Sie alle Vor¬

schläge bekämpfen, die auf eine weitere Einschränkung

der Kaufkraft der breiten Massen abzieleu. Sie

müssen dann Ihre Absicht aufgeben, den Mieter¬

schutz zu beseitigen, was eine neuerliche Belastung

für die breiten Massen der städtischen Bevölkerung

'bedeuten würde, Sie müssen sich endlich einmal

dazu entschließen, die Alters- und Invaliditäts-

Versicherung in Kraft zu setzen, und sie müssen auch

den Kampf gegen die angeblich hohen Löhne in

der Industrie einstellen. Die Löhne in der öster¬

reichischen Industrie, die ja kaum ein Existcnz-

minimum darstellen, sind eine der Hauptursachen

der geringen Kaufkraft der Bevölkerung in diesem

Lande. Wenn Sie also auf diesem Wege eine Be¬

kämpfung der Absatzkrisc in der Landwirtschaft herbei-

sührcn wollen, werden Sie im vollen Ausmaß die

Unterstützung der Sozialdemokraten haben.

Ich möchte nun beim Kapitel Finanzen über den

Finanzausgleich zwischen Bund, Ländern und Ge¬

meinden sprechen, mit dem wir uns erst in der

jüngsten Zeit beschäftigt haben. Dieser Ausgleich

hat zwar die Länder befriedigt, aber die Gemeinden

können von dieser Lösung absolut nicht bcftiedigt

sein, weil die Finanznot in den großen Jndustrie-

gemeinden wcitcrbesteht, weil diese schwer mit

finanziellen Sorgen zu kämpfen haben. Diese Aus¬

einandersetzung zwischen Bund, Ländern und Ge¬

meinden, die den Gemeinden nur 2'5 Millionen

Schilling gebracht hat, läßt das Problem, wie die

Finanznot beseitigt werden kann, weiterhin offen.

Eine ganze Reihe größerer Jndustriegemeinden wird

aus der erhöhten Biersteuer einen Betrag von ungefähr

30.000 bis 50.000 8 im Jahr erhalten. Gleichzeitig

aber geht der Herr Finanzministcr schon jetzt daran, den

Gemeinden neue Bürden aufzuladeu, und zwar sollen

in Form der Kleinrcntncrhilfe die Gemeinden neuer¬

dings zu Leistungen herangezogen werden, die bisher

für sie nicht vorgesehen waren. Das ist ein un¬

erträglicher Zustand, wenn man bedenkt, daß die

Gemeinden unter den wirtschaftlichen Verhältnissen

schwer zu leiden haben. Die Arbeitslosigkeit in der

Provinz nimmt von Monat zu Monat zu, sie ist

im Verhältnis zu Wien bedeutend größer, und die

Möglichkeiten, Arbeit zu schaffen, sind in der Provinz

geringer, weil eben die entsprechenden finanziellen

Mittel fehlen. Die größeren Jndustriegemeinden

haben sich draußen bemüht, durch Notstaudsarbeitcn,

durch größere Investitionen diese Arbeitslosigkeit zu

bekämpfen, aber der Versuch ist natürlich immer

nur ein halber und kann nicht zu dem gewünschten

Ziele führen. Trotz dieser Umstände ist die Finanz¬

not der Gemeinden in den letzten Jahren so arg

angestiegen, daß eine ganze Reihe größerer Städte

Österreichs vor dem finanziellen Zusammenbruch

steht. Das Finanzministerium hat für die Nöte der

Gemeinden nicht das geringste Verständnis, und

wenn sich eine Gemeinde darum bemüht, größere

Arbeiten auszuführen, um die Arbeitslosigkeit zu

bekämpfen und entsprechende Assanierungen durch¬

zuführen, die im Interesse der Gemeinde liegen,

dann findet man bei dem Finauzniinister in der

Regel den größten Widerstand, wenn es sich darum

handelt, entsprechende Gemeindezuschläge einzuhcben.

Ich möchte hier vor allem darauf Hinweisen,

daß die Stadtgeineiude St. Pölten im Jahre 1927

eine große Wasserleitung gebaut hat. Diese Wasser¬

leitung zu bauen war notwendig mit Rücksicht auf

die jährlich ständig wiederkehrende Typhusgefahr.

Der Bund hat zu dieser großen Arbeit, die rund

4°5 Millionen Schilling kostete, gar nichts bei-

getragcn, außer dem bißchen produktive Arbeitslosen¬

fürsorge, das Land Niederösterreich hat einen Betrag

von 500.000 8 gegeben, die übrige Summe mußte

die Gemeinde aus eigenem aufbringen. Durch den

Bau der Wasserleitung in St. Pölten wurden auch

die Straßen der Stadt in Mitleidenschaft gezogen,

und sie müssen nun wieder iteu instand gesetzt

werden. Das kostet neuerdings den Betrag von

2°5 Millionen Schilling. Die Gemeinde hat also

hier eine Schuldenlast von 7 Millionen Schilling,

und zur Abbürdung dieser Schuldenlast dient nicht

allein der Wasserzius, sondern die Gemeinde ist

auch genötigt, erhöhte Umlagen einzuheben, bamit
die Mittel gefunden werden, diese Schuldenlast abzu¬

bürden. Wir haben im Jahre 1927 im Gemeinderat

beschlossen, einen Gemeindezuschlag von 250 Prozent

einzuheben. Nach langen Verhandlungen niit der
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niederösterreichischen Landesregierung ist es endlich

gelungen, einen Zuschlag von 220 Prozent durch¬

zusetzen. Die Gemeinde war berechtigt, anzunehmen,

daß das Finanzniinisterium, mit Rücksicht auf die

allgemeine Lage der Stadt, diesen Zuschlag nicht

verhindern werde und von seinem Einspruchsrecht

keinen Gebrauch macht. Plötzlich ist der Herr Finanz-

niinister gekommen und hat Einspruch gegen die

Höhe von 220 Prozent erhoben. Der betreffende

Beschluß mußte an den niederösterreichischen Land¬

tag neuerlich zur Beratung zuriickgehen, und erst

nach langen, langen Verhandlungen zwischen der

Landesregierung, der Gemeinde und dem Finanz¬

minister war es möglich, einen Zuschlag von 200 Pro¬

zent durchzusetzen.

In dem gleichen Augenblick hat auch die Stadt

Wiener Neustadt eine Erhöhung der Zuschläge auf

250 Prozent beantragt. Die Stadt Wiener Neu¬

stadt hat 220 Prozent bewilligt bekominen, im

Gegensatz zu St. Pölten, das nur einen Zuschlag

von 200 Prozent erhalten hat. Und die Erklärung

für diese sonderbare Tatsache? Wer die Dinge

nicht genau kennt, niüßte meinen, daß die wirtschaft¬

lichen Verhältnisse, die Steuerkraft der Bevölkerung

in den beiden Städten annähernd die gleichen sind.

Die Tatsachen sprechen eigentlich mehr zugunsten

von St. Pölten, das seit Jahren eine gut beschäftigte

Industrie aufzuweisen hat und deren Bevölkerung

infolge dieses Umstandes steuerkräftiger ist als die

Bevölkerung von Wiener Neustadt, deren Industrie

seit Jahren mit einer schweren Krise kämpft.

Warum hat nun gerade die Stadt St. Pölten

eine niedrigere Umlage bekommen? Diese Tatsache

erklärt sich einfach aus dem Umstande, daß in

St. Pölten die Unternehmer gegen den erhöhten

Zuschlag auf das energischeste protestiert haben,

während die Industrie von Wiener Neustadt diesen

Protest zurückgezogen hat. Der Herr Finanzminister

war selbst in einer Versamnilung der Industriellen

der Stadt St. Pölten, und ich muß annehmen,

daß er ihnen dort die bindende Zusage gemacht

hat, unter allen Umständen zu verhindern, daß

die voni Gemeinderat beschlossenen Zuschläge Gesetz

werden. (Raab: Es war keine Industriellenver¬

sammlung, es war eine christlichsoziale Ver¬

sammlung 1) Es war eine Versammlung der Indu¬

striellen, wo der Herr Finanzminister zugegen war.

Wenn man diese Art der Behandlung der Gemeinden

betrachtet, gewinnt man den Eindruck, daß das

Finanzniinisteriunl immer mehr zu einer Expositur

des Jndustriellenverbandes wird und daß der Herr

Finanzminister einfach die Wünsche der Industriellen

zur Ausführung bringt und ihre Interessen berück¬

sichtigt.

Vor allem ist aber dieser Umstand auch ein

Beweis dafür, daß das Rechtsverhältnis zwischen

den Gemeinden einerseits, den Ländern und dem

Bund anderseits endlich einmal geregelt werden

muß. Die Beschlußfassung über die Gemeindezuschläge

bedeutet für jede große Jndustriegemeinde einen

Leidensweg, und es dauert oft monatelang, bis die

Gemeinden zu ihren Zuschlägen kommen. Wir haben

im Jahre 1928 bis in den Monat August hinein

warten müssen, bis von der Landesregierung endlich

die Mitteilung gekommen ist, daß die 200 Prozent

Gemeindezuschläge bewilligt werden. Es mußte

also die Gemeinde für acht Monate die Rückstände

einkassicren. Es ist begreiflich, daß sich die Be¬

völkerung über eine solche Art der Behandlung,

über solche Verwaltringsmaßnahmen mit Recht

aufregt. Wir müssen daher vom Finanzminister

verlangen, daß er auch die berechtigten Wünsche

der Jndustriegemeinden anerkennt und ihnen Rech¬

nung trägt und daß vor allein darauf Rücksicht

genommen werde, daß die Jndustriegemeinden Neues

schaffen müssen, um erstens den Notstand der

Arbeitslosigkeit wirksam zu bekärnpfen und auf der

anderen Seite allen jenen kulturellen Forderungen,

die an eine Jndustriegemeinde gestellt werden können,

zu entsprechen. Es muß endlich einmal auch in

diesen Verhältnissen Klarheit geschaffen und die

Rechte der Geineinden in bezug auf ihr Steuer¬

recht nicht eingeengt und derart beschnitten werden,

daß das Leben und das Arbeiten in den Kommunal-

verwaltnngen unerträglich wird. (Beifall und Hände¬

klatschen.)

Folgende genügend gezeichnete Anträge werden

zur Verhandlung gestellt:

Antrag der Abg. Födermayr, Buchinger, Fink,

Haueis, Pirchcgger, Gcisler, Gritschacher, Kroboth

u. Gen., betr. Herabsetzung der Erb-, Nachlaß-

und llbernahmsgebühren.

Die Erb-, Nachlaß- und llbernahmsgebühren in

der Landwirtschaft sind übertrieben hoch und bilden

die Ursache der übergroßen Verschuldung. Die

Bauern, insbesondere dw Gebirgs- und Weinbauern,

sind infolge dieser hohen Gebühren überhaupt nicht

in der Lage, ihre Wirtschaft zu übernehmen.

Die Gefertigten stellen daher den Antrag:

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„DieBundesregierung wird aufgefordert, ehestens

dem Nationalrate eine Vorlage zu unterbreiten,

die eine einschneidende und den schwierigen Ver¬

hältnissen der Landwirtschaft Rechnung tragende

Herabsetzung der Erb-, Nachlaß- und Übernahms-

gebühren beinhaltet."

Zusatz-, beziehungsweise Abänderungsantrag des

Abg. Sever u. Gen. zu dem Antrag des Abg.

Födermayr, betr. Herabsetzung der Erb-, Nachlaß-

und Übernahmsgebühren: "H »en-n

„Nach den Worten „Erb-, Nachlaß- und Über¬

nahmsgebühren" — letzte Zeile des Antrages

Födermayr— sind die Worte „für den Kleinbesitz"

einzuschalten."

216
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Damit ist die Aussprache über den X. Abschnitt

und das Bundesfinanzgesetz erledigt, und es wird

zur Abstimmung über die noch unerledigten Kapitel

geschritten, und zwar zunächst über die Kapitel des

VIII. Abschnittes.

Kapitel 27, Titel 1, „Tabak", Titel 2, „Salz",

Titel 3, „Staatslotterien", und Titel 4, „Pulver

und Sprengstoffe", werden in der Fassung des Aus¬

schusses in getrennter Abstimmung angenommen.

Kapitel 28, Titel 1, „Post- und Telegraphen¬

anstalt", wird in der Fassung des Ausschusses an¬

genommen.

Die vom Ausschuß vorgeschlagenc Entschließung

wird ebenfalls angenommen.

Kapitel 28, Titel 3, „Österreichische Bundes¬

forste", Titel 4, „Montanbetriebe", Titel 5, „Karto¬

graphisches Institut", Titel 6, „Staatsdruckerei",

Titel 7, „Hauptmünzamt", Titel 8, „Bundestheater",

Titel 9, „Wiener Zeitung", und Titel 10, „Bundes¬

apotheken", werden in getrennter Abstimniung nach

den Anträgen des Ausschusses angenommen.

Kapitel 29, „Eisenbahnen", werden nach dem

Antrag des Ausschusses angenommen.

Damit ist Abschnitt VIII erledigt, und es wird zur

Abstirnmung über den IX. Abschnitt geschritten.

Kapitel 26, „Staatsvertrag von Saint-Germain",

und Kapitel 26 a, „Zuschuß an die Postsparkasse",

werden in getrennter Abstimniung nach den Anträgen

des Ausschusses angenommen.

Damit ist Abschnitt IX erledigt, und es wird zur

Abstimmung über den X. Abschnitt geschritten.

Kapitel 16, „Finanzverwaltung", Kapitel 17,

„Öffentliche Abgaben'", und Kapitel 18, „Kassen¬

verwaltung", werden nach dem Anträge des Aus¬

schusses angenommen.

Es wird sodann zur Abstimmung über den Ent¬

schließungsantrag Födermayr und den dazu gestellten

Abänderungsautrag Scver geschritten.

Zunächst wird der Abänderungsantrag Sever

abgelehnt, hierauf die Entschließung Födermayr

angenommen.

Damit ist der Bnndesvoranschlag in zweiter Lesung

erledigt.

Es wird hierauf zur Abstimmung über das

Bundesfinanzgesetz geschritten.

Das Gesetz wird in der vom Ausschuß vor¬

geschlagenen Fassung angenommen.

Damit ist die zweite Lesung des Bnndesfinanz-

gesetzes erledigt.

An Stelle Strießnig und Baumgärtcl als

Mitglieder und Zangel als Ersatzmann des Aus¬

schusses für soziale Verwaltung werden Dewaty

und Müllner, beziehungsweise Strießnig, an

Stelle Pistor als Ersatzmann des Ausschusses für

Land- und Forstwirtschaft Strießnig, an Stelle

Zangel als Ersatzmann des Wohnungsausschusses

Tauschitz gewählt.

Die Sitzung wird hierauf zwecks Zusaunuentritts

des Ausschusses für soziale Verwaltung bis 6 Uhr

abends unterbrochen.

(Unterbrechung der Sitzung von 3 Uhr 50 Min.

nachm, bis 6 Uhr abends.)

Präsident Dr. Gürtler nimmt die Sitzung um

6 Uhr abends wieder auf.

Auf Vorschlag des Präsidenten geinäß § 33, II, der

Geschäftsordnung wird beschlossen, den Bericht des Aus¬

schusses für soziale Verwaltung über den Antrag der

Abg. Richter, Eldersch u. ©en. "(198/A) auf eine Novelle

zum Krankenversicherungsgesetz auf die Tagesordnung zu

setzen und denselben gemäß § 38, E, mit Verzicht

auf die Drucklegung sofort in Verhandlung zu

nehmen.

Berichterstatter Richter: Hohes Haus! Der

Ausschuß für soziale Verwaltung hat in seiner

heutigen Sitzung den Antrag der Abg. Richter,

Eldersch u. Gen. auf Abänderung einiger Bestim¬

mungen des Gesetzes in der Krankenversicherung der

Arbeiter in Beratung gezogen und ohne Debatte

einhellig beschlossen, dem vorgeschlagenen Gesetz¬

entwürfe seine Zustimniung zu erteilen. Diese Gesetzes¬

änderung war notwendig, weil in der XXIII. Novelle

zum Krankenversicherungsgesetze, die am 28. Dezember

1928 beschlossen wurde, im Artikel II festgelegt wurde,

daßder§4des Krankenversicherungsgesetzes der Arbeiter

aufgehoben wird, und im 8 2 dieses Gesetzes sest-

gelegt wurde, daß von der Versichernngspflicht nur

jene Angestellten des Bundes, der Bundesländer,

der Bezirksverbände, der Bezirke und Gemeinden

ausgenommen sind, die in einem festen Anstellungs-

Verhältnisse stehen, die einen Monats- oder Jahres¬

gehalt beziehen. Dadurch wurde bewirkt, daß alle

diejenigen Bediensteten der Gemeinden, die auf

Grund kollektivvertraglicher Vereinbarungen oder

auf sonstigen Vereinbarungen fußender Bestimmungen

im Wochen- oder Taglohn stehen, von der Ver¬

sicherungspflicht nicht ausgenommen wurden und

daher nach den Bestimmungen des Gesetzes eigentlich

den bestehenden Krankenkassen zuzuweisen wären.

Der Artikel I des Gesetzes, der zur Verhandlung

steht, besagt, daß auch die Bediensteten der Ge¬

meinden mit eigenem Statut von der Kranken¬

versicherungspflicht ausgenomnien werden können

und daß der Minister mit Zustinimung des Haupt¬

ausschusses des Nationalrates eine Verordnung

erlassen kann, wonach diese Personen aus der Ver¬

sicherungspflicht ausgeschiedcn werden. Der Artikel II

des Gesetzes besagt, daß in der Verlautbarung des

Textes des Gesetzes über die Krankenversicherung

auch auf diese Änderung Bedacht zu nehmen ist.

Da wir außerstande waren, in der kurzen Frist

einen schriftlichen Bericht dem Hause vorzulegen,

halten wir es für nötig und nützlich, den ganzen

Text der kurzen XXIV. Novelle zuni Kranken-
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Versicherungsgesetz dem hohen Hause zur Kenntnis

zu bringen. Dieser Text lautet (liest):

„Bundesgesetz

vom..

womit Bestimmungen des Gesetzes über die

Krankenversicherung der Arbeiter in der Fassung

des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1928,

B. G. Bl. Nr. 354, abgeändert und ergänzt werden

(XXIV. Novelle zum Krankenversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I. In 8 2 des Gesetzes über die

Krankenversicherung der Arbeiter in der Fassung

des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1928,

B. G. Bl. Nr. 354, wird der Absatz 3 zum

Absatz 4, und ist als Absatz 3 folgende Bestimmung

einzufügen:

„(») Die nicht gemäß Absatz 1, Punkt 4, von

der Versichcrungspflicht ausgenomnienen Be¬

diensteten von Gemeinden mit eigenem Statut

sowie die Bediensteten jener öffentlichen Fonds,

Stiftungen, Anstalten und Unternehmungen, die

ausschließlich oder vorwiegend von einer solchen

Gemeinde verwaltet werden, können durch Ver¬

ordnung, die der Zustimmung des Hauptausschusses

des Nationalrates bedarf, von der Versicherungs¬

pflicht ausgenounnen werden, wenn diesen Be¬

diensteten sowie deren Angehörigen und Hinter¬

bliebenen im Falle der Erkrankung Ansprüche

ans Leistungen gesichert sind, die den Leistungen

dieses Gesetzes gleichwertig sind. Soweit die

Krankenversicherungspflicht die Voraussetzung einer

anderen gesetzlichen Versicherung ist, gilt diese

Voraussetzung auch für jene Bediensteten als

erfüllt, die auf Grund der Bestimmungen dieses

Absatzes von der Bersicherungspflicht ausgenommen

wurden; für sie übernimmt der Dienstgeber die

Aufgaben, die dem Träger der Krankenversicherung

bei der Durchführung der anderen gesetzlichen

Versicherung übertragen sind, wobei die Be¬

stimmungen dieses Gesetzes entsprechend Anwendung

finden."

Artikel II. Im Falle einer Verlautbarung des

Wortlautes des Gesetzes über die Kranken¬

versicherung der Arbeiter auf Grund des Artikels VIII

des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1928,

B. G. Bl. Nr. 354, ist auf die durch Artikel I

dieses Gesetzes-angeordnete Änderung Bedacht zu

nehmen.

Artikel III. Mit der Vollziehung dieses Bundes¬

gesetzes ist der Bundesminister für soziale Ver¬

waltung ini Einvernehmen mit den beteiligten

Bundesministern betraut."

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt sohin

den Antrag, dem eben bekanntgegebenen Gesetz¬

entwürfe die verfassungsniäßige Zustimmung zu er¬

teilen.

Das Gesetz wird in der vom Berichterstatter vor-

geschlagcnen Fassung in zweiter und dritter Lesung

angenommen (B. 276).

Über Vorschlag des Präsidenten wird sodann zur

dritten Lesung des Bundesfinanzgesetzes geschritten.

Das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1929 wird

in dritter Lesung angenommen.

Die Tagesordnung ist erledigt.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen Wege

einberufen werden.

Schluß der Sitzung: 6 Uhr 10 Min. abends.

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei in Wien. 4siss
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